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Betriebssicherheitsverordnung 
BetrSichV 

mit Änderungen 2016 
 
Die seit dem 1. Juni 2015 geltende 
 

Verordnung über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln 

(Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV) 
 

wurde in 2016 geändert. 
Sie dient wie schon die Vorgängerverordnung der Umsetzung der europäischen Arbeitsmittelbenutzungsrichtlinie 
2009/104/EG und der teilweisen Umsetzung der Ex-Schutzrichtlinie 1999/92/EG. 
Dabei wurde die Umsetzung der Richtlinie 1999/92/EG im Rahmen der Novelle der BetrSichV in 2015 im Wesentlichen 
in die Gefahrstoffverordnung verschoben. 
Auch wurden verschiedene internationale Übereinkommen wie z. B. über den Maschinenschutz umgesetzt. 
Ein Schwerpunkt sind weiterhin spezielle nationale, d.h. europäisch nicht harmonisierte Regelungen für so genannte 
überwachungsbedürftige Anlagen, die in 2016 überarbeitet wurden. 
 
Die Änderungen der BetrSichV vom 13. Juli 2015, 
BGBl. I Nr. 29 vom 16. Juli 2015, vom 2. Juni 2016, 
BGBl. I S. 1257 und 15. November 2016, 
BGBl. I Nr. 54 vom 18. November 2016 sind in die nachfolgend zusammengestellte Fassung eingearbeitet. 
Angehängt sind auch die Begründungen des Gesetzgebers. 
Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 
Bereitstellung mit Lesezeichen und aktivem Inhaltsverzeichnis: form & funktion 
 
Neuerungen zur BetrSichV 2015 waren: 
Seit dem 1.Juni2015 gilt die sogenannte „neue“ Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV. 
Wesentliche Änderungen gegenüber der abgelösten Vorgängerverordnung waren z.B.: 

 Die Verordnung wurde neu strukturiert. 
 Die Anforderungen an die sichere Verwendung von Arbeitsmitteln sind als Schutzziele beschrieben. 
 Die Schnittstelle Hersteller/Arbeitgeber wurde herausgehoben. 
 Das Thema "Gefährdungsbeurteilung" wurde konkreter geregelt. 

 Das Thema "Bestandsschutz" wurde eindeutig geregelt. 
 Die "grundlegenden Sicherheitsschuztzanforderungen" der einschlägigen Gemeinschaftsrichtlinien sind bei einer 

Eigenherstellung in jedem Fall Maßstab für den Arbeitgeber. 

 Prüfinhalte, die im Rahmen eines EG-Konformitätsbewertungsverfahrens geprüft und dokumentiert wurden, müssen 
nicht erneut geprüft werden. 

 Mit der Änderung in 2016 wurde der Teil „überwachungsbedürftige Anlagen“ überarbeitet. 
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Verordnung über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Verwendung 

von Arbeitsmitteln 
 

(Betriebssicherheitsverordnung 
- BetrSichV -) 

 
Artikel 1 der Verordnung zur Neuregelung 

der Anforderungen an den Arbeitsschutz bei 
der Verwendung von Arbeitsmitteln und 

Gefahrstoffen 
vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49) 

 
Zuletzt geändert mit Verordnung vom 15. 

November 2016 (BGBl. I S. 2549)1 
 

Es verordnen auf Grund 
 

- des § 18 Absatz 1 und 2 Nummer 1, 2, 3 
und 
5 sowie des § 19 des Arbeitsschutzgesetzes, 
von denen § 18 Absatz 2 Nummer 5 zuletzt 
durch Artikel 227 Nummer 1 der Verordnung 
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) 
geändert worden ist, 

 
- des § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 
3 Nummer 1, 3, 4 Buchstabe a und h, Nummer 
7, 8 und 10 des Chemikaliengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 
2013 (BGBl. I S. 3498), 

 
- des § 34 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit § 
38 Absatz 2 und des § 37 Absatz 3 des 
Produktsicherheitsgesetzes vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178; 2012 I S. 131) und 

 
- des § 13 des Heimarbeitsgesetzes, der 
durch Artikel I Nummer 9 des Gesetzes vom 
29. Oktober 1974 (BGBl. I S. 2879) geändert 
worden ist, 

 
die Bundesregierung und auf Grund 

 
 

1Die Änderungen sind im nachfolgenden konsolidierten Text 
rot markiert. 

- des § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5 des 
Energiewirtschaftsgesetzes, der durch Artikel 6 
Nummer 9 Buchstabe a des Gesetzes vom 21. 
Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des 
Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. 
August 2002 (BGBl. I S. 3165) und dem 
Organisationserlass vom 17. Dezember 2013 
(BGBl. I S. 4310) das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit sowie 
 
- des § 25 Nummer 1 bis 4 in Verbindung mit 
§ 39 Absatz 2 des Sprengstoffgesetzes, die 
zuletzt durch Artikel 150 Nummer 1 und 3 
Buch- stabe b der Verordnung vom 31. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden sind, 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern: 
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Abschnitt 1 
Anwendungsbereich und 
Begriffsbestimmungen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich und Zielsetzung 
 

(1) Diese Verordnung gilt für die Verwen- 
dung von Arbeitsmitteln. Ziel dieser Verord- 
nung ist es, die Sicherheit und den Schutz der 
Gesundheit von Beschäftigten bei der Verwen- 
dung von Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Dies 
soll insbesondere erreicht werden durch 

 

1. die Auswahl geeigneter Arbeitsmittel und 
deren sichere Verwendung, 

 

2. die für den vorgesehenen Verwendungs- 
zweck geeignete Gestaltung von Arbeits- und 
Fertigungsverfahren sowie 

 

3. die Qualifikation und Unterweisung der 
Beschäftigten. 

 
Diese Verordnung regelt hinsichtlich der in 

§ 18 und Anhang 2 genannten überwachungs- 
bedürftigen Anlagen zu-gleich Maßnahmen 
zum Schutz anderer Personen im Gefahrenbe- 
reich, soweit diese aufgrund der Verwendung 
dieser Anlagen durch Arbeitgeber im Sinne 
des § 2 Absatz 3 gefährdet werden können. 

 

(2) Diese Verordnung gilt nicht in Betrieben, 
die dem Bundesberggesetz unterliegen, soweit 
dafür entsprechende Rechtsvorschriften beste- 
hen. Abweichend von Satz 1 gilt sie jedoch für 
überwachungsbedürftige Anlagen in Tages- 
anlagen, mit Ausnahme von Rohrleitungen 
nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2.1 Satz 1 
Buchstabe d. 

 
(3) Diese Verordnung gilt nicht auf Seeschif- 

fen unter fremder Flagge und auf Seeschiffen, 
für die das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur nach § 10 des Flag- 
genrechtsgesetzes die Befugnis zur Führung 
der Bundesflagge lediglich für die erste Über- 

führungsreise in einen anderen Hafen verlie- 
hen hat. 
 

(4) Abschnitt 3 gilt nicht für Energieanlagen 
im Sinne des § 3 Nummer 15 des Energiewirt- 
schaftsgesetzes, soweit sie Druckanlagen im 
Sinne des Anhangs 2 Abschnitt 4 Nummer 2.1 
Buchstabe b, c oder d dieser Verordnung sind. 
Satz 1 gilt nicht für Gasfüllanlagen, die Ener- 
gieanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15 des 
Energiewirtschaftsgesetzes sind und nicht auf 
dem Betriebsgelände von Unternehmen der 
öffentlichen Gasversorgung von diesen er- 
richtet und betrieben werden. 
 

(5) Das Bundesministerium der Verteidigung 
kann Ausnahmen von den Vorschriften dieser 
Verordnung zulassen, wenn zwingende 
Gründe der Verteidigung oder die Erfüllung 
zwischenstaatlicher Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik Deutschland dies erfordern und die 
Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 

(1) Arbeitsmittel sind Werkzeuge, Geräte, 
Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit 
verwendet werden, sowie überwachungsbe- 
dürftige Anlagen. 
 

(2) Die Verwendung von Arbeitsmitteln um- 
fasst jegliche Tätigkeit mit diesen. Hierzu ge- 
hören insbesondere das Montieren und Instal- 
lieren, Bedienen, An- oder Abschalten oder 
Einstellen, Gebrauchen, Betreiben, Instandhal- 
ten, Reinigen, Prüfen, Umbauen, Erproben, 
Demontieren, Transportieren und Überwachen. 
 

(3) Arbeitgeber ist, wer nach § 2 Absatz 3 des 
Arbeitsschutzgesetzes als solcher bestimmt ist. 
Dem Arbeitgeber steht gleich, 
 

1. wer, ohne Arbeitgeber zu sein, zu 
gewerblichen oder wirtschaftlichen Zwecken 
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eine überwachungsbedürftige Anlage 
verwendet, sowie 

 
2. der Auftraggeber und der 
Zwischenmeister im Sinne des 
Heimarbeitsgesetzes. 

 

(4) Beschäftigte sind Personen, die nach  
§ 2 Absatz 2 des Arbeitsschutzgesetzes als 

solche bestimmt sind. Den Beschäftigten 
stehen folgende Personen gleich, sofern sie 

Arbeitsmittel verwenden: 
 

1. Schülerinnen und Schüler sowie Studie- 
rende, 

 

2. in Heimarbeit Beschäftigte nach § 1 Absatz 
1 des Heimarbeitsgesetzes sowie 

 
3. sonstige Personen, insbesondere 
Personen, die in wissenschaftlichen 
Einrichtungen tätig sind. 

 

(5) Fachkundig ist, wer zur Ausübung einer in 
dieser Verordnung bestimmten Aufgabe über 
die erforderlichen Fachkenntnisse ver- fügt. 
Die Anforderungen an die Fachkunde sind 
abhängig von der jeweiligen Art der Aufgabe. 
Zu den Anforderungen zählen eine ent- 
sprechende Berufsausbildung, Berufserfahrung 
oder eine zeitnah ausgeübte entsprechende 
berufliche Tätigkeit. Die Fachkenntnisse sind 
durch Teilnahme an Schulungen auf aktuellem 
Stand zu halten. 

 

(6) Zur Prüfung befähigte Person ist eine Per- 
son, die durch ihre Berufsausbildung, ihre Be- 
rufserfahrung und ihre zeitnahe berufliche 
Tätigkeit über die erforderlichen Kenntnisse 
zur Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit 
hinsichtlich der Prüfung von Arbeitsmitteln in 
den Anhängen 2 und 3 weitergehende Anfor- 
derungen festgelegt sind, sind diese zu erfül- 
len. 

 

(7) Instandhaltung ist die Gesamtheit aller 
Maßnahmen zur Erhaltung des sicheren Zu- 
stands oder der Rückführung in diesen. In- 

standhaltung umfasst insbesondere Inspektion, 
Wartung und Instandsetzung. 
 

(8) Prüfung ist die Ermittlung des 
Istzustands, der Vergleich des Istzustands mit 
dem Sollzustand sowie die Bewertung der 
Abweichung des Istzustands vom Sollzustand. 
 

(9) Prüfpflichtige Änderung ist jede Maß- 
nahme, durch welche die Sicherheit eines Ar- 
beitsmittels beeinflusst wird. Auch Instandset- 
zungsarbeiten können solche Maßnahmen 
sein. 
 

(10) Stand der Technik ist der Entwicklungs- 
stand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtun- 
gen oder Betriebs-weisen, der die praktische 
Eignung einer Maßnahme oder Vorgehens- 
weise zum Schutz der Gesundheit und zur 
Sicherheit der Beschäftigten oder anderer Per- 
sonen gesichert erscheinen lässt. Bei der Be- 
stimmung des Stands der Technik sind insbe- 
sondere vergleichbare Verfahren, Einrichtun- 
gen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die 
mit Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. 
 

(11) Gefahrenbereich ist der Bereich innerhalb 
oder im Umkreis eines Arbeitsmittels, in dem 
die Sicherheit oder die Gesundheit von Be- 
schäftigten und anderen Personen durch die 
Verwendung des Arbeitsmittels gefährdet ist. 
 

(12) Errichtung umfasst die Montage und In- 
stallation am Verwendungsort. 
 

(13) Überwachungsbedürftige Anlagen sind 
Anlagen nach § 2 Nummer 30 Satz 1 des Pro- 
duktsicherheitsgesetzes, soweit sie nach 
dieser Verordnung in Anhang 2 genannt oder 
nach §18 Absatz 1 erlaubnispflichtig sind. Zu 
den überwachungsbedürftigen Anlagen 
gehören auch Mess-, Steuer- und 
Regeleinrichtungen, die dem sicheren Betrieb 
dieser überwachungsbedürftigen Anlagen 
dienen. 
 

(14) Zugelassene Überwachungsstellen sind 
die in Anhang 2 Abschnitt 1 genannten Stellen. 
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(15) Andere Personen sind Personen, die 
nicht Beschäftigte oder Gleichgestellte nach 
Absatz 4 sind und sich im Gefahrenbereich 
einer überwachungsbedürftigen Anlage inner- 
halb oder außerhalb eines Betriebsgeländes 
befinden. 

 

Abschnitt 2 
Gefährdungsbeurteilung und 

Schutzmaßnahmen 
 

§ 3 
Gefährdungsbeurteilung 

 

(1) Der Arbeitgeber hat vor der Verwendung 
von Arbeitsmitteln die auftretenden Gefähr- 
dungen zu beurteilen (Gefährdungsbeurtei- 
lung) und daraus notwendige und geeignete 
Schutzmaßnahmen abzuleiten. Das Vorhan- 
densein einer CE-Kennzeichnung am Arbeits- 
mittel entbindet nicht von der Pflicht zur 
Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung. 
Für Aufzugsanlagen gilt Satz 1 nur, wenn sie 
von einem Arbeitgeber im Sinne des § 2 Absatz 
3 Satz 1 verwendet werden. 

 
(2) In die Beurteilung sind alle Gefährdungen 

einzubeziehen, die bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln ausgehen, und zwar von 
1.  den Arbeitsmitteln selbst, 
2.  der Arbeitsumgebung und 
3.  den Arbeitsgegenständen, an denen Tätig- 

keiten mit Arbeitsmitteln durchgeführt 
werden. 

 

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist insbeson- 
dere Folgendes zu berücksichtigen: 
1.  die Gebrauchstauglichkeit von Arbeitsmit- 

teln einschließlich der ergonomischen, al- 
ters- und alternsgerechten Gestaltung, 

2.  die sicherheitsrelevanten einschließlich der 
ergonomischen Zusammenhänge zwischen 
Arbeitsplatz, Arbeitsmittel, Arbeitsverfah- 
ren, Arbeitsorganisation, Arbeitsablauf, Ar- 
beitszeit und Arbeitsaufgabe, 

3.  die physischen und psychischen Belastun- 
gen der Beschäftigten, die bei der Verwen- 
dung von Arbeitsmitteln auftreten, 

4.  vorhersehbare Betriebsstörungen und die 
Gefährdung bei Maßnahmen zu deren Be- 
seitigung. 

 

(3) Die Gefährdungsbeurteilung soll bereits 
vor der Auswahl und der Beschaffung der Ar- 
beitsmittel begonnen werden. Dabei sind ins- 
besondere die Eignung des Arbeitsmittels für 
die geplante Verwendung, die Arbeitsabläufe 
und die Arbeitsorganisation zu berücksichti- 
gen. Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von 
fachkundigen Personen durchgeführt werden. 
Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die 
entsprechenden Kenntnisse, so hat er sich 
fachkundig beraten zu lassen. 
 

(4) Der Arbeitgeber hat sich die Informatio- 
nen zu beschaffen, die für die Gefährdungsbe- 
urteilung notwendig sind. Dies sind insbeson- 
dere die nach § 21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt 
gegebenen Regeln und Er-kenntnisse, Ge- 
brauchs- und Betriebsanleitungen sowie die ihm 
zugänglichen Erkenntnisse aus der ar- 
beitsmedizinischen Vorsorge. Der Arbeitgeber 
darf diese Informationen übernehmen, sofern 
sie auf die Arbeitsmittel, Arbeitsbedingungen 
und Verfahren in seinem Betrieb anwendbar 
sind. Bei der Informationsbeschaffung kann 
der Arbeitgeber davon ausgehen, dass die vom 
Hersteller des Arbeitsmittels mitgelieferten 
Informationen zutreffend sind, es sei denn, 
dass er über andere Erkenntnisse verfügt. 
 

(5) Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung 
der Schutzmaßnahmen bereits vorhandene 
Gefährdungsbeurteilungen, hierzu gehören 
auch gleichwertige Unterlagen, die ihm der 
Hersteller oder Inverkehrbringer mit-geliefert 
hat, übernehmen, sofern die Angaben und 
Festlegungen in dieser Gefährdungsbeurtei- 
lung den Arbeitsmitteln einschließlich der 
Arbeitsbedingungen und -verfahren, im 
eigenen Betrieb entsprechen. 
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(6) Der Arbeitgeber hat Art und Umfang er- 
forderlicher Prüfungen von Arbeitsmitteln sowie 
die Fristen von wiederkehrenden Prüfungen 
nach den §§ 14 und 16 zu ermitteln und 
festzulegen, soweit diese Verordnung nicht 
bereits entsprechende Vorgaben enthält. Satz 1 
gilt auch für Aufzugsanlagen. Die Fristen für die 
wiederkehrenden Prüfungen sind so fest- 
zulegen, dass die Arbeitsmittel bis zur nächs- 
ten festgelegten Prüfung sicher verwendet 
werden können. Bei der Festlegung der Fristen 
für die wiederkehrenden Prüfungen nach § 14 
Absatz 4 dürfen die in Anhang 3 Abschnitt 1 
Nummer 3, Abschnitt 2 Nummer 4.1 Tabelle 1 
und Ab-schnitt 3 Nummer 3.2 Tabelle 1 ge- 
nannten Höchstfristen nicht überschritten 
werden. Bei der Festlegung der Fristen für die 
wiederkehrenden Prüfungen nach § 16 dürfen 
die in Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 4.1 und 
4.3, Abschnitt 3 Nummer 5.1 bis 5.3 und Ab- 
schnitt 4 Nummer 5.8 in Verbindung mit Ta- 
belle 1 genannten Höchstfristen nicht über- 
schritten werden, es sei denn, dass in den ge- 
nannten Anhängen etwas anderes bestimmt 
ist. Ferner hat der Arbeitgeber zu ermitteln 
und festzulegen, welche Voraussetzungen die 
zur Prüfung befähigten Personen erfüllen müs- 
sen, die von ihm mit den Prüfungen von Ar- 
beitsmitteln nach den §§ 14, 15 und 16 zu 
be- auftragen sind. 

 

(7) Die Gefährdungsbeurteilung ist regelmä- 
ßig zu überprüfen. Dabei ist der Stand der 
Technik zu berücksichtigen. Soweit erforder- 
lich, sind die Schutzmaßnahmen bei der Ver- 
wendung von Arbeitsmitteln entsprechend 
anzupassen. Der Arbeitgeber hat die Gefähr- 
dungsbeurteilung unverzüglich zu aktualisie- 
ren, wenn 

1.  sicherheitsrelevante Veränderungen der 
Arbeitsbedingungen einschließlich der Än- 
derung von Arbeitsmitteln dies erfordern, 

2.  neue Informationen, insbesondere Erkennt- 
nisse aus dem Unfallgeschehen oder aus 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge, vorliegen 
oder 

3.  die Prüfung der Wirksamkeit der Schutz- 
maßnahmen nach § 4 Absatz 5 ergeben 
hat, dass die festgelegten 
Schutzmaßnahmen nicht wirksam oder 
nicht ausreichend sind. 

 

Ergibt die Überprüfung der Gefährdungsbe- 
urteilung, dass keine Aktualisierung erforder- 
lich ist, so hat der Arbeitgeber dies unter An- 
gabe des Datums der Überprüfung in der Do- 
kumentation nach Absatz 8 zu vermerken. 
 

(8) Der Arbeitgeber hat das Ergebnis seiner 
Gefährdungsbeurteilung vor der erstmaligen 
Verwendung der Arbeitsmittel zu dokumen- 
tieren. Dabei sind mindestens anzugeben 
1.  die Gefährdungen, die bei der Verwendung 

der Arbeitsmittel auftreten, 
2.  die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen, 
3.  wie die Anforderungen dieser Verordnung 

eingehalten werden, wenn von den nach 
§ 21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt gegebe- 
nen Regeln und Erkenntnissen abgewichen 
wird, 

4.  Art und Umfang der erforderlichen Prüfun- 
gen sowie die Fristen der wiederkehrenden 
Prüfungen (Absatz 6 Satz 1) und 

5.  das Ergebnis der Überprüfung der 
Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen nach 
§ 4 Absatz 5. 

 
Die Dokumentation kann auch in elektroni- 

scher Form vorgenommen werden. 
 

(9) Sofern der Arbeitgeber von § 7 Absatz 1 
Gebrauch macht und die Gefährdungsbeur- 
teilung ergibt, dass die Voraussetzungen nach 
§ 7 Absatz 1 vorliegen, ist eine Dokumentation 
dieser Voraussetzungen und der gegebenen- 
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falls getroffenen Schutzmaßnahmen ausrei- 
chend. 

 
§ 4 

Grundpflichten des Arbeitgebers 
 

(1) Arbeitsmittel dürfen erst verwendet wer- 
den, nachdem der Arbeitgeber 
1. eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt 

hat, 
2. die dabei ermittelten Schutzmaßnahmen 

nach dem Stand der Technik getroffen hat 
und 

3. festgestellt hat, dass die Verwendung der 
Arbeitsmittel nach dem Stand der Technik 
sicher ist. 

 

(2) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurtei- 
lung, dass Gefährdungen durch technische 
Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Tech- 
nik nicht oder nur unzureichend vermieden 
werden können, hat der Arbeitgeber geeignete 
organisatorische und personenbezogene 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Technische 
Schutzmaßnahmen haben Vorrang vor organi- 
satorischen, diese haben wiederum Vorrang 
vor personenbezogenen Schutzmaßnahmen. 
Die Verwendung persönlicher Schutzausrüs- 
tung ist für jeden Beschäftigten auf das erfor- 
derliche Minimum zu beschränken. 

 

(3) Bei der Festlegung der 
Schutzmaßnahmen hat der Arbeitgeber die 
Vorschriften dieser Verordnung einschließlich 
der Anhänge zu beachten und die nach § 21 
Absatz 4 Nummer 
1 bekannt gegebenen Regeln und 
Erkenntnisse 
zu berücksichtigen. Bei Einhaltung dieser Re- 
geln und Erkenntnisse ist davon aus-zugehen, 
dass die in dieser Verordnung gestellten An- 
forderungen erfüllt sind. Von den Regeln und 
Erkenntnissen kann abgewichen werden, wenn 
Sicherheit und Gesundheit durch andere Maß- 
nahmen zumindest in vergleichbarer Weise 
gewährleistet werden. 

(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Arbeitsmittel, für die in § 14 und im Abschnitt 
3 dieser Verordnung Prüfungen vorgeschrie- 
ben sind, nur verwendet werden, wenn diese 
Prüfungen durchgeführt und dokumentiert 
wurden. 
 

(5) Der Arbeitgeber hat die Wirksamkeit der 
Schutzmaßnahmen vor der erstmaligen Ver- 
wendung der Arbeitsmittel zu überprüfen. 
Satz 1 gilt nicht, soweit entsprechende Prüfun- 
gen nach § 14 oder § 15 durchgeführt wurden. 
Der Arbeitgeber hat weiterhin dafür zu sorgen, 
dass Arbeitsmittel vor ihrer jeweiligen Ver- 
wendung durch Inaugenscheinnahme und 
erforderlichenfalls durch eine Funktionskon- 
trolle auf offensichtliche Mängel kontrolliert 
werden und Schutz- und Sicherheitseinrich- 
tungen einer regelmäßigen Funktions-kontrolle 
unterzogen werden. Satz 3 gilt auch bei Ar- 
beitsmitteln, für die wiederkehrende Prüfungen 
nach § 14 oder § 16 vorgeschrieben sind. 
 

(6) Der Arbeitgeber hat die Belange des Ar- 
beitsschutzes in Bezug auf die Verwendung 
von Arbeitsmitteln angemessen in seine be- 
triebliche Organisation einzubinden und hier- 
für die erforderlichen personellen, finanziellen 
und organisatorischen Voraussetzungen zu 
schaffen. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, 
dass bei der Gestaltung der Arbeitsorganisa- 
tion, des Arbeitsverfahrens und des Arbeits- 
platzes sowie bei der Auswahl und beim Zur- 
Verfügung-Stellen der Arbeitsmittel alle mit der 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftig- ten 
zusammenhängenden Faktoren, ein- 
schließlich der psychischen, ausreichend be- 
rücksichtigt werden. 
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§5 
Anforderungen an die zur Verfügung 

gestellten Arbeitsmittel 
 

(1) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeits- 
mittel zur Verfügung stellen und verwenden 
lassen, die unter Berücksichtigung der 
vorgesehenen Einsatzbedingungen bei der 
Verwendung sicher sind. Die Arbeitsmittel 
müssen 
1.  für die Art der auszuführenden Arbeiten 

geeignet sein, 
2.  den gegebenen Einsatzbedingungen und 

den vorhersehbaren Beanspruchungen an- 
gepasst sein und 

3.  über die erforderlichen sicherheitsrelevan- 
ten Ausrüstungen verfügen, 

 
sodass eine Gefährdung durch ihre Verwen- 

dung so gering wie möglich gehalten wird. 
Kann durch Maßnahmen nach den Sätzen 1 
und 2 die Sicherheit und Gesundheit nicht ge- 
währleistet werden, so hat der Arbeitgeber 
andere geeignete Schutzmaßnahmen zu tref- 
fen, um die Gefährdung so weit wie möglich 
zu reduzieren. 

 

(2) Der Arbeitgeber darf Arbeitsmittel nicht zur 
Verfügung stellen und verwenden lassen, wenn 
sie Mängel aufweisen, welche die sichere 
Verwendung beeinträchtigen. 

 

(3) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeits- 
mittel zur Verfügung stellen und verwenden 
lassen, die den für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften über Sicherheit und Gesundheits- 
schutz entsprechen. Zu diesen Rechts-vor- 
schriften gehören neben den Vorschriften die- 
ser Verordnung insbesondere Rechtsvor- 
schriften, mit denen Gemeinschaftsrichtlinien 
in deutsches Recht umgesetzt wurden und die 
für die Arbeitsmittel zum Zeitpunkt des Be- 
reitstellens auf dem Markt gelten. Arbeitsmit- 
tel, die der Arbeitgeber für eigene Zwecke 
selbst hergestellt hat, müssen den grundlegen- 
den Sicherheitsanforderungen der anzuwen- 
denden Gemeinschaftsrichtlinien entsprechen. 
Den formalen Anforderungen dieser Richtli- 
nien brauchen sie nicht zu entsprechen, es sei 
denn, es ist in der jeweiligen Richtlinie aus- 
drücklich anders bestimmt. 

(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Beschäftigte nur die Arbeitsmittel verwenden, 
die er ihnen zur Verfügung gestellt hat oder 
deren Verwendung er ihnen ausdrücklich ge- 
stattet hat. 
 

§ 6 
Grundlegende Schutzmaßnahmen bei 
der Verwendung von Arbeitsmitteln 

 

(1) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
die Arbeitsmittel sicher verwendet und dabei die 
Grundsätze der Ergonomie beachtet wer- den. 
Dabei ist Anhang 1 zu beachten. Die Ver- 
wendung der Arbeitsmittel ist so zu gestalten 
und zu organisieren, dass Belastungen und 
Fehlbeanspruchungen, die die Gesundheit und 
die Sicherheit der Beschäftigten gefährden 
können, vermieden oder, wenn dies nicht 
möglich ist, auf ein Mindestmaß reduziert 
werden. Der Arbeitgeber hat darauf zu achten, 
dass die Beschäftigten in der Lage sind, die 
Arbeitsmittel zu verwenden, ohne sich oder 
andere Personen zu gefährden. Insbesondere 
sind folgende Grundsätze einer menschenge- 
rechten Gestaltung der Arbeit zu berücksichti- 
gen: 
1.  die Arbeitsmittel einschließlich ihrer 

Schnittstelle zum Menschen müssen an die 
körperlichen Eigenschaften und die Kom- 
petenz der Beschäftigten angepasst sein so- 
wie biomechanische Belastungen bei der 
Verwendung vermieden sein. Zu berück- 
sichtigen sind hierbei die Arbeitsumgebung, 
die Lage der Zugriffstellen und des 
Schwerpunktes des Arbeitsmittels, die er- 
forderliche Körperhaltung, die Körperbe- 
wegung, die Entfernung zum Körper, die 
benötigte persönliche Schutzausrüstung 
sowie die psychische Belastung der Be- 
schäftigten, 

2.  die Beschäftigten müssen über einen ausrei- 
chenden Bewegungsfreiraum verfügen, 

http://www.wiessneth.de/


 

16 
Hinweis: Dieses Dokument enthält Lesezeichen, die Sie zur Navigation nutzen können – ein Service von form & funktion 

Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 

 
 

3.  es sind ein Arbeitstempo und ein Arbeits- 
rhythmus zu vermeiden, die zu Gefährdun- 
gen der Beschäftigten führen können, 

4.  es sind Bedien- und Überwachungstätigkei- 
ten zu vermeiden, die eine uneinge- 
schränkte und dauernde Aufmerksamkeit 
erfordern. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
vorhandene Schutzeinrichtungen und zur Ver- 
fügung gestellte persönliche Schutzausrüstun- 
gen verwendet werden, dass erforderliche 
Schutz- oder Sicherheitseinrichtungen funkti- 
onsfähig sind und nicht auf einfache Weise 
manipuliert oder umgangen werden. Der Ar- 
beitgeber hat ferner durch geeignete Maßnah- 
men dafür zu sorgen, dass Beschäftigte bei der 
Verwendung der Arbeitsmittel die nach § 12 
erhaltenen Informationen sowie Kennzeich- 
nungen und Gefahrenhinweise beachten. 

 

(3) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
1.  die Errichtung von Arbeitsmitteln, der Auf- 

und Abbau, die Erprobung sowie die In- 
standhaltung und Prüfung von Arbeitsmit- 
teln unter Berücksichtigung der sicherheits- 
relevanten Aufstellungs- und Umgebungs- 
bedingungen nach dem Stand der Technik 
erfolgen und sicher durchgeführt werden, 

2.  erforderliche Sicherheits- und Schutzab- 
stände eingehalten werden und 

3.  alle verwendeten oder erzeugten Energie- 
formen und Materialien sicher zu- und ab- 
geführt werden können. 

 

Werden Arbeitsmittel im Freien verwendet, 
hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass die 
sichere Verwendung der Arbeitsmittel unge- 
achtet der Witterungsverhältnisse stets ge- 
währleistet ist. 

§ 7 
Vereinfachte Vorgehensweise bei der 

Verwendung von Arbeitsmitteln 
 

(1) Der Arbeitgeber kann auf weitere Maß- 
nahmen nach den §§ 8 und 9 verzichten, wenn 
sich aus der Gefährdungsbeurteilung ergibt, 
dass 
1.  die Arbeitsmittel mindestens den sicher- 

heitstechnischen Anforderungen der für sie 
zum Zeitpunkt der Verwendung geltenden 
Rechtsvorschriften zum Bereitstellen von 
Arbeitsmitteln auf dem Markt entsprechen, 

2.  die Arbeitsmittel ausschließlich bestim- 
mungsgemäß entsprechend den Vorgaben 
des Herstellers verwendet werden, 

3.  keine zusätzlichen Gefährdungen der Be- 
schäftigten unter Berücksichtigung der Ar- 
beitsumgebung, der Arbeitsgegenstände, 
der Arbeitsabläufe sowie der Dauer und der 
zeitlichen Lage der Arbeitszeit auftreten 
und 

4.  Instandhaltungsmaßnahmen nach § 10 
getroffen und Prüfungen nach § 14 durchge- 
führt werden. 

 

(2) Absatz 1 gilt nicht für überwachungsbe- 
dürftige Anlagen und die in Anhang 3 ge- 
nannten Arbeitsmittel. 
 

§ 8 
Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch 

Energien, Ingangsetzen und Stillsetzen 
 

(1) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeits- 
mittel verwenden lassen, die gegen Gefähr- 
dungen ausgelegt sind durch 
1. die von ihnen ausgehenden oder verwende- 

ten Energien, 
2. direktes oder indirektes Berühren von Tei- 

len, die unter elektrischer Spannung stehen, 
oder 

3. Störungen ihrer Energieversorgung. 
 

Die Arbeitsmittel müssen ferner so gestaltet 
sein, dass eine gefährliche elektrostatische 
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Aufladung vermieden oder begrenzt wird. Ist 
dies nicht möglich, müssen sie mit Einrichtun- 
gen zum Ableiten solcher Aufladungen ausge- 
stattet sein. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Arbeitsmittel mit den sicherheitstechnisch er- 
forderlichen Mess-, Steuer- und Regeleinrich- 
tungen ausgestattet sind, damit sie sicher und 
zuverlässig verwendet werden können. 

 

(3) Befehlseinrichtungen, die Einfluss auf die 
sichere Verwendung der Arbeitsmittel haben, 
müssen insbesondere 
1.  als solche deutlich erkennbar, außerhalb 
des 

Gefahrenbereichs angeordnet und leicht 
und ohne Gefährdung erreichbar sein; ihre 
Betätigung darf zu keiner zusätzlichen Ge- 
fährdung führen, 

2.  sicher beschaffen und auf 
vorhersehbare 

Störungen, Beanspruchungen und Zwänge 
ausgelegt sein, 

3.  gegen unbeabsichtigtes oder 
unbefugtes 

Betätigen gesichert sein. 
 

(4) Arbeitsmittel dürfen nur absichtlich in 
Gang gesetzt werden können. Soweit erforder- 
lich, muss das In-gangsetzen sicher verhindert 
werden können oder müssen sich die Beschäf- 
tigten Gefährdungen durch das in Gang ge- 
setzte Arbeitsmittel rechtzeitig entziehen kön- 
nen. Hierbei und bei Änderungen des Be- 
triebszustands muss auch die Sicherheit im 
Gefahrenbereich durch geeignete Maßnahmen 
gewährleistet werden. 

 

(5) Vom Standort der Bedienung des Ar- 
beitsmittels aus muss dieses als Ganzes oder 
in Teilen so stillgesetzt und von jeder einzelnen 
Energiequelle dauerhaft sicher getrennt wer- 
den können, dass ein sicherer Zustand ge- 
währleistet ist. Die hierfür vorgesehenen Be- 
fehlseinrichtungen müssen leicht und unge- 
hindert erreichbar und deutlich erkennbar ge- 
kennzeichnet sein. Der Befehl zum Stillsetzen 

eines Arbeitsmittels muss gegenüber dem Be- 
fehl zum Ingangsetzen Vorrang haben. Können 
bei Arbeitsmitteln, die über Systeme mit Spei- 
cherwirkung verfügen, nach dem Trennen von 
jeder Energiequelle nach Satz 1 noch Energien 
gespeichert sein, so müssen Einrichtungen 
vorhanden sein, mit denen diese Systeme 
energiefrei gemacht werden können. Diese 
Einrichtungen müssen gekennzeichnet sein. Ist 
ein vollständiges Energiefreimachen nicht 
möglich, müssen an den Arbeitsmitteln ent- 
sprechende Gefahrenhinweise vorhanden sein. 
 

(6) Kraftbetriebene Arbeitsmittel müssen mit 
einer schnell erreichbaren und auffällig ge- 
kennzeichneten Notbefehlseinrichtung zum 
sicheren Stillsetzen des gesamten Arbeitsmit- 
tels ausgerüstet sein, mit der Gefahr bringende 
Bewegungen oder Prozesse ohne zusätzliche 
Gefährdungen unverzüglich stillgesetzt wer- 
den können. Auf eine Notbefehlseinrichtung 
kann verzichtet werden, wenn sie die Gefähr- 
dung nicht mindern würde; in diesem Fall ist die 
Sicherheit auf andere Weise zu gewähr- leisten. 
Vom jeweiligen Bedienungsort des Ar- 
beitsmittels aus muss feststellbar sein, ob sich 
Personen oder Hindernisse im Gefahrenbe- 
reich befinden, oder dem Ingangsetzen muss 
ein automatisch ansprechendes Sicherheits- 
system vorgeschaltet sein, das das Ingangset- 
zen verhindert, solange sich Beschäftigte im 
Gefahrenbereich aufhalten. Ist dies nicht mög- 
lich, müssen ausreichende Möglichkeiten zur 
Verständigung und Warnung vor dem In- 
gangsetzen vorhanden sein. Soweit erforder- 
lich, muss das Ingangsetzen sicher verhindert 
werden können, oder die Beschäftigten müssen 
sich Gefährdungen durch das in Gang gesetzte 
Arbeitsmittel rechtzeitig entziehen können. 
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§ 9 
Weitere Schutzmaßnahmen bei 

der Verwendung von 
Arbeitsmitteln 

 

(1) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Arbeitsmittel unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Betriebsbedingungen so verwen- 
det werden, dass Beschäftigte gegen vorher- 
sehbare Gefährdungen ausreichend geschützt 
sind. Insbesondere müssen 
1.  Arbeitsmittel ausreichend standsicher sein 

und, falls erforderlich, gegen unbeabsich- 
tigte Positions- und Lageänderungen stabi- 
lisiert werden, 

2.  Arbeitsmittel mit den erforderlichen sicher- 
heitstechnischen Ausrüstungen versehen 
sein, 

3.  Arbeitsmittel, ihre Teile und die Verbindun- 
gen untereinander den Belastungen aus in- 
neren und äußeren Kräften standhalten, 

4.  Schutzeinrichtungen bei Splitter- oder 
Bruchgefahr sowie gegen herabfallende 
oder herausschleudernde Gegenstände vor- 
handen sein, 

5.  sichere Zugänge zu Arbeitsplätzen an und 
in Arbeitsmitteln gewährleistet und ein ge- 
fahrloser Aufenthalt dort möglich sein, 

6.  Schutzmaßnahmen getroffen werden, die 
sowohl einen Absturz von Beschäftigten als 
auch von Arbeitsmitteln sicher verhindern, 

7.  Maßnahmen getroffen werden, damit Perso- 
nen nicht unbeabsichtigt in Arbeitsmitteln 
eingeschlossen werden; im Notfall müssen 
eingeschlossene Personen aus Arbeitsmit- 
teln in angemessener Zeit befreit werden 
können, 

8.  Schutzmaßnahmen gegen Gefährdungen 
durch bewegliche Teile von Arbeitsmitteln 
und gegen Blockaden solcher Teile getroffen 
werden; hierzu gehören auch Maßnahmen, 
die den unbeabsichtigten Zugang zum Ge- 
fahrenbereich von beweglichen Teilen von 
Arbeitsmitteln verhindern oder die beweg- 

liche Teile vor dem Erreichen des Gefahren- 
bereichs stillsetzen, 

9.  Maßnahmen getroffen werden, die verhin- 
dern, dass die sichere Verwendung der Ar- 
beitsmittel durch äußere Einwirkungen be- 
einträchtigt wird, 

10.Leitungen so verlegt sein, dass Gefährdun- 
gen vermieden werden, und 

11.Maßnahmen getroffen werden, die verhin- 
dern, dass außer Betrieb gesetzte 
Arbeits- mittel zu Gefährdungen führen. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat Schutzmaßnahmen 
gegen Gefährdungen durch heiße oder kalte 
Teile, scharfe Ecken und Kanten und raue 
Oberflächen von Arbeitsmitteln zu treffen. 
 

(3) Der Arbeitgeber hat weiterhin dafür zu 
sorgen, dass Schutzeinrichtungen 
1.  einen ausreichenden Schutz gegen Gefähr- 

dungen bieten, 
2.  stabil gebaut sind, 
3.  sicher in Position gehalten werden, 
4.  die Eingriffe, die für den Einbau oder den 

Austausch von Teilen sowie für Instand- 
haltungsarbeiten erforderlich sind, mög- 
lichst ohne Demontage der Schutzeinrich- 
tungen zulassen, 

5.  keine zusätzlichen Gefährdungen verursa- 
chen, 

6.  nicht auf einfache Weise umgangen oder 
unwirksam gemacht werden können und 

7.  die Beobachtung und Durchführung des 
Arbeitszyklus nicht mehr als notwendig 
einschränken. 

 

(4) Werden Arbeitsmittel in Bereichen mit ge- 
fährlicher explosionsfähiger Atmosphäre ver- 
wendet oder kommt es durch deren Verwen- 
dung zur Bildung gefährlicher explosionsfähi- 
ger Atmosphäre, müssen unter Beachtung der 
Gefahrstoffverordnung die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen getroffen werden, insbe- 
sondere sind die für die jeweilige Zone geeig- 
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neten Geräte und Schutzsysteme im Sinne der 
Richtlinie 2014/34/EU des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Geräte und Schutzsys- 
teme zur bestimmungsgemäßen Verwendung 
in explosionsgefährdeten Bereichen (ABl. L 96 
vom 29.3.2014, S. 309) einzusetzen. Diese 
Schutzmaßnahmen sind vor der erstmaligen 
Verwendung der Arbeitsmittel im Explosions- 
schutzdokument nach § 6 Absatz 9 der Gefahr- 
stoffverordnung zu dokumentieren. 

 
(5) Soweit nach der Gefährdungsbeurteilung 

erforderlich, müssen an Arbeitsmitteln oder in 
deren Gefahrenbereich ausreichende, ver- 
ständliche und gut wahrnehmbare Sicherheits- 
kennzeichnungen und Gefahrenhinweise so- 
wie Einrichtungen zur angemessenen, unmiss- 
verständlichen und leicht wahrnehmbaren 
Warnung im Gefahrenfall vorhanden sein. 

 
§ 10 

Instandhaltung und Änderung von 
Arbeitsmitteln 

 

(1) Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaß- 
nahmen zu treffen, damit die Arbeitsmittel 
während der gesamten Verwendungsdauer 
den für sie geltenden Sicherheits- und Ge- 
sundheitsschutzanforderungen entsprechen 
und in einem sicheren Zustand erhalten wer- 
den. Dabei sind die Angaben des Herstellers 
zu berück-sichtigen. Notwendige Instandhal- 
tungsmaßnahmen nach Satz 1 sind unverzüg- 
lich durchzuführen und die dabei erforderli- 
chen Schutzmaßnahmen zu treffen. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaß- 
nahmen auf der Grundlage einer Gefähr- 
dungsbeurteilung sicher durchführen zu lassen 
und dabei die Betriebsanleitung des Herstellers 
zu berücksichtigen. Instandhaltungsmaßnah- 
men dürfen nur von fachkundigen, beauftrag- 
ten und unterwiesenen Beschäftigten oder von 

sonstigen für die Durchführung der Instand- 
haltungsarbeiten geeigneten Auftragnehmern 
mit vergleichbarer Qualifikation durchgeführt 
werden. 
 

(3) Der Arbeitgeber hat alle erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, damit Instandhal- 
tungsarbeiten sicher durchgeführt werden 
können. Dabei hat er insbesondere 
1.  die Verantwortlichkeiten für die Durchfüh- 

rung der erforderlichen Sicherungsmaß- 
nahmen festzulegen, 

2.  eine ausreichende Kommunikation zwi- 
schen Bedien- und Instandhaltungspersonal 
sicherzustellen, 

3.  den Arbeitsbereich während der Instandhal- 
tungsarbeiten abzusichern, 

4.  das Betreten des Arbeitsbereichs durch 
Unbefugte zu verhindern, soweit das nach 
der Gefährdungs-beurteilung erforderlich 
ist, 

5.  sichere Zugänge für das 
Instandhaltungspersonal vorzusehen, 

6.  Gefährdungen durch bewegte oder angeho- 
bene Arbeitsmittel oder deren Teile sowie 
durch gefährliche Energien oder Stoffe zu 
vermeiden, 

7.  dafür zu sorgen, dass Einrichtungen 
vorhanden sind, mit denen Energien besei- 
tigt werden können, die nach einer Tren- 
nung des instand zu haltenden Arbeitsmit- 
tels von Energiequellen noch gespeichert 
sind; diese Einrichtungen sind entsprechend 
zu kennzeichnen, 

8.  sichere Arbeitsverfahren für solche Arbeits- 
bedingungen festzulegen, die vom Normal- 
zustand abweichen, 

9.  erforderliche Warn- und Gefahrenhinweise 
bezogen auf Instandhaltungsarbeiten an 
den Arbeitsmitteln zur Verfügung zu stel- 
len, 
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10.dafür zu sorgen, dass nur geeignete 
Geräte 

und Werkzeuge und eine geeignete persön- 
liche Schutzausrüstung verwendet werden, 

11.bei Auftreten oder Bildung gefährlicher 
explosionsfähiger Atmosphäre Schutzmaß- 
nahmen entsprechend § 9 Absatz 4 Satz 1 
zu treffen, 

12.Systeme für die Freigabe bestimmter Arbei- 
ten anzuwenden. 

 

(4) Werden bei Instandhaltungsmaßnahmen 
an Arbeitsmitteln die für den Normalbetrieb 
getroffenen technischen Schutzmaßnahmen 
ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder 
müssen solche Arbeiten unter Gefährdung 
durch Energie durchgeführt werden, so ist die 
Sicherheit der Beschäftigten während der 
Dauer dieser Arbeiten durch andere geeignete 
Maßnahmen zu gewährleisten. 

 

(5) Werden Änderungen an Arbeitsmitteln 
durchgeführt, gelten die Absätze 1 bis 3 ent- 
sprechend. Der Arbeitgeber hat sicherzustel- 
len, dass die geänderten Arbeitsmittel die Si- 
cherheits- und Gesundheitsschutzanforderun- 
gen nach § 5 Absatz 1 und 2 erfüllen. Bei Än- 
derungen von Arbeitsmitteln hat der Arbeitge- 
ber zu beurteilen, ob es sich um prüfpflichtige 
Änderungen handelt. Er hat auch zu beurtei- 
len, ob er bei den Änderungen von Arbeits- 
mitteln Herstellerpflichten zu beachten hat, die 
sich aus anderen Rechtsvorschriften, insbeson- 
dere dem Produktsicherheitsgesetz oder einer 
Verordnung nach § 8 Absatz 1 des Produktsi- 
cherheitsgesetzes ergeben. 

 
§ 11 

Besondere Betriebszustände, 
Betriebsstörungen und 

Unfälle 
 

(1) Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu er- 
greifen, durch die unzulässige oder instabile 
Betriebszustände von Arbeitsmitteln verhin- 
dert werden. Können instabile Zustände nicht 
sicher verhindert werden, hat der Arbeitgeber 

Maßnahmen zu ihrer Beherrschung zu treffen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten insbesondere für An- 
und Abfahr- sowie Erprobungsvorgänge. 
 

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Beschäftigte und andere Personen bei einem 
Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich 
gerettet und ärztlich versorgt werden können. 
Dies schließt die Bereitstellung geeigneter Zu- 
gänge zu den Arbeitsmitteln und in diese so- 
wie die Bereitstellung erforderlicher Befesti- 
gungsmöglichkeiten für Rettungseinrichtun- gen 
an und in den Arbeitsmitteln ein. Im Not- fall 
müssen Zugangssperren gefahrlos selbst- tätig 
in einen sicheren Bereich öffnen. Ist dies nicht 
möglich, müssen Zugangssperren über eine 
Notentriegelung leicht zu öffnen sein, wo- bei 
an der Notentriegelung und an der Zu- 
gangssperre auf die noch bestehenden Gefah- 
ren besonders hingewiesen werden muss. Be- 
steht die Möglichkeit, in ein Arbeitsmittel ein- 
gezogen zu werden, muss die Rettung einge- 
zogener Personen möglich sein. 
 

(3) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
die notwendigen Informationen über Maß- 
nahmen bei Notfällen zur Verfügung stehen. 
Die Informationen müssen auch Rettungs- 
diensten zur Verfügung stehen, soweit sie für 
Rettungseinsätze benötigt werden. Zu den In- 
formationen zählen: 
1.  eine Vorabmitteilung über einschlägige Ge- 

fährdungen bei der Arbeit, über Maßnah- 
men zur Feststellung von Gefährdungen 
sowie über Vorsichtsmaßregeln und Verfah- 
ren, damit die Rettungsdienste ihre eigenen 
Abhilfe- und Sicherheitsmaßnahmen vorbe- 
reiten können, 

2.  Informationen über einschlägige und 
spezifische Gefährdungen, die bei einem 
Unfall oder Notfall auftreten können, ein- 
schließlich der Informationen über die 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2. 
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Treten durch besondere Betriebszustände oder 
Betriebsstörungen Gefährdungen auf, hat der 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass dies durch 
Warneinrichtungen angezeigt wird. 

 

(4) Werden bei Rüst-, Einrichtungs- und Er- 
probungsarbeiten oder vergleichbaren Arbei- 
ten an Arbeitsmitteln die für den Normalbe- 
trieb getroffenen technischen Schutzmaßnah- 
men ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 
oder müssen solche Arbeiten unter Gefähr- 
dung durch Energie durchgeführt werden, so 
ist die Sicherheit der Beschäftigten während 
der Dauer dieser Arbeiten durch andere geeig- 
nete Maßnahmen zu gewährleisten. Die Ar- 
beiten nach Satz 1 dürfen nur von fachkundi- 
gen Personen durchgeführt werden. 

 

(5) Insbesondere bei Rüst- und Einrichtungs- 
arbeiten, der Erprobung und der Prüfung von 
Arbeitsmitteln sowie bei der Fehlersuche sind 
Gefahrenbereiche festzulegen. Ist ein Aufent- 
halt im Gefahrenbereich von Arbeitsmitteln 
erforderlich, sind auf der Grundlage der Ge- 
fährdungsbeurteilung weitere Maßnahmen zu 
treffen, welche die Sicherheit der Beschäftigten 
gewährleisten. 

 
§ 12 

Unterweisung und besondere 
Beauftragung von Beschäftigten 

 

(1) Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig 
verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen ausrei- 
chende und angemessene Informationen an- 
hand der Gefährdungsbeurteilung in einer für 
die Beschäftigten verständlichen Form und 
Sprache zur Verfügung zu stellen über 
1.  vorhandene Gefährdungen bei der Verwen- 

dung von Arbeitsmitteln einschließlich da- 
mit verbundener Gefährdungen durch die 
Arbeitsumgebung, 

2.  erforderliche Schutzmaßnahmen und Ver- 
haltensregelungen und 

3.  Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfäl- 
len und zur Ersten Hilfe bei Notfällen. 

 
Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten vor 

Aufnahme der Verwendung von Arbeitsmit- teln 
tätigkeitsbezogen anhand der Informatio- nen 
nach Satz 1 zu unterweisen. Danach hat er in 
regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch 
einmal jährlich, weitere Unterweisungen 
durchzuführen. Das Datum einer jeden Un- 
terweisung und die Namen der Unterwiesenen 
hat er schriftlich festzuhalten. 
 

(2) Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig 
verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen eine 
schriftliche Betriebsanweisung für die Ver- 
wendung des Arbeitsmittels in einer für die 
Beschäftigten verständlichen Form und Spra- 
che an geeigneter Stelle zur Verfügung zu 
stellen. Satz 1 gilt nicht für Arbeitsmittel, für die 
keine Gebrauchsanleitung nach § 3 Absatz 
4 des Produktsicherheitsgesetzes mitgeliefert 
werden muss. Anstelle einer Betriebsanwei- 
sung kann der Arbeitgeber auch eine bei der 
Bereitstellung des Arbeitsmittels auf dem Markt 
mitgelieferte Gebrauchsanleitung oder 
Betriebsanleitung zur Verfügung stellen, wenn 
diese Informationen enthalten, die einer Be- 
triebsanweisung entsprechen. Die Betriebsan- 
weisung ist bei sicherheitsrelevanten Ände- 
rungen der Arbeitsbedingungen zu aktualisie- 
ren und bei der regelmäßig wiederkehrenden 
Unterweisung nach § 12 des Arbeitsschutzge- 
setzes in Bezug zu nehmen. 
 

(3) Ist die Verwendung von Arbeitsmitteln mit 
besonderen Gefährdungen verbunden, hat der 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass diese nur 
von hierzu beauftragten Beschäftigten 
verwendet werden. 
 

§ 13 
Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber 

 

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, in seinem 
Betrieb Arbeiten durch eine betriebsfremde 
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Person (Auftragnehmer) durchführen zu las- 
sen, so darf er dafür nur solche Auftragnehmer 
heranziehen, die über die für die geplanten 
Arbeiten erforderliche Fachkunde verfügen. Der 
Arbeitgeber als Auftraggeber hat die Auf- 
tragnehmer, die ihrerseits Arbeitgeber sind, 
über die von seinen Arbeitsmitteln ausgehen- 
den Gefährdungen und über spezifische Ver- 
haltensregeln zu informieren. Der Auftrag- 
nehmer hat den Auftraggeber und andere Ar- 
beitgeber über Gefährdungen durch seine Ar- 
beiten für Beschäftigte des Auftraggebers und 
anderer Arbeitgeber zu informieren. 

 

(2) Kann eine Gefährdung von Beschäftigten 
anderer Arbeitgeber nicht ausgeschlossen 
werden, so haben alle betroffenen Arbeitgeber 
bei ihren Gefährdungsbeurteilungen zusam- 
menzuwirken und die Schutzmaß-nahmen so 
abzustimmen und durchzuführen, dass diese 
wirksam sind. Jeder Arbeitgeber ist dafür ver- 
antwortlich, dass seine Beschäftigten die ge- 
meinsam festgelegten Schutzmaßnahmen an- 
wenden. 

 

(3) Besteht bei der Verwendung von Ar- 
beitsmitteln eine erhöhte Gefährdung von Be- 
schäftigten anderer Arbeitgeber, ist für die Ab- 
stimmung der jeweils erforderlichen Schutz- 
maßnahmen durch die beteiligten Arbeitgeber 
ein Koordinator/eine Koordinatorin schriftlich zu 
bestellen. Sofern aufgrund anderer Arbeits- 
schutzvorschriften bereits ein Koordinator/eine 
Koordinatorin bestellt ist, kann dieser/diese 
auch die Koordinationsaufgaben nach dieser 
Verordnung übernehmen. Dem Koordina- 
tor/der Koordinatorin sind von den beteiligten 
Arbeitgebern alle erforderlichen sicherheitsre- 
levanten Informationen sowie Informationen 
zu den festgelegten Schutzmaßnahmen zur 
Verfügung zu stellen. Die Bestellung eines 
Koordinators/einer Koordinatorin entbindet 

die Arbeitgeber nicht von ihrer Verantwortung 
nach dieser Verordnung. 
 

§ 14 
Prüfung von Arbeitsmitteln 

 

(1) Der Arbeitgeber hat Arbeitsmittel, deren 
Sicherheit von den Montagebedingungen ab- 
hängt, vor der erstmaligen Verwendung von 
einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu 
lassen. Die Prüfung umfasst Folgendes: 
1.  die Kontrolle der vorschriftsmäßigen Mon- 

tage oder Installation und der sicheren 
Funktion dieser Arbeitsmittel, 

2.  die rechtzeitige Feststellung von Schäden, 
3.  die Feststellung, ob die getroffenen sicher- 

heitstechnischen Maßnahmen wirksam 
sind. 

 

Prüfinhalte, die im Rahmen eines Konformi- 
tätsbewertungsverfahrens geprüft und doku- 
mentiert wurden, müssen nicht erneut geprüft 
werden. Die Prüfung muss vor jeder Inbetrieb- 
nahme nach einer Montage stattfinden. 
 

(2) Arbeitsmittel, die Schäden verursachen- 
den Einflüssen ausgesetzt sind, die zu Gefähr- 
dungen der Beschäftigten führen können, hat 
der Arbeitgeber wiederkehrend von einer zur 
Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen. 
Die Prüfung muss entsprechend den nach § 3 
Absatz 6 ermittelten Fristen stattfinden. Ergibt 
die Prüfung, dass ein Arbeitsmittel nicht bis zu 
der nach § 3 Absatz 6 ermittelten nächsten 
wiederkehrenden Prüfung sicher betrieben 
werden kann, ist die Prüffrist neu festzulegen. 
 

(3) Arbeitsmittel sind nach prüfpflichtigen 
Änderungen vor ihrer nächsten Verwendung 
durch eine zur Prüfung befähigte Person prü- 
fen zu lassen. Arbeitsmittel, die von außerge- 
wöhnlichen Ereignissen betroffen sind, die 
schädigende Auswirkungen auf ihre Sicherheit 
haben können, durch die Beschäftigte gefähr- 
det werden können, sind vor ihrer weiteren 
Verwendung einer außerordentlichen Prüfung 
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durch eine zur Prüfung befähigte Person un- 
terziehen zu lassen. Außergewöhnliche Ereig- 
nisse können insbesondere Unfälle, längere 
Zeiträume der Nichtverwendung der Arbeits- 
mittel oder Naturereignisse sein. 

 

(4) Bei der Prüfung der in Anhang 3 genann- 
ten Arbeitsmittel gelten die dort genannten 
Vorgaben zusätzlich zu den Vorgaben der Ab- 
sätze 1 bis 3. 

 

(5) Der Fälligkeitstermin von wiederkehren- 
den Prüfungen wird jeweils mit dem Monat und 
dem Jahr angegeben. Die Frist für die nächste 
wiederkehrende Prüfung beginnt mit dem 
Fälligkeitstermin der letzten Prüfung. Wird eine 
Prüfung vor dem Fälligkeitstermin 
durchgeführt, beginnt die Frist für die nächste 
Prüfung mit dem Monat und Jahr der Durch- 
führung. Für Arbeitsmittel mit einer Prüffrist von 
mehr als zwei Jahren gilt Satz 3 nur, wenn die 
Prüfung mehr als zwei Monate vor dem 
Fälligkeitstermin durchgeführt wird. Ist ein 
Arbeitsmittel zum Fälligkeitstermin der wie- 
derkehrenden Prüfung außer Betrieb gesetzt, 
so darf es erst wieder in Betrieb genommen 
werden, nachdem diese Prüfung durchgeführt 
worden ist; in diesem Fall beginnt die Frist für 
die nächste wiederkehrende Prüfung mit dem 
Termin der Prüfung. Eine wiederkehrende 
Prüfung gilt als fristgerecht durchgeführt, wenn 
sie spätestens zwei Monate nach dem 
Fälligkeitstermin durchgeführt wurde. Dieser 
Absatz ist nur anzuwenden, soweit es sich um 
Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 
und Anhang 3 handelt. 

 

(6) Zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 
Absatz 6 unterliegen bei der Durchführung der 
nach dieser Verordnung vorgeschriebenen 
Prüfungen keinen fachlichen Weisungen durch 
den Arbeitgeber. Zur Prüfung befähigte Perso- 
nen dürfen vom Arbeitgeber wegen ihrer 
Prüftätigkeit nicht benachteiligt werden. 

(7) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
das Ergebnis der Prüfung nach den Absätzen 1 
bis 4 aufgezeichnet und mindestens bis zur 
nächsten Prüfung aufbewahrt wird. Dabei hat 
er dafür zu sorgen, dass die Aufzeichnungen 
nach Satz 1 mindestens Auskunft geben über: 
1.  Art der Prüfung, 
2.  Prüfumfang, 
3.  Ergebnis der Prüfung und 
4.  Name und Unterschrift der zur Prüfung 

befähigten Person; bei ausschließlich elekt- 
ronisch übermittelten Dokumenten elektro- 
nische Signatur. 

 

Aufzeichnungen können auch in elektroni- 
scher Form aufbewahrt werden. Werden Ar- 
beitsmittel nach den Absätzen 1 und 2 sowie 
Anhang 3 an unterschiedlichen Betriebsorten 
verwendet, ist am Einsatzort ein Nachweis 
über die Durchführung der letzten Prüfung 
vorzuhalten. 
 

(8) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für über- 
wachungsbedürftige Anlagen, soweit entspre- 
chende Prüfungen in den §§ 15 und 16 vorge- 
schrieben sind. Absatz 7 gilt nicht für überwa- 
chungsbedürftige Anlagen, soweit entspre- 
chende Aufzeichnungen in § 17 vorgeschrieben 
sind. 
 

Abschnitt 3 
Zusätzliche Vorschriften für 

überwachungsbedürftige Anlagen 
 

§ 15 
Prüfung vor Inbetriebnahme und vor 

Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen 
Änderungen 

 

(1) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass 
überwachungsbedürftige Anlagen vor erstma- 
liger Inbetriebnahme und vor Wiederinbe- 
triebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen 
geprüft werden. Bei der Prüfung ist festzustel- 
len, 
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1.  ob die für die Prüfung benötigten techni- 
schen Unterlagen, wie beispielsweise eine 
EG-Konformitätserklärung, vorhanden sind 
und ihr Inhalt plausibel ist und 

2.  ob die Anlage einschließlich der Anlagen- 
teile entsprechend dieser Verordnung er- 
richtet oder geändert worden ist und sich 
auch unter Berücksichtigung der Aufstell- 
bedingungen in einem sicheren Zustand be- 
findet. 

 

Die Prüfung ist nach Maßgabe der in Anhang 2 
genannten Vorgaben durchzuführen. Prüfin- 
halte, die im Rahmen von Konformitätsbe- 
wertungsverfahren geprüft und dokumentiert 
wurden, müssen nicht erneut geprüft werden. 

 

(2) Bei der Prüfung nach Absatz 1 ist auch 
festzustellen, ob die getroffenen sicherheits- 
technischen Maßnahmen geeignet und funkti- 
onsfähig sind und ob die Frist für die nächste 
wiederkehrende Prüfung nach § 3 Absatz 6 
zutreffend festgelegt wurde. Abweichend von 
Satz 1 ist die Feststellung der zutreffenden 
Prüffrist für Druckanlagen, deren Prüffrist nach 
Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.4 er- mittelt 
wird, unmittelbar nach deren Ermitt- lung 
durchzuführen. Über die in den Sätzen 1 und 2 
festgelegten Prüffristen entscheidet im 
Streitfall die zuständige Behörde. Satz 1 gilt 
ferner nicht für die Eignung der sicherheits- 
technischen Maßnahmen, die Gegenstand einer 
Erlaubnis nach § 18 oder einer Genehmigung 
nach anderen Rechtsvorschriften sind. 

 

(3) Die Prüfungen nach Absatz 1 sind von ei- 
ner zugelassenen Überwachungsstelle nach 
Anhang 2 Abschnitt 1 durchzuführen. Sofern 
dies in Anhang 2 Abschnitt 2, 3 oder 4 vorge- 
sehen ist, können die Prüfungen nach Satz 1 
auch von einer zur Prüfung befähigten Person 
durchgeführt werden. Darüber hinaus können 
alle Prüfungen nach prüfpflichtigen Änderun- 
gen, die nicht die Bauart oder die Betriebs- 

weise einer überwachungsbedürftigen Anlage 
betreffen, von einer zur Prüfung befähigten 
Person durchgeführt werden. Bei überwa- 
chungsbedürftigen Anlagen, die für einen 
ortsveränderlichen Einsatz vorgesehen sind 
und nach der ersten Inbetriebnahme an einem 
neuen Standort aufgestellt werden, können die 
Prüfungen nach Absatz 1 durch eine zur Prü- 
fung befähigte Person durchgeführt werden. 
 

§ 16 
Wiederkehrende Prüfung 

 

(1) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass 
überwachungsbedürftige Anlagen nach Maß- 
gabe der in Anhang 2 genannten Vorgaben 
wiederkehrend auf ihren sicheren Zustand 
hinsichtlich des Betriebs geprüft werden. 
 

(2) Bei der wiederkehrenden Prüfung ist auch 
zu überprüfen, ob die Frist für die nächste 
wiederkehrende Prüfung nach § 3 Absatz 6 
zutreffend festgelegt wurde. Im Streitfall ent- 
scheidet die zuständige Behörde. 
 

(3) § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. Ist eine 
behördlich angeordnete Prüfung durchgeführt 
worden, so beginnt die Frist für eine wieder- 
kehrende Prüfung mit Monat und Jahr der 
Durchführung dieser Prüfung, wenn diese der 
wiederkehrenden Prüfung entspricht. 
 

(4) § 15 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 17 
Prüfaufzeichnungen und -

bescheinigungen 
 

(1) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
das Ergebnis der Prüfung nach den §§ 15 und 
16 aufgezeichnet wird. Sofern die Prüfung von 
einer zugelassenen Überwachungsstelle 
durchzuführen ist, ist von dieser eine Prüfbe- 
scheinigung über das Ergebnis der Prüfung zu 
fordern. 
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Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen 
müssen mindestens Auskunft geben über 
 

1.  Anlagenidentifikation, 
2.  Prüfdatum, 
3.  Art der Prüfung, 
4.  Prüfungsgrundlagen, 
5.  Prüfumfang, 
6.  Eignung und Funktion der technischen 

Schutzmaßnahmen sowie Eignung der or- 
ganisatorischen Schutzmaßnahmen, 

7.  Ergebnis der Prüfung, 
8.  Frist bis zur nächsten wiederkehrenden 

Prüfung nach § 16 Absatz 2 und 
9.  Name und Unterschrift des Prüfers, bei Prü- 

fung durch zugelassene Überwachungs- 
stellen zusätzlich Name der zugelassenen 
Überwachungsstelle; bei ausschließlich 
elektronisch übermittelten Dokumenten die 
elektronische Signatur. 

 

Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen 
sind während der gesamten Verwendungs- 
dauer am Betriebsort der überwachungsbe- 
dürftigen Anlage aufzubewahren und der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
Sie können auch in elektronischer Form auf- 
bewahrt werden. 

 

(2) Unbeschadet der Aufzeichnungen und 
Prüfbescheinigungen nach Absatz 1 muss in 
der Kabine von Aufzugsanlagen eine Kenn- 
zeichnung, zum Beispiel in Form einer Prüf- 
plakette, deutlich sichtbar und dauerhaft an- 
gebracht sein, aus der sich Monat und Jahr der 
nächsten wiederkehrenden Prüfung sowie der 
prüfenden Stelle ergibt.. 

 
§ 18 

Erlaubnispflicht 
 

(1) Die Errichtung und der Betrieb sowie die 
Änderungen der Bauart oder Betriebsweise, 
welche die Sicherheit der Anlage beeinflussen, 
folgender Anlagen bedürfen der Erlaubnis der 
zuständigen Behörde: 
1.  Dampfkesselanlagen nach Anhang 2 Ab- 

schnitt 4 Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe a, 
die nach Artikel 13 in Verbindung mit An- 

hang II Diagramm 5 der Richtlinie 
2014/68/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Har- 
monisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung von 
Druckgeräten auf dem Markt (ABl. L 189 
vom 27.6.2014, S. 164) in die Kategorie IV 
einzustufen sind, 

2.  Anlagen mit Druckgeräten nach Anhang 2 
Abschnitt 4 Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe 
c, in denen mit einer Füllkapazität von mehr 
als 10 Kilogramm je Stunde ortsbewegliche 
Druckgeräte im Sinne von Anhang 2 Ab- 
schnitt 4 Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe b 
mit Druckgasen zur Abgabe an Andere be- 
füllt werden, 

3.   ortsfeste Anlagen einschließlich der Lager- 
und Vorratsbehälter zum Befüllen von 
Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen mit 
entzündbaren Gasen im Sinne von Anhang 
1 Nummer 2.2 der Verordnung (EG) Nr. 
1272/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa- 
ckung von Stoffen und Gemischen, zur Än- 
derung und Aufhebung der Richtlinien 
67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Än- 
derung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
(ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1) zur Ver- 
wendung als Treib- oder Brennstoff (Gas- 
füllanlagen), 

4.  Räume oder Bereiche einschließlich der in 
ihnen vorgesehenen ortsfesten Behälter und 
sonstiger Lagereinrichtungen, die dazu be- 
stimmt sind, dass in ihnen entzündbare 
Flüssigkeiten mit einem Gesamtrauminhalt 
von mehr als 10 000 Litern gelagert werden 
(Lageranlagen), soweit Räume oder Berei- 
che nicht zu Anlagen nach den Nummern 5 
bis 7 gehören, 

5.  ortsfest errichtete oder dauerhaft am glei- 
chen Ort verwendete Anlagen mit einer 
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Umschlagkapazität von mehr als 1 000 Li- 
tern je Stunde, die dazu bestimmt sind, dass 
in ihnen Transportbehälter mit entzündba- 
ren Flüssigkeiten befüllt werden (Füllstel- 
len), 

6.  ortsfeste Anlagen für die Betankung von 
Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen mit 
entzündbaren Flüssigkeiten (Tankstellen), 

7.  ortsfeste Anlagen oder Bereiche auf Flugfel- 
dern, in denen Kraftstoffbehälter von Luft- 
fahrzeugen aus Hydrantenanlagen mit ent- 
zündbaren Flüssigkeiten befüllt werden 
(Flugfeldbetankungsanlagen). 

8.   Anlagen für die Betankung von Land-, Was- 
ser- und Luftfahrzeugen, bei denen Anlagen 
nach den Nummern 3 und 6 in einem 
räumlichen oder betriebstechnischen Zu- 
sammenhang verwendet werden (Betan- 
kungsanlagen). 

 

Entzündbare Flüssigkeiten nach Satz 1 
Nummer 4 bis 6 sind solche mit Stoffeigen- 
schaften nach Anhang 1 Nummer 2.6 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1272/2008, sofern sie einen 
Flammpunkt von weniger als 23 Grad Celsius 
haben. Zu einer Anlage im Sinne des Satzes 1 
gehören auch Mess-, Steuer- und Regelein- 
richtungen, die dem sicheren Betrieb dieser 
Anlage dienen. 

 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
1.  Anlagen, in denen Wasserdampf oder Heiß- 

wasser in einem Herstellungsverfahren 
durch Wärmerückgewinnung entsteht, es 
sei denn, Rauchgase werden gekühlt und 
der entstehende Wasserdampf oder das ent- 
stehende Heißwasser werden nicht über- 
wiegend der Verfahrensanlage zugeführt, 
und 

2.  Anlagen zum Entsorgen von Kältemitteln, 
die einem Wärmetauscher entnommen und 
in ein ortsbewegliches Druckgerät gefüllt 
werden. 

(3) Die Erlaubnis ist schriftlich zu beantragen. 
Ein Antrag auf eine Teilerlaubnis ist möglich. 
Dem Antrag sind alle Unterlagen beizufügen, 
die für die Beurteilung des Antrages notwen- dig 
sind. Aus den Unterlagen muss hervorge- hen, 
dass Aufstellung, Bauart und Betriebs- weise 
den Anforderungen dieser Verordnung und 
hinsichtlich des Brand- und Explosions- 
schutzes auch der Gefahrstoffverordnung ent- 
sprechen und dass die vorgesehenen sicher- 
heitstechnischen Maßnahmen geeignet sind. 
Den Unterlagen ist ein Prüfbericht einer zuge- 
lassenen Überwachungsstelle beizufügen, in 
dem bestätigt wird, dass die Anlage bei Ein- 
haltung der in den Unterlagen genannten 
Maßnahmen einschließlich der Prüfungen nach 
Anhang 2 Abschnitt 3 und 4 sicher betrieben 
werden kann. Aus den Unterlagen muss wei- 
terhin hervorgehen, dass 
1.  auch die möglichen Gefährdungen, die sich 

aus der Arbeitsumgebung und durch Wech- 
selwirkungen mit anderen Arbeitsmitteln, 
insbesondere anderen überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen, die in einem räumlichen 
oder betriebstechnischen Zusammenhang 
mit der beantragten Anlage verwendet 
werden, betrachtet wurden und die Anfor- 
derungen und die vorgesehenen Schutz- 
maßnahmen geeignet sind, und 

2.  die sich aus der Zusammenarbeit 
verschiedener Arbeitgeber ergebenden 
Maßnahmen nach § 13 berücksichtigt wur- 
den. 

 

(4) Die zuständige Behörde hat die Erlaubnis 
zu erteilen, wenn die vorgesehene Aufstellung, 
Bauart und Betriebsweise den sicherheitstech- 
nischen Anforderungen dieser Verordnung 
und hinsichtlich des Brand- und Explosions- 
schutzes auch der Gefahrstoffverordnung ent- 
sprechen. Die Erlaubnis kann beschränkt, be- 
fristet, unter Bedingungen erteilt sowie mit 
Auflagen verbunden werden. Die nachträgli- 
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che Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen ist zulässig. 

 
(5) Die zuständige Behörde hat über den An- 

trag innerhalb von drei Monaten, nachdem er 
bei ihr eingegangen ist, zu entscheiden. Die 
Frist kann in begründeten Fällen verlängert 
werden. Die verlängerte Frist ist zusammen 
mit den Gründen für die Verlängerung dem 
Antragsteller mitzuteilen. 

 

Abschnitt 4 
Vollzugsregelungen und Ausschuss 

für Betriebssicherheit 
 

§ 19 
Mitteilungspflichten, behördliche 

Ausnahmen 
 

(1) Der Arbeitgeber hat bei Arbeitsmitteln 
nach den Anhängen 2 und 3 der zuständigen 
Behörde folgende Ereignisse unverzüglich an- 
zuzeigen: 
1.  jeden Unfall, bei dem ein Mensch getötet 

oder erheblich verletzt worden ist, und 
2.  jeden Schadensfall, bei dem Bauteile oder 

sicherheitstechnische Einrichtungen versagt 
haben. 

 

(2) Die zuständige Behörde kann bei überwa- 
chungsbedürftigen Anlagen vom Arbeitgeber 
verlangen, dass dieser das nach Absatz 1 
anzu- zeigende Ereignis auf seine Kosten durch 
eine möglichst im gegenseitigen Einvernehmen 
bestimmte zugelassene Überwachungsstelle 
sicherheitstechnisch beurteilen lässt und ihr 
die Beurteilung schriftlich vorlegt. Die sicher- 

heitstechnische Beurteilung hat sich insbeson- 
dere auf die Fest-stellung zu erstrecken, 
1.  worauf das Ereignis zurückzuführen ist, 
2.  ob sich die überwachungsbedürftige Anlage 

in einem nicht sicheren Zustand befand und 
ob nach Behebung des Mangels eine Ge- 
fährdung nicht mehr besteht und 

3.  ob neue Erkenntnisse gewonnen worden 
sind, die andere oder zusätzliche Schutz- 
vorkehrungen erfordern. 

 

(3) Unbeschadet des § 22 des Arbeitsschutz- 
gesetzes hat der Arbeitgeber der zuständigen 
Behörde auf Verlangen Folgendes zu übermit- 
teln: 
1.  die Dokumentation der Gefährdungsbeur- 

teilung nach § 3 Absatz 8 und die ihr zu- 
grunde liegenden In-formationen, 
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2.  einen Nachweis, dass die Gefährdungsbeur- 
teilung entsprechend den Anforderungen 
nach § 3 Absatz 2 Satz 2 erstellt wurde, 

3.  Angaben zu den nach § 13 des Arbeits- 
schutzgesetzes verantwortlichen Personen, 

4.  Angaben zu den getroffenen Schutzmaß- 
nahmen einschließlich der Betriebsanwei- 
sung. 

 

(4) Die zuständige Behörde kann auf schriftli- 
chen Antrag des Arbeitgebers Ausnahmen von 
den §§ 8 bis 11 und Anhang 1 zulassen, wenn 
die Anwendung dieser Vorschriften für den 
Arbeitgeber im Einzelfall zu einer unverhält- 
nismäßigen Härte führen würde, die Aus- 
nahme sicherheitstechnisch vertretbar und mit 
dem Schutz der Beschäftigten und, soweit 
überwachungsbedürftige Anlagen betroffen 
sind, auch mit dem Schutz anderer Personen 
vereinbar ist. Der Arbeitgeber hat der zustän- 
digen Behörde im Antrag Folgendes darzule- 
gen: 
1.  den Grund für die Beantragung der Aus- 

nahme, 
2.  die betroffenen Tätigkeiten und Verfahren, 
3.  die Zahl der voraussichtlich betroffenen 

Beschäftigten, 
4.  die technischen und organisatorischen Maß- 

nahmen, die zur Gewährleistung der Si- 
cherheit und zur Vermeidung von Gefähr- 
dungen getroffen werden sollen. 

 

Für ihre Entscheidung kann die Behörde ein 
Sachverständigengutachten verlangen, 
dessen Kosten der Arbeitgeber zu tragen hat. 

 

(5) Die zuständige Behörde kann bei überwa- 
chungsbedürftigen Anlagen im Einzelfall eine 
außerordentliche Prüfung anordnen, wenn 
hierfür ein besonderer Anlass besteht. Ein sol- 
cher Anlass besteht insbesondere dann, wenn 
ein Schadensfall eingetreten ist. Der Arbeitge- 
ber hat eine angeordnete Prüfung unverzüg- 
lich zu veranlassen. 

(6) Die zuständige Behörde kann die in An- 
hang 2 Abschnitt 2 bis 4 und Anhang 3 ge- 
nannten Fristen im Einzelfall verkürzen, soweit 
es zur Gewährleistung der Sicherheit der An- 
lagen erforderlich ist. Die zuständige Behörde 
kann die in Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 und 
Anhang 3 genannten Fristen im Einzelfall ver- 
längern, soweit die Sicherheit auf andere Weise 
gewährleistet ist. 
 

§ 20 
Sonderbestimmungen für 

überwachungsbedürftige Anlagen 
des Bundes 

 

(1) Aufsichtsbehörde für die in Anhang 2 Ab- 
schnitt 2 bis 4 genannten überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, der Bun- 
deswehr und der Bundespolizei ist das zu- 
ständige Bundesministerium oder die von ihm 
bestimmte Behörde. Dies gilt auch für alle in 
Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 genannten überwa- 
chungsbedürftigen Anlagen auf den von der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes, der Bundeswehr und der Bundes- 
polizei genutzten Dienstliegenschaften. Für 
andere der Aufsicht der Bundesverwaltung 
unterliegende überwachungsbedürftige Anla- 
gen nach Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 bestimmt 
sich die zuständige Aufsichtsbehörde nach § 38 
Absatz 1 des Produktsicherheitsgesetzes. 
 

(2) § 18 findet keine Anwendung auf die in 
Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 genannten überwa- 
chungsbedürftigen Anlagen der Wasserstra- 
ßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, 
der Bundeswehr und der Bundespolizei. 
 

§ 21 
Ausschuss für 

Betriebssicherheit 
 

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird ein Ausschuss für Betriebssi- 
cherheit gebildet. Dieser Ausschuss soll aus 
fachkundigen Vertretern der Arbeitgeber, der 
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Gewerkschaften, der Länderbehörden, der ge- 
setzlichen Unfallversicherung und der zuge- 
lassenen Überwachungsstellen bestehen 
sowie aus weiteren fachkundigen Personen, 
insbe- sondere aus der Wissenschaft. Die 
Gesamtzahl der Mitglieder soll 21 Personen 
nicht über- schreiten. Für jedes Mitglied ist ein 
stellvertre- tendes Mitglied zu benennen. Die 
Mitglied- schaft im Ausschuss für 
Betriebssicherheit ist ehrenamtlich. 

 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales beruft die Mitglieder des Ausschusses 
und die stellvertretenden Mitglieder. Der Aus- 
schuss gibt sich eine Geschäftsordnung und 
wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
aus seiner Mitte. Die Geschäftsordnung und 
die Wahl der oder des Vorsitzenden bedürfen 
der Zustimmung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales. 

 

(3) Das Arbeitsprogramm des Ausschusses 
für Betriebssicherheit wird mit dem Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Soziales abgestimmt. 
Der Ausschuss arbeitet eng mit den anderen 
Ausschüssen beim Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales zusammen. 

 

(4) Die Sitzungen des Ausschusses sind 
nicht öffentlich. Beratungs- und 
Abstimmungser- gebnisse des Ausschusses 
sowie Niederschrif- ten der Untergremien sind 
vertraulich zu be- handeln, soweit die Erfüllung 
der Aufgaben, die den Untergremien oder den 
Mitgliedern des Ausschusses obliegen, dem 
nicht entge- genstehen. 

 

(5) Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört 
es, 
1.  den Stand von Wissenschaft und Technik, 

Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene sowie 
sonstiger gesicherter arbeitswissenschaftli- 
cher Erkenntnisse bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln zu ermitteln und dazu Emp- 
fehlungen auszusprechen, 

2.  zu ermitteln, wie die in dieser Verordnung 
gestellten Anforderungen erfüllt werden 
können, und dazu die dem jeweiligen Stand 
der Technik und der Arbeitsmedizin ent- 
sprechenden Regeln und Erkenntnisse zu 
erarbeiten, 

3.  das Bundesministerium für Arbeit und Sozi- 
ales in Fragen von Sicherheit und Gesund- 
heitsschutz bei der Verwendung von Ar- 
beitsmitteln zu beraten und 

4.  die von den zugelassenen Überwachungs- 
stellen nach § 37 Absatz 5 Nummer 8 des 
Produktsicherheitsgesetzes gewonnenen 
Erkenntnisse auszuwerten und bei den 
Aufgaben nach den Nummern 1 bis 3 zu be- 
rücksichtigen. 

 

(6) Nach Prüfung kann das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Soziales 
1.  die vom Ausschuss für Betriebssicherheit 

ermittelten Regeln und Erkenntnisse nach 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 im Gemeinsa- 
men Ministerialblatt bekannt geben und 

2.  die Empfehlungen nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 sowie die Beratungsergebnisse 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 in geeig- 
neter Weise veröffentlichen. 

 

(7) Die Bundesministerien sowie die zustän- 
digen obersten Landesbehörden können zu 
den Sitzungen des Ausschusses Vertreter ent- 
senden. Diesen ist auf Verlangen in der Sit- 
zung das Wort zu erteilen. 
 

(8) Die Geschäfte des Ausschusses führt die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits- 
medizin. 
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Abschnitt 5 
Ordnungswidrigkeiten und 

Straftaten, Schlussvorschriften 
 

§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Absatz 
1 Nummer 1 des Arbeitsschutzgesetzes han- 
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.  entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 eine 

Gefähr- dung nicht oder nicht richtig 
beurteilt, 

2.  entgegen § 3 Absatz 3 Satz 3 eine 
Gefähr- dungsbeurteilung durchführt, 

3.  (aufgehoben) 
4.  (aufgehoben) 
5.  entgegen § 3 Absatz 7 Satz 4 eine Gefähr- 

dungsbeurteilung nicht oder nicht rechtzei- 
tig aktualisiert, 

6.  entgegen § 3 Absatz 8 Satz 1 ein dort ge- 
nanntes Ergebnis nicht oder nicht rechtzei- 
tig dokumentiert, 

7.  entgegen § 4 Absatz 1 ein Arbeitsmittel ver- 
wendet, 

8.  entgegen § 4 Absatz 4 nicht dafür sorgt, 
dass Arbeitsmittel, für die in § 14 oder in 
Abschnitt 3 dieser Verordnung Prüfungen 
vorgeschrieben sind, nur verwendet wer- 
den, wenn diese Prüfungen durchgeführt 
und dokumentiert wurden, 

9.  entgegen § 5 Absatz 2 ein Arbeitsmittel ver- 
wenden lässt, 

10. entgegen § 5 Absatz 4 nicht dafür sorgt, 
dass ein Beschäftigter nur ein dort genann- 
tes Arbeitsmittel verwendet, 

11.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 1.3 Satz 1 nicht da- 
für sorgt, dass ein Beschäftigter nur auf ei- 
nem dort genannten Platz mitfährt, 

12.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit Anhang 1 Nummer 1.4 Satz 
1 nicht da- für sorgt, dass eine dort 
genannte Einrichtung vorhanden ist, 

13.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 1.5 eine dort ge- 
nannte Maßnahme nicht oder nicht recht- 
zeitig trifft, 

14.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 1.7 Satz 1 nicht da- 
für sorgt, dass die dort genannte Geschwin- 
digkeit angepasst werden kann, 

15.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 1.8 Satz 1 
Buchstabe a nicht dafür sorgt, dass eine 
Verbindungseinrichtung gesichert ist, 

16.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit Anhang 1 Nummer 2.1 Satz 
1 nicht da- für sorgt, dass die 
Standsicherheit oder die Festigkeit eines 
dort genannten Arbeitsmit- tels 
sichergestellt ist, 

17.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 2.1 Satz 5 ein dort 
genanntes Arbeitsmittel nicht richtig auf- 
stellt oder nicht richtig verwendet, 

18.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit Anhang 1 Nummer 2.2 Satz 
1 nicht da- für sorgt, dass ein Arbeitsmittel 
mit einem dort genannten Hinweis versehen 
ist, 

19.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 2.3.2 nicht dafür 
sorgt, dass ein dort genanntes Arbeitsmittel 
abgebremst und eine ungewollte Bewegung 
verhindert werden kann, 

20.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 2.4 Satz 2 nicht da- 
für sorgt, dass das Heben eines Beschäftig- 
ten nur mit einem dort genannten Arbeits- 
mittel oder einer dort genannten Zusatzaus- 
rüstung erfolgt, 

21.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 2.5 Buchstabe b 
oder Buchstabe c nicht dafür sorgt, dass 
Lasten sicher angeschlagen werden oder 
Lasten oder Lastaufnahme- oder Anschlag- 
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mittel sich nicht unbeabsichtigt lösen oder 
verschieben können, 

22.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 3.2.3 Satz 2 nicht da- 
für sorgt, dass ein dort genanntes Gerüst 
verankert wird, 

23.entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 3.2.6 Satz 1 nicht da- 
für sorgt, dass ein Gerüst nur in der dort 
genannten Weise auf-, ab- oder umgebaut 
wird, 

24.entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1 nicht dafür 
sorgt, dass eine Schutzeinrichtung verwen- 
det wird, 

25.entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 eine 
Information nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, 
26.entgegen § 12 Absatz 1 Satz 2 einen 

Beschäf- 
tigten nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterweist, 

27.entgegen § 12 Absatz 2 Satz 1 eine 
Betriebsanweisung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfü- 
gung stellt, 

28.entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 
4 

Satz 1 ein Arbeitsmittel nicht oder nicht 
rechtzeitig prüfen lässt, 

29.entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 ein Arbeits- 
mittel einer außerordentlichen Überprüfung 
nicht oder nicht rechtzeitig unterziehen 
lässt, 

30.entgegen § 14 Absatz 7 Satz 1 nicht dafür 
sorgt, dass ein Ergebnis aufgezeichnet und 
aufbewahrt wird, 

31.entgegen § 14 Absatz 7 Satz 2 nicht dafür 
sorgt, dass eine Aufzeichnung eine dort ge- 
nannte Auskunft gibt, 

32.entgegen § 19 Absatz 1 bei einem Arbeits- 
mittel nach Anhang 3 Abschnitt 1 Nummer 
1.1, Abschnitt 2 Nummer 1.1 Satz 1 oder 
Abschnitt 3 Nummer 1.1 Satz 1 eine An- 

zeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

33.entgegen § 19 Absatz 3 eine Dokumenta- 
tion, eine Information, einen Nachweis oder 
eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig oder nicht rechtzeitig übermittelt. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 39 Absatz 
1 Nummer 7 Buchstabe a des Produktsicher- 
heitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1.  entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in 

Verbindung mit Anhang 1 Nummer 4.1 Satz 
1 nicht da- für sorgt, dass ein 
Kommunikationssystem installiert und 
wirksam ist, 

2.  entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 4.1 Satz 2 einen 
Notfallplan nicht oder nicht rechtzeitig dem 
Notdienst zur Verfügung stellt, 

3.  entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 4.1 Satz 5 eine dort 
genannte Einrichtung nicht oder nicht 
rechtzeitig bereitstellt, 

4.  entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 4.1 Satz 6 nicht da- 
für sorgt, dass eine Person Hilfe herbeirufen 
kann, 

5.  entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung 
mit Anhang 1 Nummer 4.4 Satz 1 nicht da- 
für sorgt, dass ein Personenumlaufaufzug 
nur von Beschäftigten verwendet wird, 

5a.entgegen §6 Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit Anhang 1 Nummer 4.4. 
Satz 2 einen Personenumlaufaufzug durch 
eine andere Person verwenden lässt, 

6.  entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 nicht 
sicherstellt, dass eine 
überwachungsbedürftige Anlage geprüft 
wird, 

7.  entgegen § 16 Absatz 1 in Verbindung mit 
Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 4.1 oder 4.3, 
Abschnitt 3 Nummer 5.1 Satz 1 bis 3 oder 4, 
Nummer 5.2 Satz 1 oder Nummer 5.3 Satz 1 
oder Abschnitt 4 Nummer 5.1 Satz 1, 2 oder 
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3, Nummer 5.2 bis 5.4 oder 5.5, Nummer 
5.7 
Satz 3, Nummer 5.8 oder Nummer 5.9 Satz 
1 nicht sicherstellt, dass eine überwachungs- 
bedürftige Anlage geprüft wird, 

8.  ohne Erlaubnis nach § 18 Absatz 1 Satz 1 
eine dort genannte Anlage errichtet oder 
betreibt, 

9.  einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 
Absatz 5 Satz 1 zuwiderhandelt oder 

10.eine in Absatz 1 Nummer 9 oder Nummer 
24 bezeichnete Handlung in Bezug auf eine 
überwachungsbedürftige Anlage nach § 2 
Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes 
begeht. 

 
(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 39 Absatz 

1 Nummer 7 Buchstabe b des Produktsicher- 
heitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 19 Absatz 1 bei einem 
Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitt 2 
Nummer 2 Buchstabe a oder b Satz 1, Ab- 
schnitt 3 Nummer 2 oder Abschnitt 4 Nummer 
2.1, 2.2 oder 2.3 eine Anzeige nicht, nicht rich- 
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
stattet. 

 
§ 23 

Straftaten 
 

(1) Wer durch eine in § 22 Absatz 1 
bezeichnete vorsätzliche Handlung Leben 
oder Gesundheit eines Beschäftigten 
gefährdet, ist nach § 26 Nummer 2 des 
Arbeitsschutzgesetzes strafbar. 

 

(2) Wer eine in § 22 Absatz 2 bezeichnete 
vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt 
oder durch eine solche vorsätzliche Handlung 
Le- ben oder Gesundheit eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefähr- 
det, ist nach § 40 des Produktsicherheitsgeset- 
zes strafbar. 

§ 24 
Übergangsvorschriften 

 

(1) Der Weiterbetrieb einer erlaubnisbedürf- 
tigen Anlage, die vor dem 1. Juni 2015 befugt 
errichtet und verwendet wurde, ist zulässig. 
Eine Erlaubnis, die nach dem bis dahin gelten- 
den Recht erteilt wurde, gilt als Erlaubnis im 
Sinne dieser Verordnung. § 18 Absatz 4 Satz 3 
ist auf Anlagen nach den Sätzen 1 und 2 an- 
wendbar. 
 

(2) Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 
2 Nummer 2 Buchstabe a, die vor dem 30. Juni 
1999 erstmals zur Verfügung gestellt wurden, 
sowie Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Ab- 
schnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b, die vor dem 
31. Dezember 1996 erstmals zur Verfügung 
gestellt wurden, müssen den Anforderungen 
des Anhangs 1 Nummer 4.1 spätestens am 31. 
Dezember 2020 entsprechen. Satz 1 gilt nicht 
für den Notfallplan gemäß Anhang 1 Nummer 
4.1 Satz 2. 
 

„(3) Bei Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Ab- 
schnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung nach den Vor- 
schriften der bis zum 31. Mai 2015 geltenden 
Betriebssicherheitsverordnung erstmalig oder 
wiederkehrend geprüft worden sind, ist die 
wiederkehrende Prüfung nach Anhang 2 Ab- 
schnitt 2 Nummer 4.1 und Nummer 4.3 dieser 
Verordnung erstmalig nach Ablauf der nach der 
Prüffrist nach der bis zum 31. Mai 2015 
geltenden Betriebssicherheitsverordnung 
durchzuführen. 
 

(4) Die Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt 3 
Nummer 5.1 Satz 1 ist erstmals 6 Jahre nach 
der Prüfung vor der erstmaligen Inbetrieb- 
nahme durchzuführen. Bei Anlagen, die vor 
dem 1. Juni 2012 erstmals in Betrieb genom- 
men wurden, ist die Prüfung nach Satz 1 spä- 
testens bis zum 1. Juni 2018 durchzuführen. 
Die Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt 3 
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Nummer 5.2 Satz 1 ist erstmals drei Jahre 
nach 
der Prüfung vor der Inbetriebnahme oder nach 
der Prüfung nach § 15 Absatz 15 der bis zum 
31. Mai 2015 geltenden Betriebssicherheitsver- 
ordnung durchzuführen. 

 
(5) Abweichend von Anhang 2 Abschnitt 3 

Nummer 3.1 Buchstabe b und Abschnitt 4 
Nummer 3 Buchstabe b dürfen zur Prüfung 
befähigte Personen auch ohne die dort vorge- 
schriebene Erfahrung Prüfungen durchführen, 
wenn sie nach der bis zum 31. Mai 2015 gel- 
tenden Betriebssicherheitsverordnung entspre- 
chende Prüfungen befugt durchgeführt haben. 

 

(6) Die Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt 4 
Nummer 5.3 ist spätestens zehn Jahre nach der 
letzten Prüfung der Anlage durchzuführen. Bei 
Anlagen nach Satz 1, die nur aus einem Anla- 
genteil gemäß Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 
2.2 und zugehörigen Sicherheitseinrichtungen 
bestehen, kann für die Festlegung der Prüffrist 
nach Satz 1 die letzte Prüfung des Anlagenteils 
zu Grunde gelegt werden, sofern die Prüfin- 
halte der Prüfung des Anlagenteils den 
Prüfinhalten der Anlagenprüfung gleichwertig 
sind. Bei Anlagen, die zuletzt vor dem 1. Juni 
2008 geprüft wurden, ist die Prüfung nach Satz 
1 spätestens bis zum 1. Juni 2018 
durchzuführen. 

 

(7) Die Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt 4 
Nummer 6.2.1 ist erstmals fünf Jahre nach der 
letzten Prüfung der Anlage durchzuführen. Bei 
Anlagen, die zuletzt vor dem 1. Juni 2012 ge- 
prüft wurden, ist die Prüfung nach Satz 1 spä- 
testens bis zum 1. Juni 2017 durchzuführen. 

Artikel 2 
Änderung der 

Gefahrstoffverordnung 
(In diesem Dokument nicht abgedruckt) 

 
 
 
 
 

Artikel 32
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die 
Betriebssicherheitsverordnung vom  
27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), die 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom  
8. November 2011 (BGBl. I S. 2178) geändert 
worden ist, außer Kraft. 
 

Artikel 43
 

Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver- 
kündung4 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Artikel 3 der Verordnung zur Neuregelung der Anforderungen 
an den Arbeitsschutz  bei  der  Verwendung  von  Arbeitsmitteln  
und Gefahrstoffen 
3  Artikel 4 der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/27/EU 
und zur Änderung von Arbeitsschutzverordnungen vom 15. November 
2016 
4 Tag der Verkündung war der 18. November 2016 
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Anhang 1 (zu § 6 Absatz 1 Satz 2) 
Besondere Vorschriften für bestimmte 

Arbeitsmittel 
Inhaltsübersicht 

1. Besondere Vorschriften für die Verwendung von mobilen, selbstfahren- 
den oder nicht selbstfahrenden, Arbeitsmitteln 

2. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum 
Heben von Lasten 

3. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln bei 
zeitweiligem Arbeiten auf hoch gelegenen Arbeitsplätzen 

4. Besondere Vorschriften für Aufzugsanlagen 
5. Besondere Vorschriften für Druckanlagen 

 
1. Besondere Vorschriften für die Verwendung von mobilen, selbstfahrenden oder nicht 

selbstfahrenden, Arbeitsmitteln 
 

1.1          Mobile Arbeitsmittel müssen so ausgerüstet sein, dass die Gefährdung für mitfahrende Beschäftigte so 
gering wie möglich gehalten wird. Dies gilt auch für die Gefährdungen der Beschäftigten durch Kontakt 
mit Rädern und Ketten. 

1.2 Gefährdungen durch plötzliches Blockieren von Energieübertragungsvorrichtungen zwischen mobilen 
Arbeitsmitteln und ihren technischen Zusatzausrüstungen oder Anhängern sind durch technische Maß- 
nahmen zu vermeiden. Sofern dies nicht möglich ist, sind andere Maßnahmen zu ergreifen, die eine 
Gefährdung der Beschäftigten verhindern. Es sind Maßnahmen zu treffen, die die Beschädigung der 
Energieübertragungsvorrichtungen verhindern. 

1.3 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass bei mobilen Arbeitsmitteln mitfahrende Beschäftigte nur auf 
sicheren und für diesen Zweck ausgerüsteten Plätzen mitfahren. 
Besteht die Möglichkeit des Kippens oder Überschlagens des Arbeitsmittels, hat der Arbeitgeber durch 
folgende Einrichtungen sicherzustellen, dass mitfahrende Beschäftigte nicht durch Überschlagen oder 
Kippen des Arbeitsmittels gefährdet werden: 

 

a)   eine Einrichtung, die verhindert, dass das Arbeitsmittel um mehr als eine Vierteldrehung kippt, 
 

b)   eine Einrichtung, die gewährleistet, dass ein ausreichender Freiraum um mitfahrende Beschäftigte 
erhalten bleibt, sofern die Kippbewegung mehr als eine Vierteldrehung ausmachen kann, oder 

 

c)   eine andere Einrichtung mit gleicher Schutzwirkung. 
 

Falls beim Überschlagen oder Kippen des Arbeitsmittels ein mitfahrender Beschäftigter zwischen Teilen 
des Arbeitsmittels und dem Boden eingequetscht werden kann, muss ein Rückhaltesystem für den mit- 
fahrenden Beschäftigten vorhanden sein. 

1.4 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass bei Flurförderzeugen Einrichtungen vorhanden sind, die 
Gefährdungen aufsitzender Beschäftigter infolge Kippens oder Überschlagens der Flurförderzeuge ver- 
hindern. Solche Einrichtungen sind zum Beispiel 

 

a)   eine Fahrerkabine, 
 

b)   Einrichtungen, die das Kippen oder Überschlagen verhindern, 
 

c)   Einrichtungen, die gewährleisten, dass bei kippenden oder sich überschlagenden Flurförderzeugen 
für die aufsitzenden Beschäftigten zwischen Flur und Teilen der Flurförderzeuge ein ausreichender 
Freiraum verbleibt, oder 

 

d)   Einrichtungen, durch die die Beschäftigten auf dem Fahrersitz gehalten werden, sodass sie von Tei- 
len umstürzender Flurförderzeuge nicht erfasst werden können. 

 

1.5 Der Arbeitgeber hat vor der ersten Verwendung von mobilen selbstfahrenden Arbeitsmitteln Maßnah- 
men zu treffen, damit sie 
a) gegen unerlaubtes Ingangsetzen gesichert werden können, 
b) so ausgerüstet sind, dass das Ein- und Aussteigen sowie Auf- und Absteigen Beschäftigter gefahr- 

los möglich ist, 
c) mit Vorrichtungen versehen sind, die den Schaden durch einen möglichen Zusammenstoß mehre- 

rer schienengebundener Arbeitsmittel so weit wie möglich verringern, 
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d) mit einer Bremseinrichtung versehen sind; sofern erforderlich, muss zusätzlich eine Feststelleinrich- 

tung vorhanden sein und eine über leicht zugängliche Befehlseinrichtungen oder eine Automatik 
ausgelöste Notbremsvorrichtung das Abbremsen und Anhalten im Fall des Versagens der Haupt- 
bremsvorrichtung ermöglichen, 

e) über geeignete Hilfsvorrichtungen, wie zum Beispiel Kamera-Monitor-Systeme verfügen, die eine 
Überwachung des Fahrwegs gewährleisten, falls die direkte Sicht des Fahrers nicht ausreicht, um 
die Sicherheit anderer Beschäftigter zu gewährleisten, 

f) beim Einsatz bei Dunkelheit mit einer Beleuchtungsvorrichtung versehen sind, die für die 
durchzuführenden Arbeiten geeignet ist und ausreichend Sicherheit für die Beschäftigten bietet, 

g) sofern durch sie selbst oder ihre Anhänger oder Ladungen eine Gefährdung durch Brand besteht, 
ausreichende Brandbekämpfungseinrichtungen besitzen, es sei denn, am Einsatzort sind solche 
Brandbekämpfungseinrichtungen in ausreichend kurzer Entfernung vorhanden, 

h) sofern sie ferngesteuert sind, automatisch anhalten, wenn sie aus dem Kontrollbereich der Steue- 
rung herausfahren, 

i) sofern sie automatisch gesteuert sind und unter normalen Einsatzbedingungen mit Beschäftigten 
zusammenstoßen oder diese einklemmen können, mit entsprechenden Schutzvorrichtungen ausge- 
rüstet sind, es sei denn, dass andere geeignete Vorrichtungen die Möglichkeiten eines Zusammen- 
stoßes vermeiden, und 

j) so ausgerüstet sind, dass mitzuführende Lasten und Einrichtungen gegen unkontrollierte Bewegun- 
gen gesichert werden können. 

1.6 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass sich Beschäftigte nicht im Gefahrenbereich selbstfahrender 
Arbeitsmittel aufhalten. Ist die Anwesenheit aus betrieblichen Gründen unvermeidlich, hat der Arbeitge- 
ber Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen der Beschäftigten so gering wie möglich zu halten. 

1.7 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Geschwindigkeit von mobilen Arbeitsmitteln, die durch 
Mitgänger geführt werden, durch den Mitgänger angepasst werden kann. Sie müssen beim Loslassen 
der Befehlseinrichtungen selbsttätig unverzüglich zum Stillstand kommen. 

1.8 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Verbindungseinrichtungen mobiler Arbeitsmittel, die miteinan- 
der verbunden sind, 

 

a)   gegen unbeabsichtigtes Lösen gesichert sind und 

b)   sich gefahrlos und leicht betätigen lassen. 

Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen zu treffen, damit mobile Arbeitsmittel oder Zusatzausrüstungen mitei- 
nander verbunden oder voneinander getrennt werden können, ohne die Beschäftigten zu gefährden. 
Solche Verbindungen dürfen sich nicht unbeabsichtigt lösen können. 

1.9 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
 

a)   selbstfahrende Arbeitsmittel nur von Beschäftigten geführt werden, die hierfür geeignet sind und 
eine angemessene Unterweisung erhalten haben, 

 

b)   für die Verwendung mobiler Arbeitsmittel in einem Arbeitsbereich geeignete Verkehrsregeln festge- 
legt und eingehalten werden, 

 

c)   bei der Verwendung von mobilen Arbeitsmitteln mit Verbrennungsmotor eine gesundheitlich unbe- 
denkliche Atemluft vorhanden ist, 

 

d)   mobile Arbeitsmittel so abgestellt und beim Transport sowie bei der Be- und Entladung so gesichert 
werden, dass unbeabsichtigte Bewegungen der Arbeitsmittel, die zu Gefährdungen der Beschäf- 
tigten führen können, vermieden werden. 

 

2. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten 
 

2.1 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Standsicherheit und Festigkeit von Arbeitsmitteln zum 
Heben von Lasten, ihrer Lastaufnahmeeinrichtungen und gegebenenfalls abnehmbarer Teile jederzeit 
sichergestellt sind. Hierbei hat er auch besondere Bedingungen wie Witterung, Transport, Auf- und Ab- 
bau, mögliche Ausfälle und vorgesehene Prüfungen, auch mit Prüflast, zu berücksichtigen. 
Sofern nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, hat der Arbeitgeber Arbeitsmittel mit einer Ein- 
richtung zu versehen, die ein Überschreiten der zulässigen Tragfähigkeit verhindert. Auch sind Belas- 
tungen der Aufhängepunkte oder der Verankerungspunkte an den tragenden Teilen zu berücksichtigen. 
Demontierbare und mobile Arbeitsmittel zum Heben von Lasten müssen so aufgestellt und verwendet 
werden, dass die Standsicherheit des Arbeitsmittels gewährleistet ist und dessen Kippen, Verschieben 
oder Abrutschen verhindert wird. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die korrekte Durchführung 
der Maßnahmen von einem hierzu besonders eingewiesenen Beschäftigten überprüft wird. 
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2.2 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten mit einem deutlich 
sichtbaren Hinweis auf die zulässige Tragfähigkeit versehen sind. Sofern unterschiedliche Betriebszu- 
stände möglich sind, ist die zulässige Tragfähigkeit für die einzelnen Betriebszustände anzugeben. 
Lastaufnahmeeinrichtungen sind so zu kennzeichnen, dass ihre für eine sichere Verwendung grundle- 
genden Eigenschaften zu erkennen sind. Arbeitsmittel zum Heben von Beschäftigten müssen hierfür 
geeignet sein sowie deutlich sichtbar mit Hinweisen auf diesen Verwendungszweck gekennzeichnet 
werden. 

2.3 Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die verhindern, dass Lasten 
a) sich ungewollt gefährlich verlagern, herabstürzen oder 
b) unbeabsichtigt ausgehakt werden können. 
Wenn der Aufenthalt von Beschäftigten im Gefahrenbereich nicht verhindert werden kann, muss ge- 
währleistet sein, dass Befehlseinrichtungen zur Steuerung von Bewegungen nach ihrer Betätigung von 
selbst in die Nullstellung zurückgehen und die eingeleitete Bewegung unverzüglich unterbrochen wird. 

2.3.1 Das flurgesteuerte Arbeitsmittel zum Heben von Lasten muss für den steuernden Beschäftigten bei 
maximaler Fahrgeschwindigkeit jederzeit beherrschbar sein. 

2.3.2 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten bei Hub-, Fahr- und 
Drehbewegungen abgebremst und ungewollte Bewegungen des Arbeitsmittels verhindert werden kön- 
nen. 

2.3.3 Kraftbetriebene Hubbewegungen des Arbeitsmittels zum Heben von Lasten müssen begrenzt sein. 
Schienenfahrbahnen müssen mit Fahrbahnbegrenzungen ausgerüstet sein. 

2.3.4 Können beim Verwenden von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten Beschäftigte gefährdet werden und 
befindet sich die Befehlseinrichtung nicht in der Nähe der Last, müssen die Arbeitsmittel mit Warnein- 
richtungen ausgerüstet sein. 

2.3.5 Der Rückschlag von Betätigungseinrichtungen handbetriebener Arbeitsmittel zum Heben von Lasten 
muss begrenzt sein. 

2.4 Beim Heben oder Fortbewegen von Beschäftigten sind insbesondere die folgenden besonderen 
Maßnahmen zu treffen: 
a) Gefährdungen durch Absturz eines Lastaufnahmemittels sind mit geeigneten Vorrichtungen zu 

verhindern. Lastaufnahmemittel sind an jedem Arbeitstag auf einwandfreien Zustand zu überprüfen. 
b) Das Herausfallen von Beschäftigten aus dem Personenaufnahmemittel des Arbeitsmittels zum He- 

ben von Lasten ist zu verhindern. 
c)  Gefährdungen durch Quetschen oder Einklemmen der Beschäftigten oder Zusammenstoß von 

Beschäftigten mit Gegenständen sind zu vermeiden. 
d) Bei Störungen im Personenaufnahmemittel sind festsitzende Beschäftigte vor Gefährdungen zu 

schützen und müssen gefahrlos befreit werden können. 
Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Heben von Beschäftigten nur mit hierfür vorgesehenen 
Arbeitsmitteln und Zusatzausrüstungen erfolgt. Abweichend davon ist das Heben von Beschäftigten mit 
hierfür nicht vorgesehenen Arbeitsmitteln ausnahmsweise zulässig, wenn 
a)   die Sicherheit der Beschäftigten auf andere Weise gewährleistet ist, 
b)   bei der Tätigkeit eine angemessene Aufsicht durch einen anwesenden besonders eingewiesenen 

Beschäftigten sichergestellt ist, 
c)   der Steuerstand des Arbeitsmittels ständig besetzt ist, 
d)   der mit der Steuerung des Arbeitsmittels beauftragte Beschäftigte hierfür besonders eingewiesen 

ist, 
e)   sichere Mittel zur Verständigung zur Verfügung stehen und 
f) ein Bergungsplan für den Gefahrenfall vorliegt. 

2.5 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
a)   Beschäftigte nicht durch hängende Lasten gefährdet werden, insbesondere hängende Lasten nicht 

über ungeschützte Bereiche, an denen sich für gewöhnlich Beschäftigte aufhalten, bewegt werden, 
b)   Lasten sicher angeschlagen werden, 
c)   Lasten, Lastaufnahme- sowie Anschlagmittel sich nicht unbeabsichtigt lösen oder verschieben kön- 

nen, 
d)   den Beschäftigten bei der Verwendung von Lastaufnahme- und Anschlagmitteln angemessene 

Informationen über deren Eigenschaften und zulässigen Einsatzgebiete zur Verfügung stehen, 
e)   Verbindungen von Anschlagmitteln deutlich gekennzeichnet sind, sofern sie nach der Verwendung 

nicht getrennt werden, 
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f) Lastaufnahme- und Anschlagmittel entsprechend den zu handhabenden Lasten, den Greifpunkten, 

den Einhakvorrichtungen, den Witterungsbedingungen sowie der Art und Weise des Anschlagens 
ausgewählt werden und 

g)   Lasten nicht mit kraftschlüssig wirkenden Lastaufnahmemitteln über ungeschützte Beschäftigte ge- 
führt werden. 

2.6 Lastaufnahme- und Anschlagmittel sind so aufzubewahren, dass sie nicht beschädigt werden können 
und ihre Funktionsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden kann. 

2.7. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten 
2.7.1 Überschneiden sich die Aktionsbereiche von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten, sind 

geeignete Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen durch Zusammenstöße der Arbeitsmittel zu verhin- 
dern. Ebenso sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen von Beschäftigten durch Zusammen- 
stöße von diesen mit nichtgeführten Lasten zu verhindern. 

2.7.2 Es sind geeignete Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch Abstürzen von nicht 
geführten Lasten zu treffen. Kann der Beschäftigte, der ein Arbeitsmittel zum Heben von nicht geführten 
Lasten steuert, die Last weder direkt noch durch Zusatzgeräte über den gesamten Weg beobachten, ist 
er von einem anderen Beschäftigten einzuweisen. 

2.7.3 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
 

a)   nicht geführte Lasten sicher von Hand ein- und ausgehängt werden können, 
 

b)   die Beschäftigten den Hebe- und Transportvorgang direkt oder indirekt steuern können, 
 

c)   alle Hebevorgänge mit nicht geführten Lasten so geplant und durchgeführt werden, dass die Sicher- 
heit der Beschäftigten gewährleistet ist. Soll eine nicht geführte Last gleichzeitig durch zwei oder 
mehrere Arbeitsmittel angehoben werden, ist ein Verfahren festzulegen und zu überwachen, das 
die Zusammenarbeit der Beschäftigten sicherstellt, 

 

d)   nur solche Arbeitsmittel zum Heben von nicht geführten Lasten eingesetzt werden, die diese Lasten 
auch bei einem teilweisen oder vollständigen Energieausfall sicher halten; ist dies nicht möglich, 
sind geeignete Maßnahmen zu treffen, damit die Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet ist. 
Hängende, nicht geführte Lasten müssen ständig beobachtet werden, es sei denn, der Zugang zum 
Gefahrenbereich wird verhindert, die Last wurde sicher eingehängt und wird im hängenden Zustand 
sicher gehalten, 

 

e)   die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten im Freien eingestellt 
wird, wenn die Witterungsbedingungen die sichere Verwendung des Arbeitsmittels beeinträchtigen, 
und 

 

f) die vom Hersteller des Arbeitsmittels zum Heben nicht geführter Lasten vorgegebenen Maßnahmen 
getroffen werden; dies gilt insbesondere für Maßnahmen gegen das Umkippen des Arbeitsmittels. 

 

3. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln bei zeitweiligem Arbeiten auf 
hoch gelegenen Arbeitsplätzen 

 

3.1 Allgemeine Mindestanforderungen 
3.1.1 Diese Anforderungen gelten bei zeitweiligen Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen unter Verwen- 

dung von 
a) Gerüsten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau, 
b) Leitern sowie 
c)  von Zugangs- und Positionierungsverfahren unter der Zuhilfenahme von Seilen. 

3.1.2 Können zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen nicht auf sichere Weise und unter 
angemessenen ergonomischen Bedingungen von einer geeigneten Standfläche aus durchgeführt wer- 
den, sind Maßnahmen zu treffen, mit denen die Gefährdung der Beschäftigten so gering wie möglich 
gehalten wird. 
Bei der Auswahl der Zugangsmittel zu hoch gelegenen Arbeitsplätzen, an denen zeitweilige Arbeiten 
ausgeführt werden, sind der zu überwindende Höhenunterschied sowie Art, Dauer und Häufigkeit der 
Verwendung zu berücksichtigen. Arbeitsstelzen sind grundsätzlich nicht als geeignete Arbeitsmittel an- 
zusehen. Die ausgewählten Zugangsmittel müssen auch die Flucht bei drohender Gefahr ermöglichen. 
Beim Zugang zum hoch gelegenen Arbeitsplatz sowie beim Abgang von diesem dürfen keine zusätzli- 
chen Absturzgefährdungen entstehen. 

3.1.3 Alle Einrichtungen, die als zeitweilige hoch gelegene Arbeitsplätze oder als Zugänge hierzu dienen, 
müssen insbesondere so beschaffen, bemessen, aufgestellt, unterstützt, ausgesteift und verankert sein, 
dass sie die bei der vorgesehenen Verwendung anfallenden Lasten aufnehmen und ableiten können. 
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Die Einrichtungen dürfen nicht überlastet werden und müssen auch während der einzelnen Bauzustände 
und der gesamten Nutzungszeit standsicher sein. 

3.1.4 Die Verwendung von Leitern als hoch gelegene Arbeitsplätze und von Zugangs- und 
Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen ist nur in solchen Fällen zulässig, in denen 
a) wegen der geringen Gefährdung und wegen der geringen Dauer der Verwendung die Verwendung 

anderer, sichererer Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig ist und 
b) die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Arbeiten sicher durchgeführt werden können. 

3.1.5 An Arbeitsmitteln mit Absturzgefährdung sind Absturzsicherungen vorzusehen. Diese Vorrichtungen 
müssen so gestaltet und so beschaffen sein, dass Abstürze verhindert und Verletzungen der Beschäf- 
tigten so weit wie möglich vermieden werden. Feste Absturzsicherungen dürfen nur an Zugängen zu 
Leitern oder Treppen unterbrochen werden. Lassen sich im Einzelfall feste Absturzsicherungen nicht 
verwenden, müssen stattdessen andere Einrichtungen zum Auffangen abstürzender Beschäftigter vor- 
handen sein (zum Beispiel Auffangnetze). Individuelle Absturzsicherungen für die Beschäftigten sind nur 
ausnahmsweise im begründeten Einzelfall zulässig. 

3.1.6 Kann eine Tätigkeit nur ausgeführt werden, wenn eine feste Absturzsicherung vorübergehend entfernt 
wird, so müssen wirksame Ersatzmaßnahmen für die Sicherheit der Beschäftigten getroffen werden. Die 
Tätigkeit darf erst ausgeführt werden, wenn diese Maßnahmen umgesetzt worden sind. Ist die Tätigkeit 
vorübergehend oder endgültig abgeschlossen, müssen die festen Absturzsicherungen unverzüglich wie- 
der angebracht werden. 

3.1.7 Beim Auf- und Abbau von Gerüsten sind auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung geeignete 
Schutzmaßnahmen zu treffen, durch welche die Sicherheit der Beschäftigten stets gewährleistet ist. 

3.1.8 Zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen dürfen im Freien unter Verwendung von Gerüs- 
ten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau sowie von Leitern und von Zugangs- und Positionierungs- 
verfahren unter der Zuhilfenahme von Seilen nur dann ausgeführt werden, wenn die Witterungsverhält- 
nisse die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten nicht beeinträchtigen. Insbesondere dürfen die 
Arbeiten nicht begonnen oder fortgesetzt werden, wenn witterungsbedingt, insbesondere durch starken 
oder böigen Wind, Vereisung oder Schneeglätte, die Möglichkeit besteht, dass Beschäftigte abstür- zen 
oder durch herabfallende oder umfallende Teile verletzt werden. 

3.2 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Gerüsten 
3.2.1 Kann das gewählte Gerüst nicht nach einer allgemein anerkannten Regelausführung errichtet werden, 

ist für das Gerüst oder einzelne Bereiche davon eine gesonderte Festigkeits- und Standfestigkeitsbe- 
rechnung vorzunehmen. 

3.2.2 Der für die Gerüstbauarbeiten verantwortliche Arbeitgeber oder eine von ihm bestimmte fachkundige 
Person hat je nach Komplexität des gewählten Gerüsts einen Plan für Aufbau, Verwendung und Abbau 
zu erstellen. Dabei kann es sich um eine allgemeine Aufbau- und Verwendungsanleitung handeln, die 
durch Detailangaben für das jeweilige Gerüst ergänzt wird. 

3.2.3 Die Standsicherheit des Gerüsts muss sichergestellt sein. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
Gerüste, die freistehend nicht standsicher sind, vor der Verwendung verankert werden. Die Ständer ei- 
nes Gerüsts sind vor der Möglichkeit des Verrutschens zu schützen, indem sie an der Auflagefläche 
durch eine Gleitschutzvorrichtung oder durch ein anderes, gleich geeignetes Mittel fixiert werden. Die 
belastete Fläche muss eine ausreichende Tragfähigkeit haben. Ein unbeabsichtigtes Fortbewegen von 
fahrbaren Gerüsten während der Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen muss durch geeignete Vor- 
richtungen verhindert werden. Während des Aufenthalts von Beschäftigten auf einem fahrbaren Gerüst 
darf dieses nicht vom Standort fortbewegt werden. 

3.2.4 Die Abmessungen, die Form und die Anordnung der Lauf- und Arbeitsflächen auf Gerüsten müssen für 
die auszuführende Tätigkeit geeignet sein. Sie müssen an die zu erwartende Beanspruchung angepasst 
sein und ein gefahrloses Begehen erlauben. Sie sind dicht aneinander und so zu verlegen, dass sie bei 
normaler Verwendung nicht wippen und nicht verrutschen können. Zwischen den einzelnen Gerüstflä- 
chen und dem Seitenschutz darf kein Zwischenraum vorhanden sein, der zu Gefährdungen von Be- 
schäftigten führen kann. 

3.2.5 Sind bestimmte Teile eines Gerüsts nicht verwendbar, insbesondere während des Auf-, Ab- oder Um- 
baus, sind diese Teile mit dem Verbotszeichen „Zutritt verboten“ zu kennzeichnen und durch Absperrun- 
gen, die den Zugang zu diesen Teilen verhindern, angemessen abzugrenzen. 

3.2.6 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Gerüste nur unter der Aufsicht einer fachkundigen Person 
und nach Unterweisung nach § 12 von fachlich hierfür geeigneten Beschäftigten auf-, ab- oder umge- 
baut werden. Die Unterweisung hat sich insbesondere zu erstrecken auf Informationen über 
a) den Plan für den Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts, 
b) den sicheren Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts, 
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c) vorbeugende Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch Absturz oder des 

Herabfallens von Gegenständen, 
d) Sicherheitsvorkehrungen für den Fall, dass sich die Witterungsverhältnisse so verändern, dass die 

Sicherheit und Gesundheit der betroffenen Beschäftigten beeinträchtigt werden können, 
e) zulässige Belastungen, 
f) alle anderen, möglicherweise mit dem Auf-, Ab- oder Umbau verbundenen Gefährdungen. 
Der fachkundigen Person, die die Gerüstarbeiten beaufsichtigt, und den betroffenen Beschäftigten muss 
der in Nummer 3.2.2 vorgesehene Plan mit allen darin enthaltenen Anweisungen vor Beginn der Tätig- 
keit vorliegen. 

3.3 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Leitern 
3.3.1 Der Arbeitgeber darf Beschäftigten nur solche Leitern zur Verfügung stellen, die nach ihrer Bauart für die 

jeweils auszuführende Tätigkeit geeignet sind. 
3.3.2 Leitern müssen während der Verwendung standsicher und sicher begehbar aufgestellt sein. Leitern 

müssen zusätzlich gegen Umstürzen gesichert werden, wenn die Art der auszuführenden Tätigkeit dies 
erfordert. Tragbare Leitern müssen so auf einem tragfähigen, unbeweglichen und ausreichend dimensi- 
onierten Untergrund stehen, dass die Stufen in horizontaler Stellung bleiben. Hängeleitern sind gegen 
unbeabsichtigtes Aushängen zu sichern. Sie müssen sicher und mit Ausnahme von Strickleitern so be- 
festigt sein, dass sie nicht verrutschen oder in eine Pendelbewegung geraten können. 

3.3.3 Das Verrutschen der Leiterfüße von tragbaren Leitern ist während der Verwendung dieser Leitern 
entweder durch Fixierung des oberen oder unteren Teils der Holme, durch eine Gleitschutzvorrichtung 
oder durch eine andere, gleich geeignete Maßnahme zu verhindern. Leitern, die als Aufstieg verwendet 
werden, müssen so beschaffen sein, dass sie weit genug über die Austrittsstelle hinausragen, sofern 
nicht andere Vorrichtungen ein sicheres Festhalten erlauben. Aus mehreren Teilen bestehende Steck- 
leitern oder Schiebeleitern sind so zu verwenden, dass die Leiterteile unbeweglich miteinander verbun- 
den bleiben. Fahrbare Leitern sind vor ihrer Verwendung so zu arretieren, dass sie nicht wegrollen kön- 
nen. 

3.3.4 Leitern sind so zu verwenden, dass die Beschäftigten jederzeit sicher stehen und sich sicher festhalten 
können. Muss auf einer Leiter eine Last getragen werden, darf dies ein sicheres Festhalten nicht verhin- 
dern. 

3.4 Besondere Vorschriften für Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen 
3.4.1 Bei der Verwendung eines Zugangs- und Positionierungsverfahrens unter Zuhilfenahme von Seilen 

müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: 
a) Das System muss aus mindestens zwei getrennt voneinander befestigten Seilen bestehen, wobei 

eines als Zugangs-, Absenk- und Haltemittel (Arbeitsseil) und das andere als Sicherungsmittel (Si- 
cherungsseil) dient. 

b) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten geeignete Auffanggurte verwenden, 
über die sie mit dem Sicherungsseil verbunden sind. 

c) In dem System ist ein Sitz mit angemessenem Zubehör vorzusehen, der mit dem Arbeitsseil 
verbunden ist. 

d) Das Arbeitsseil muss mit sicheren Mitteln für das Auf- und Abseilen ausgerüstet werden. Hierzu ge- 
hört ein selbstsicherndes System, das einen Absturz verhindert, wenn Beschäftigte die Kontrolle 
über ihre Bewegungen verlieren. Das Sicherungsseil ist mit einer bewegungssynchron mitlaufen- 
den, beweglichen Absturzsicherung auszurüsten. 

e) Werkzeug und anderes Zubehör, das von den Beschäftigten verwendet werden soll, ist an deren 
Auffanggurt oder Sitz oder unter Rückgriff auf andere, gleich geeignete Mittel so zu befestigen, 
dass es nicht abfällt und leicht erreichbar ist. 

f) Die Arbeiten sind sorgfältig zu planen und zu beaufsichtigen. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, 
dass den Beschäftigten bei Bedarf unmittelbar Hilfe geleistet werden kann. 

g) Die Beschäftigten, die Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen 
verwenden, müssen in den vorgesehenen Arbeitsverfahren, insbesondere in Bezug auf die Ret- 
tungsverfahren, besonders eingewiesen sein. 

3.4.2 Abweichend von Nummer 3.4.1 ist die Verwendung eines einzigen Seils zulässig, wenn die 
Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Verwendung eines zweiten Seils eine größere Gefährdung bei 
den Arbeiten darstellen würde, und geeignete Maßnahmen getroffen werden, um die Sicherheit der Be- 
schäftigten auf andere Weise zu gewährleisten. Dies ist in der Dokumentation der Gefährdungsbeurtei- 
lung darzulegen. 
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4. Besondere Vorschriften für Aufzugsanlagen 

 

4.1 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe a betreibt, hat dafür zu sorgen, 
dass im Fahrkorb der Aufzugsanlage ein Zweiwege-Kommunikationssystem wirksam ist, über das ein Not- 
dienst ständig erreicht werden kann. Bei Aufzugsanlagen nach Satz 1 ist ein Notfallplan anzufertigen und 
einem Notdienst vor der Inbetriebnahme zur Verfügung zu stellen, damit dieser auf Notrufe unverzüglich 
angemessen reagieren und umgehend sachgerechte Hilfemaßnahmen einleiten kann. Sofern kein Not- 
dienst vorhanden sein muss, ist der Notfallplan nach Satz 2 in der Nähe der Aufzugsanlage anzubringen. 
Der Notfallplan nach Satz 2 muss mindestens enthalten: 
a) Standort der Aufzugsanlage, 
b) Angaben zum verantwortlichen Arbeitgeber, 
c) Angaben zu den Personen, die Zugang zu allen Einrichtungen der Anlage haben, 
d) Angaben zu den Personen, die eine Befreiung Eingeschlossener vornehmen können, 
e) Kontaktdaten der Personen, die Erste Hilfe leisten können (zum Beispiel Notarzt oder Feuerwehr), 
f) Angaben zum voraussichtlichen Beginn einer Befreiung und 
g) die Notbefreiungsanleitung für die Aufzugsanlage. 
Die Notbefreiungsanleitung und die zur Befreiung Eingeschlossener erforderlichen Einrichtungen sind vor 
der Inbetriebnahme in unmittelbarer Nähe der Anlage bereitzustellen. Wer eine Aufzugsanlage nach An- 
hang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b betreibt, in der eine Person eingeschlossen werden kann, hat 
dafür zu sorgen, dass diese Hilfe herbeirufen kann. Bei diesen Aufzugsanlagen gelten die Sätze 2 bis 5 
entsprechend. 

4.2 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 betreibt, hat Instandhaltungsmaßnah- 
men nach § 10 unter Berücksichtigung von Art und Intensität der Nutzung der Anlage zu treffen. 

4.3 Im unmittelbaren Bereich einer Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 dürfen keine 
Einrichtungen vorhanden sein, die den sicheren Betrieb gefährden können. 

4.4 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Personen-Umlaufaufzüge nur von durch ihn eingewiesenen 
Beschäftigten verwendet werden. Der Arbeitgeber darf Personenumlaufaufzüge von anderen Personen 
als Beschäftigten nur verwenden lassen, wenn er geeignete Maßnahmen zum Schutz anderer Personen 
vor Gefährdungen durch Personenumlaufaufzüge trifft. Soweit technische Schutzmaßnahmen nicht 
möglich sind oder nicht ausreichen, hat der Arbeitgeber den erforderlichen Schutz dieser Personen 
durch andere Maßnahmen sicherzustellen; insbesondere hat er den anderen Personen mögliche 
Gefährdungen bei der Verwendung von Personenumlaufaufzügen bekanntzumachen, die notwendigen 
Verhaltensregeln für die Benutzung festzulegen und die erforderlichen Vorkehrungen dafür zu treffen, 
dass diese Verhaltensregeln von den anderen Personen beachtet werden. 

4.5 Der Triebwerksraum einer Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 darf nur 
zugangsberechtigten Personen zugänglich sein. 

4.6 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 betreibt, hat sie regelmäßig einer 
Inaugenscheinnahme und Funktionskontrolle nach § 4 Absatz 5 Satz 3 zu unterziehen. 

 

5. Besondere Vorschriften für Druckanlagen 
 

5.1 Für die Erprobung von Druckanlagen ist ein schriftliches Arbeitsprogramm aufzustellen. Darin sind die 
einzelnen Schritte und die hierfür aufgrund der Gefährdungsbeurteilung festzulegenden Maßnahmen 
aufzunehmen, damit die mit der Erprobung verbundenen Risiken so gering wie möglich bleiben. 

5.2 Druckanlagen dürfen nur so aufgestellt und betrieben werden, dass Beschäftigte oder andere Personen 
nicht gefährdet werden. 

5.3 Dampfkesseln muss die zum sicheren Betrieb erforderliche Speisewassermenge zugeführt werden, 
solange sie beheizt werden. 

5.4 Druckgase dürfen nur in geeignete Behälter abgefüllt werden. 
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Anhang 2 (zu den §§ 15 und 16) 
Prüfvorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen 

 
 
 

Abschnitt 1 
Zugelassene Überwachungsstellen 

 

1. Zulassung von Überwachungsstellen 
 

Zugelassene Überwachungsstellen für die Prüfungen, die nach diesem Anhang vorgeschrieben oder angeordnet 
sind, sind Stellen nach § 37 Absatz 1 und 2 des Produktsicherheitsgesetzes. Über die Anforderungen des § 37 
Absatz 5 des Produktsicherheitsgesetzes hinaus sind folgende Voraussetzungen für die Erteilung der Befugnis zu 
erfüllen: 
Die zugelassene Überwachungsstelle muss 
a) eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 2,5 Millionen Euro besitzen, 
b) mindestens die Prüfung aller überwachungsbedürftigen Anlagen jeweils nach Abschnitt 2, 3 oder 4 vornehmen 

können, 
c)  eine Leitung haben, welche die Gesamtverantwortung dafür trägt, dass die Prüftätigkeiten in Übereinstimmung 

mit den Bestimmungen dieser Verordnung durchgeführt werden, 
d) ein angemessenes, wirksames Qualitätssicherungssystem mit regelmäßiger interner Auditierung anwenden, 
e) gewährleisten, dass die mit Prüfungen beschäftigten Personen nur mit solchen Aufgaben betraut werden, bei 

deren Erledigung die Unparteilichkeit der Personen gewahrt bleibt, und 
f)  über ein Vergütungssystem verfügen, bei dem die Vergütung der mit den Prüfungen beschäftigten Personen 

weder unmittelbar von der Anzahl der durchgeführten Prüfungen noch von deren Ergebnissen abhängt. 
 

2. Zulassung von Prüfstellen von Unternehmen und Unternehmensgruppen 
 

Als zugelassene Überwachungsstellen dürfen Prüfstellen von Unternehmen und Unternehmensgruppen im Sinne 
von § 37 Absatz 5 Satz 3 des Produktsicherheitsgesetzes benannt werden, wenn dies sicherheitstechnisch ange- 
zeigt ist, die Voraussetzungen der Nummer 1 Satz 3 Buchstabe c bis f erfüllt sind und die Prüfstellen 
a) organisatorisch abgrenzbar sind, 
b) innerhalb des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe über Berichtsverfahren verfügen, die ihre 

Unparteilichkeit sicherstellen und belegen, 
c)  nicht für die Planung, die Herstellung, den Vertrieb, den Betrieb oder die Instandhaltung der 

überwachungsbedürftigen Anlage verantwortlich sind, 
d) keinen Tätigkeiten nachgehen, die mit der Unabhängigkeit ihrer Beurteilung und ihrer Zuverlässigkeit im Rah- 

men ihrer Überprüfungsarbeiten in Konflikt kommen können, und 
e) ausschließlich für das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe arbeiten. 
Die Prüfstellen dürfen nur für Prüfungen an überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne der Abschnitte 3 und 4 
benannt werden. Zu einer Unternehmensgruppe im Sinne von Satz 1 gehören Unternehmen nach den §§ 16 und 
17 des Aktiengesetzes sowie Gemeinschaftsunternehmen, an denen das Unternehmen, welchem die Prüfstelle 
angehört, eine Beteiligung von über 50 Prozent hält. 
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1. Anwendungsbereich und Ziel 

Abschnitt 2 
Aufzugsanlagen 

 

Dieser Abschnitt ist für die Prüfung der in Nummer 2 aufgeführten Aufzugsanlagen vor der erstmaligen Inbetrieb- 
nahme und nach prüfpflichtigen Änderungen sowie für wiederkehrende Prüfungen anzuwenden. 
Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den sicheren Betrieb der Aufzugsanlage bis zur nächsten Prüfung 
zu gewährleisten. Zur Prüfung gehören auch alle aufzugsexternen Sicherheitseinrichtungen, die für die sichere 
Verwendung der Aufzugsanlage erforderlich sind, wie Überdrucklüftungsanlage oder Notstromversorgung von 
Feuerwehraufzügen. Bei den Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen gleichwertige Ergebnisse von Prüfungen 
nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder berücksichtigt werden. 

 

2. Begriffsbestimmungen 
 

Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 1 sind: 
a) Aufzugsanlagen im Sinne der Richtlinie 2014/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 

Februar 2014 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aufzüge und Sicherheitsbau- 
teile für Aufzüge (ABl. L 96 vom 29.3.2014 S. 251), 

b) Maschinen im Sinne des Anhangs IV Ziffer 17 der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) (ABl. L 
157 vom 9.6.2006, S. 24), sofern es sich um Maschinen handelt, die 
aa)  vorübergehend ein- oder angebaut werden, um Personen oder Personen und Güter während Bau- oder 

Instandsetzungsarbeiten auf die unterschiedlichen Stockwerksebenen eines Gebäudes oder Ebenen ei- 
nes Gerüstes oder Bauwerks zu befördern (Baustellenaufzüge), oder 

bb)  ortsfest und dauerhaft montiert, installiert und verwendet werden; hierzu gehören auch Gebäuden 
zugeordnete Anlagen, die dazu bestimmt sind, Personen mit und ohne Arbeitsgerät und Material aufzu- 
nehmen, und deren an Tragmitteln hängende Arbeitsbühnen durch Hubwerke oder durch Hubwerke und 
Fahrwerke bewegt werden (Fassadenbefahranlagen). 

Ausgenommen sind folgende Maschinen: 
aa)  Schiffshebewerke, 
bb)  Geräte und Anlagen zur Regalbedienung, 
cc)  Fahrtreppen und Fahrsteige, 
dd)  Schrägbahnen, jedoch nicht Schrägaufzüge, 
ee)  handbetriebene Aufzugsanlagen, 
ff) Fördereinrichtungen, die mit Kranen fest verbunden und zur Beförderung der Kranführer bestimmt sind, 
gg)  versenkbare Steuerhäuser auf Binnenschiffen, 

c)  Personen-Umlaufaufzüge. 
 

3. Prüfung von Aufzugsanlagen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen 
 

3.1 Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 Satz 1 sind vor erstmaliger Inbetriebnahme von einer zugelassenen 
Überwachungsstelle zu prüfen. 
3.2 Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 sind vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen von 
einer zugelassenen Überwachungsstelle zu prüfen. 
3.3 Bei der Prüfung nach den Nummern 3.1 und 3.2 ist zu prüfen, ob 
a) die technischen Unterlagen, wie beispielsweise die EG-Konformitätserklärung und der Notfallplan, vorhanden 

sind und der Inhalt der Notbefreiungsanleitung plausibel ist, 
b) die Aufzugsanlage entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und sicher verwendet werden kann und 
c)  die elektrische Anlage der Aufzugsanlage vorschriftsmäßig und soweit erforderlich die Notrufweiterleitung an 

eine ständig besetzte Stelle gewährleistet ist. 
Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die Aufzugsanlage 
vorschriftsmäßig geändert wurde und sicher funktioniert. 

 

4. Wiederkehrende Prüfungen von Aufzugsanlagen 
 

4.1 Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 sind regelmäßig wiederkehrend von einer zugelassenen Überwa- 
chungsstelle zu prüfen (Hauptprüfung). Die Prüfung schließt die Prüfung der Sicherheit der elektrischen Anlage, 
soweit dies für die Beurteilung der sicheren Verwendung der Aufzugsanlage erforderlich ist, mit ein. Die Fristen für 
die wiederkehrenden Prüfungen sind vom Arbeitgeber nach § 3 Absatz 6 unter Berücksichtigung der erforder- 
lichen Instandhaltungsmaßnahmen nach Anhang 1 Nummer 4.2 festzulegen. Die Prüffrist darf zwei Jahre nicht 
überschreiten. § 16 Absatz 2 gilt entsprechend. Stellt die zugelassene Überwachungsstelle bei einer Prüfung fest, 
dass die Prüffrist unzutreffend festgelegt ist, hat der Arbeitgeber in Abstimmung mit der zugelassenen Überwa- 
chungsstelle die Prüffrist zu verkürzen. Ist der Arbeitgeber mit der Verkürzung nicht einverstanden, hat er eine 
Entscheidung der zuständigen Behörde herbeizuführen. 
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4.2 Bei der Prüfung nach Nummer 4.1 Satz 1 ist festzustellen, ob 
a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen, insbesondere die EG-Konformitätserklärung und der 

Notfallplan, vorhanden sind und der Inhalt der Notbefreiungsanleitung plausibel ist und 
b) sich die Aufzugsanlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand befindet und sicher verwendet 

werden kann. 
4.3 Zusätzlich zu der Prüfung nach Nummer 4.1 ist in der Mitte des Prüfzeitraums zwischen zwei Prüfungen nach 
Nummer 4.1 eine Prüfung durchzuführen (Zwischenprüfung). § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. Die Prüfung nach 
Satz 1 umfasst Sicht- und einfache Funktionsprüfungen sicherheitstechnischer Einrichtungen und die Prüfung 
ausgewählter sicherheitsrelevanter Bauteile. Die Prüfung ist von einer zugelassenen Überwachungsstelle durch- 
zuführen. 
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Abschnitt 3 
Explosionsgefährdungen 

1. Anwendungsbereich und Ziel 
 
Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen von Arbeitsmitteln und für Prüfungen der technischen Maßnahmen in explosi- 
onsgefährdeten Bereichen nach § 2 Absatz 14 der Gefahrstoffverordnung. Die Prüfungen sind mit dem Ziel 
durchzuführen, den Schutz vor Gefährdungen durch Explosionen und Brände mindestens bis zur nächsten Prü- 
fung sicherzustellen. Bei den Prüfungen sind auch die Eignung und die Funktion der technischen Schutzmaß- 
nahmen festzustellen, die nach dieser Verordnung und der Gefahrstoffverordnung getroffen wurden. Bei den 
Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen gleichwertige Ergebnisse von Prüfungen nach anderen Rechtsvorschrif- 
ten des Bundes und der Länder berücksichtigt werden. 

 

2. Begriffsbestimmung 
 

Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind die Gesamtheit der explosionsschutzrelevanten Arbeitsmittel 
einschließlich der Verbindungselemente sowie der explosionsschutzrelevanten Gebäudeteile. 

 

3. Zur Prüfung befähigte Personen 
 

3.1 Eine zur Prüfung befähigte Person im Sinne dieses Abschnitts muss über die in § 2 Absatz 6 genannte Quali- 
fikation hinaus 
a) über eine einschlägige technische Berufsausbildung oder eine andere für die vorgesehenen Prüfungsaufgaben 

ausreichende technische Qualifikation verfügen, 
b) über eine mindestens einjährige Erfahrung mit der Herstellung, dem Zusammenbau, dem Betrieb oder der 

Instandhaltung der zu prüfenden Anlagen oder Anlagenkomponenten im Sinne dieses Abschnitts verfügen und 
c)  ihre Kenntnisse über Explosionsgefährdungen durch Teilnahme an Schulungen oder Unterweisungen auf 

aktuellem Stand halten. 
3.2 Zur Durchführung von Prüfungen nach Nummer 4.2 müssen die zur Prüfung befähigten Personen zusätzlich zu 
Nummer 3.1 über eine behördliche Anerkennung einer der Prüfaufgabe entsprechenden Qualifikation und über die 
für die Prüfung erforderlichen Prüfeinrichtungen verfügen.  Satz 1 gilt nicht, wenn Geräte, Schutzsysteme oder 
Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU nach der Instandsetzung durch 
den Hersteller einer Prüfung unterzogen werden und der Hersteller bestätigt, dass das Gerät, das Schutzsystem 
oder die Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtung in den für den Explosionsschutz wesentlichen Merkmalen 
den Anforderungen dieser Verordnung entspricht. 
3.3 Abweichend von Nummer 3.1 muss eine zur Prüfung befähigte Person, die Prüfungen nach den Nummern 4.1 
und 5.1 durchführt, 
a) über die in § 2 Absatz 6 genannte Qualifikation hinaus, eine der folgenden Qualifikationen besitzen: 

aa)  ein einschlägiges Studium, 
bb)  eine einschlägige Berufsausbildung, 
cc)  eine vergleichbare technische Qualifikation oder 
dd)  eine andere technische Qualifikation mit langjähriger Erfahrung auf dem Gebiet der Sicherheitstechnik, 

b) umfassende Kenntnisse des Explosionsschutzes einschließlich des zugehörigen Regelwerkes besitzen, 
c)  eine einschlägige Berufserfahrung aus einer zeitnahen Tätigkeit nachweisen können, 
d) ihre Kenntnisse zum Explosionsschutz auf aktuellem Stand halten und 
e) sich  regelmäßig  durch  Teilnahme  an  einem  einschlägigen  Erfahrungsaustausch  auf  dem  Gebiet  des 

Explosionsschutzes fortbilden. 
3.4 Führt eine für die Prüfung in explosionsgefährdeten Bereichen zugelassene Überwachungsstelle Prüfungen 
nach den Nummern 4 und 5 durch, die auch von einer befähigten Person nach Nummer 3 durchgeführt werden 
dürfen, hat sie dem Arbeitgeber abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 2 anstelle einer Prüfbescheinigung eine Auf- 
zeichnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1 auszuhändigen. 

 

4. Prüfung vor Inbetriebnahme, nach prüfpflichtigen Änderungen und nach Instandsetzung 
 

4.1 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind vor der erstmaligen Inbetriebnahme und vor der Wiederin- 
betriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen auf Explosionssicherheit zu prüfen. Hierbei sind das im Explosi- 
onsschutzdokument nach § 6 Absatz 9 Nummer 2 der Gefahrstoffverordnung dargelegte Explosionsschutzkon- 
zept und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. Bei der Prüfung ist festzustellen, ob 
a)   die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist, 
b)   die Anlage entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und in einem sicheren Zustand ist, 
c)   die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten organisatori- 

schen Maßnahmen geeignet sind und 
d)   d) die Prüfungen nach Satz 7 durchgeführt und die dabei festgestellten Mängel behoben wurden. 
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Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die Anlage im explo- 
sionsgefährdeten Bereich entsprechend dieser Verordnung geändert wurde und vorschriftsmäßig funktioniert. 
Zusätzlich ist bei Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 zu prüfen, ob die erforderlichen Maßnah- 
men zum Brandschutz eingehalten sind. 
Mit Ausnahme der Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen auch von einer zur 
Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.3 durchgeführt werden. 
Mit Ausnahme von Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen von 
– Lüftungsanlagen, 
– Gaswarneinrichtungen, 
– Inertisierungseinrichtungen und 
– Geräten, Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU 
als Bestandteil einer Anlage in explosionsgefährdeten Bereichen mit ihren Verbindungseinrichtungen und ihren 
Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen auch von einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.1 
durchgeführt werden. 
4.2 Geräte, Schutzsysteme oder Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 
2014/34/EU dürfen nach einer Instandsetzung hinsichtlich eines Teils, von dem der Explosionsschutz abhängt, 
erst wieder in Betrieb genommen werden, nachdem im Rahmen einer Prüfung festgestellt wurde, dass das Teil in 
den für den Explosionsschutz wesentlichen Merkmalen den gestellten Anforderungen entspricht. Diese Prüfung 
darf durch eine zur Prüfung befähigte Person nach Nummer 3.2 durchgeführt werden. Satz 1 gilt nicht, wenn Ge- 
räte, Schutzsysteme oder Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU 
nach der Instandsetzung durch den Hersteller einer Prüfung unterzogen werden und der Hersteller bestätigt, dass 
das Gerät, das Schutzsystem oder die Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtung in den für den Explosions- 
schutz wesentlichen Merkmalen den Anforderungen dieser Verordnung entspricht. 

 

5. Wiederkehrende Prüfungen 
 

5.1 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind mindestens alle sechs Jahre auf Explosionssicherheit zu 
prüfen. Hierbei sind das Explosionsschutzdokument und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. Bei der Prüfung 
ist festzustellen, ob 
a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist, b)
 die Prüfungen nach den Nummern 5.2 und 5.3 durchgeführt und die dabei festgestellten Mängel behoben 

wurden, oder ob das Instandhaltungskonzept nach Nummer 5.4 geeignet ist und angewendet wird, 
c) sich die Anlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand befindet und sicher verwendet werden 

kann, 
d) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten 

organisatorischen Maßnahmen geeignet sind. 
e)    das Instandhaltungskonzept nach Nummer 5.4 wirksam ist. 
Zusätzlich ist bei Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 zu prüfen, ob die erforderlichen Maßnah- 
men zum Brandschutz eingehalten sind. 
Mit Ausnahme der Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen auch von einer zur 
Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.3 durchgeführt werden. 
5.2 Geräte, Schutzsysteme, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU mit 
ihren Verbindungseinrichtungen sind, auch als Bestandteil von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen nach 
Nummer 2 und von Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7, unter Berücksichtigung von Wechselwir- 
kungen mit anderen Anlagenteilen, wiederkehrend mindestens alle drei Jahre zu prüfen. Die Prüfung kann von 
einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.1 durchgeführt werden. 
5.3 Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungseinrichtungen sind, auch als Bestandteil von Anla- 
gen in explosionsgefährdeten Bereichen nach Nummer 2 und von Anlagen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
bis 7, unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen, wiederkehrend jährlich zu prüfen. 
Die Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.1 durchgeführt werden. 
5.4 Auf die wiederkehrenden Prüfungen nach den Nummern 5.2 und 5.3 kann verzichtet werden, wenn der Ar- 
beitgeber im Rahmen der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung ein Instandhaltungskonzept festgelegt hat, 
das gleichwertig sicherstellt, dass ein sicherer Zustand der Anlagen aufrechterhalten wird und die Explosionssi- 
cherheit dauerhaft gewährleistet ist. Die Eignung des Instandhaltungskonzepts ist im Rahmen der Prüfung nach 
Nummer 4.1 zu bewerten. Die im Rahmen des Änderungs- und Instandsetzungskonzepts durchgeführten Arbeiten 
und Maßnahmen an der Anlage sind zu dokumentieren und der Behörde auf Verlangen darzulegen. 
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1. Anwendungsbereich und Ziel 

Abschnitt 4 
Druckanlagen 

 

Dieser Abschnitt gilt für die Prüfung der in den Nummern 2.1 und 2.2 aufgeführten Druckanlagen (Anlagen und 
Anlagenteile) vor der erstmaligen Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen sowie für wiederkehrende 
Prüfungen. Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den sicheren Betrieb der Druckanlage bis zur nächs- 
ten Prüfung zu gewährleisten. Bei der Prüfung sind die sicherheitsrelevanten Aufstellungs- und Umgebungsbe- 
dingungen sowie bei Dampfkesselanlagen der Aufstellungsraum einzubeziehen. Bei den Prüfungen sind auch die 
Eignung und die Funktion der nach dieser Verordnung und der Gefahrstoffverordnung getroffenen technischen 
Schutzmaßnahmen festzustellen. Bei den Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen gleichwertige Ergebnisse von 
Prüfungen nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder berücksichtigt werden. 

 

2. Begriffsbestimmungen 
 

2.1 Druckanlagen im Sinne der Nummer 1 sind 
a)   Dampfkesselanlagen, die beheizte überhitzungsgefährdete Druckgeräte zur Erzeugung von Dampf oder Heiß- 

wasser mit einer Temperatur von mehr als 110 Grad Celsius beinhalten, 
b)   Druckbehälteranlagen außer Dampfkessel, 
c)   Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, verflüssigten oder unter Druck gelösten Gasen einschließlich der 

Lager- und Vorratsbehälter (Füllanlagen), die dazu bestimmt sind, dass in ihnen folgende Behälter, Geräte 
oder Fahrzeuge befüllt werden: 
aa) Druckbehälter zum Lagern von Gasen mit Gasen aus ortsbeweglichen Druckgeräten, 
bb) ortsbewegliche Druckgeräte mit Gasen, 
cc) Land-, Wasser- oder Luftfahrzeuge mit Gasen zur Verwendung als Treib- oder Brennstoff, 

d)   Rohrleitungsanlagen unter innerem Überdruck für Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten, die nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1272/2008 in deren Anhang I wie folgt eingestuft sind: 
aa) als entzündbare Gase in Nummer 2.2, 
bb) als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6, sofern sie einen Flammpunkt von höchstens 55 Grad 

Celsius haben, 
cc) als pyrophore Flüssigkeiten in Nummer 2.9, 
dd) als akut toxisch in Nummer 3.1.2 Kategorie 1 oder 2 oder 
ee) als ätzend in Nummer 3.2.2.6. 

Druckanlagen müssen zugleich sein oder enthalten: 
a) Druckgeräte im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 

2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung von Druckgerä- 
ten auf dem Markt (ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 164), mit Ausnahme der Druckgeräte im Sinne des Artikels 
4 Absatz 3 dieser Richtlinie, 

b) ortsbewegliche Druckgeräte im Sinne der Richtlinie 2010/35/EU des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 16. Juni 2010 über ortsbewegliche Druckgeräte und zur Aufhebung der Richtlinien des Rates 
76/767/EWG, 84/525/EWG, 84/526/EWG, 84/527/EWG und 1999/36/EG (ABl. L 165 vom 30.6.2010, S. 1), 
wobei Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie 2010/35/EU keine Anwendung findet, oder 

c) einfache Druckbehälter im Sinne der Richtlinie 2014/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
einfacher Druckbehälter auf dem Markt (ABl. L 96 vom 29.3.2014, S. 45), mit Ausnahme von einfachen 
Druckbehältern mit einem Druckinhaltsprodukt von höchstens 50 Bar · Liter. 

Zu einer Druckanlage gehören auch der Aufstellungsbereich und dessen Umgebung, soweit diese für die sichere 
Verwendung von Bedeutung sind, bei Dampfkesselanlagen insbesondere der Aufstellungsraum. 
2.2 Anlagenteile im Sinne der Nummer 1 sind 
a)   Druckgeräte nach Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe a, die Druckbehälter sind, 
b)   Druckgeräte nach Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe a, die Dampf- oder Heißwassererzeuger sind, 
c)   Druckgeräte nach Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe a, die Rohrleitungen für die unter Nummer 2.1 Satz 1 Buch- 

stabe d aufgeführten Fluide sind, 
d)   einfache Druckbehälter nach Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe c, 
e)   ortsbewegliche Druckgeräte nach Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe b. 

Den Anlagenteilen sind ihre Ausrüstungsteile im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2014/68/EU zuge- 
ordnet sowie alle weiteren, die Sicherheit beeinflussenden Ausrüstungsteile. 
2.3 Zuordnung von Anlagenteilen nach Nummer 2.2 zu Nummer 5.9 Tabelle 3 bis 11: 

a)   Überhitzte Flüssigkeiten sind Flüssigkeiten, deren Dampfdruck bei der maximal zulässigen Temperatur 
um mehr als 0,5 Bar über dem normalen Atmosphärendruck (1,013 Bar) liegt. 

b)   Fluidgruppe 1 umfasst Fluide, die nach der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wie folgt eingestuft sind: 
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aa)  explosive Stoffe/Gemische nach Anhang I Nummer 2.1, 
bb)  entzündbare Gase nach Anhang I Nummer 2.2, 
cc)  entzündbare Flüssigkeiten nach Anhang I Nummer 2.6, 
dd)  pyrophore Flüssigkeiten nach Anhang I Nummer 2.9, 
ee)   akut toxisch nach Anhang I Nummer 3.1.2 Kategorie 1, 
ff) akut toxisch nach Anhang I Nummer 3.1.2 Kategorie 2, 
gg)  oxidierende Flüssigkeiten nach Anhang I Nummer 2.13, 
hh)  oxidierende Gase nach Anhang I Nummer 2.4. 

Zur Fluidgruppe 1 zählen entzündbare Flüssigkeiten der Kategorie 3 nur, wenn bei der Verwendung die ma- 
ximal zulässige Temperatur über dem Flammpunkt liegt, aber begrenzt auf einen Flammpunkt von 55 Grad 
Celsius. Die Fluidgruppe 2 umfasst alle Fluide, die nicht unter Fluidgruppe 1 genannt sind. 

c)  Ätzende Stoffe sind solche nach Anhang I Nummer 3.2.2.6 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008. 
2.4 Für die Zuordnung von Anlagenteilen nach Nummer 2.2 zu Nummer 5.9 Tabelle 2 bis 11 kann anstelle des 
vom Hersteller angegebenen maximal zulässigen Drucks PS auch der vom Arbeitgeber festgelegte und durch ein 
Ausrüstungsteil mit Sicherheitsfunktion abgesicherte zulässige Betriebsdruck PB zugrunde gelegt werden. Dieser 
Betriebsdruck ist in der Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren und in die Prüfbescheinigung oder die Auf- 
zeichnung über die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder über die Prüfung nach einer prüfpflichtigen 
Änderung aufzunehmen. 

 

3. Zur Prüfung befähigte Personen 
 

Eine zur Prüfung befähigte Person im Sinne dieses Abschnitts muss über die in § 2 Absatz 6 genannte Qualifika- 
tion hinaus 
a) über eine einschlägige technische Berufsausbildung oder eine andere für die vorgesehenen Prüfungsaufgaben 

ausreichende technische Qualifikation verfügen, 
b) über eine mindestens einjährige Erfahrung mit der Herstellung, dem Zusammenbau, dem Betrieb oder der 

Instandhaltung der zu prüfenden Anlagen oder Anlagenkomponenten im Sinne dieses Abschnitts verfügen und 
c)  ihre Kenntnisse über Druckgefährdungen durch Teilnahme an Schulungen oder Unterweisungen, insbeson- 

dere zu folgenden Themen, auf aktuellem Stand halten: 
aa)  Konstruktions- und Herstellungsverfahren, 
bb)  Ausrüstung und Absicherungskonzepte, 
cc)  Montage, Installation (Aufstellung) und Betrieb beziehungsweise Verwendung, 
dd)  bestimmungsgemäßer Betrieb, 
ee)  Gefährdungsbeurteilung, 
ff) Prüfungen, Prüffristen, Prüfverfahren einschließlich der Bewertung der Ergebnisse und 
gg)  in der Praxis vorkommende, relevante Einflüsse und Schadensbilder. 

 

4. Prüfungen von Druckanlagen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen 
 

4.1 Anlagen nach Nummer 2.1 einschließlich ihrer Anlagenteile nach Nummer 2.2 sind vor der erstmaligen Inbe- 
triebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen zu prüfen. Die Prüfung ist von einer zugelassenen Überwa- 
chungsstelle durchzuführen. Davon abweichend kann die Prüfung von einer zur Prüfung befähigten Person 
durchgeführt werden, wenn sich die Anlage ausschließlich aus Anlagenteilen zusammensetzt, die vor der erstma- 
ligen Inbetriebnahme oder nach prüfpflichtigen Änderungen entsprechend Nummer 5.9 Tabelle 2 bis 11 von einer 
zur Prüfung befähigten Person geprüft werden dürfen.  Satz 3 gilt nicht für Anlagen, die Rohrleitungen nach Num- 
mer 5.5 Satz 3 enthalten. Dampfkesselanlagen zur Erzeugung von Dampf oder Heißwasser, die länger als zwei 
Jahre außer Betrieb waren, dürfen erst wieder in Betrieb genommen werden, nachdem ihre Anlagenteile nach 
Nummer 2.2 Buchstabe b einer inneren Prüfung unterzogen worden sind. 
4.2 Bei der Prüfung vor Inbetriebnahme ist zu prüfen, ob 
a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen, wie beispielsweise die EG-Konformitätserklärung, 

vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist und 
b) die Anlage einschließlich der Anlagenteile entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und in einem 

sicheren Zustand ist. 
Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die Anlage entspre- 
chend dieser Verordnung geändert wurde und sicher funktioniert. 

 

5. Wiederkehrende Prüfungen von Anlagen und Anlagenteilen 
 

5.1 Anlagen nach Nummer 2.1 und ihre Anlagenteile nach Nummer 2.2 sind wiederkehrend zu prüfen. Die Prü- 
fung ist grundsätzlich von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchzuführen. Von Satz 2 abweichende Prüf- 
zuständigkeiten für Anlagenteile sind in Nummer 5.9 Tabelle 2 bis 9 festgelegt. Setzt sich eine Anlage ausschließ- 
lich aus Anlagenteilen zusammen, die wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft werden 
dürfen, darf die Anlage wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft werden. 
5.2 Bei der wiederkehrenden Prüfung zu festzustellen, ob 
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a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist, 
b) sich die Anlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand befindet und sicher verwendet werden 

kann und 
c) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten 

organisatorischen Maßnahmen geeignet sind. 
5.3 Die vom Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegende Prüffrist für die Anlage nach 
Nummer 2.1 darf zehn Jahre nicht überschreiten. 
5.4 Die nach § 3 Absatz 6 im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegende Prüffrist muss bei Anlagen nach 
diesem Abschnitt spätestens innerhalb von sechs Monaten nach der Inbetriebnahme der Anlage ermittelt werden. 
5.5 Wiederkehrende Prüfungen der Anlagenteile nach Nummer 2.2 bestehen aus äußeren Prüfungen, inneren 
Prüfungen und Festigkeitsprüfungen. Von Nummer 5.1 Satz 2 abweichende Prüfzuständigkeiten sind in Nummer 
5.9 Tabelle 2 bis 11 festgelegt.  Bei Rohrleitungen mit DN > 25 und PS > 0,5 Bar für Gase, Dämpfe oder überhitzte 
Flüssigkeiten, die akut toxisch nach Anhang I Nummer 3.1.2 Kategorie 1 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
sind, müssen die wiederkehrenden Prüfungen jedoch immer von einer zugelassenen Überwachungsstelle durch- 
geführt werden. 
5.6 Äußere Prüfungen von Anlagenteilen können entfallen 
a)   bei Druckbehältern nach Nummer 2.2 Buchstabe a, es sei denn, sie sind feuerbeheizt, abgasbeheizt oder 

elektrisch beheizt, und 
b)   bei einfachen Druckbehältern nach Nummer 2.2 Buchstabe d. 

Bei Rohrleitungen nach Nummer 2.2 Buchstabe c können innere Prüfungen entfallen. 
5.7 Bei  äußeren und inneren Prüfungen von Anlagenteilen können ersetzt werden 
a) Besichtigungen durch andere Verfahren und 
b) statische Druckproben bei Festigkeitsprüfungen durch zerstörungsfreie Verfahren, 
wenn der Arbeitgeber ein von einer zugelassenen Überwachungsstelle bestätigtes Prüfkonzept vorlegt, mit dem 
sicherheitstechnisch gleichwertige Aussagen erreicht werden. Auf der Grundlage eines Prüfkonzepts können auch 
Maßnahmen festgelegt werden, auf deren Grundlage eine Prüfaussage getroffen werden kann, ohne dass dazu die 
Anlage oder Anlagenteile außer Betrieb genommen werden müssen. Ein Prüfergebnis darf nicht von einer Anlage 
auf eine andere Anlage übertragen werden. 
5.8 Für Anlagenteile, die nach Nummer 5.9 Tabelle 2 bis 11 wiederkehrend von einer zugelassenen Überwa- 
chungsstelle zu prüfen sind, gelten die in Tabelle 1 festgelegten Höchstfristen. 

 
Tabelle 1: Höchstfristen für die wiederkehrenden Prüfungen von Anlagenteilen durch eine zugelassene 

Überwachungsstelle 
 

 

Anlagenteil 
 

Äußere Prüfung 
 

Innere Prüfung 
 

Festigkeitsprüfung 

Dampfkessel 
nach Nummer 5.9 Tabelle 2 

 
1 Jahr 

 
3 Jahre 

 
9 Jahre 

Druckbehälter nach Nummer 5.9 
Tabelle 3, 4, 5 und 6 

2 Jahre (Ausnahmen 
nach Nummer 5.6 

Satz 1) 

 
5 Jahre 

 
10 Jahre 

Einfache Druckbehälter 
nach Nummer 5.9 Tabelle 7 

 
- 

 
5 Jahre 

 
10 Jahre 

Rohrleitungen nach Nummer 
5.9 Tabelle 8, 9, 10 und 11 

 
5 Jahre 

 
- 

 
5 Jahre 

 

5.9 Für Anlagenteile, die nach den Tabellen 2 bis 9 wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person ge- 
prüft werden dürfen, darf die vom Arbeitgeber im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung festzulegende Prüffrist 
höchstens zehn Jahre betragen. Abweichend von Satz 1 kann die Frist der Festigkeitsprüfungen auf 15 Jahre 
verlängert werden, wenn im Rahmen der äußeren beziehungsweise inneren Prüfung nachgewiesen wird, dass die 
Anlage sicher betrieben werden kann. Der Nachweis ist in der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung dar- 
zulegen. 
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Tabelle 2 
Prüfzuständigkeiten bei beheizten überhitzungsgefährdeten 

Druckgeräten zur Erzeugung von Dampf oder Heißwasser mit einer 
Temperatur von mehr als 110 Grad Celsius nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe b 

 

 
V [Liter] 

 
PS [Bar] 

 
PS ⋅ V 

[Bar ⋅ Liter] 

 
Prüfung vor 

Inbetriebnahme 

 
Wiederkehrende 

Prüfung 

 
> 2 

 
0,5 < PS ≤ 32 

 
≤ 200 

 
bP 

 
bP 

 
≤ 1 000 

 
0,5 < PS ≤ 32 

 
200 < PS ∙ V ≤ 1 000 

 
ZÜS 

 
bP 

 
> 1 000 

 
0,5 < PS ≤ 32 

  
 
 
 

ZÜS 

 
 
 
 

ZÜS 
 

≤ 1 000 
 

0,5 < PS ≤ 32 
 

> 1 000 

 
> 2 

 
> 32 

 

 

Tabelle 3 
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern 

und ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe a und e 
für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe 1 

 
 

V 
[Liter] 

 

PS 
[Bar] 

 

PS ∙ V 
[Bar ∙ Liter] 

 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

 

Wiederkehrende 
Prüfung 

1 < V ≤ 200 > 0,5 25 < PS ∙ V ≤ 200  
bP 

 
bP 

> 200 0,5 < PS ≤ 1  

≤ 1 200 < PS ≤ 1 000   
 

ZÜS 

 
 

bP  
> 1 

 
> 1 

 
200 < PS ∙ V ≤ 1 000 

≤ 1 > 1 000   

 
ZÜS 

 

 
ZÜS 

> 1 > 1 > 1 000 
 

Tabelle 4 
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und 

ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe  a und e für Gase, Dämpfe und 
überhitzte  Flüssigkeiten  der Fluidgruppe  2 

 
 

V 
[Liter] 

 

PS 
[Bar] 

 

PS ∙ V 
[Bar ∙ Liter] 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

Wiederkehrende 
Prüfung 

 

1 < V ≤ 200 
 

> 0,5 
 

50 < PS ∙ V ≤ 200 
 
 

bP 

 
 

bP  

> 200 
 

0,5 < PS ≤ 1  
 

> 1  
> 1 

 

200 < PS ∙ V ≤ 1 000 
 

ZÜS 
 

bP 
 

≤ 1 
 

> 1 000   

ZÜS 
 

ZÜS 

> 1 > 1 > 1 000 
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Tabelle 5 
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern 

und ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe a und e 
für nicht überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe 1 

 
 

V 
[Liter] 

 

PS 
[Bar] 

 

PS ∙ V 
[Bar ∙ Liter] 

 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

 

Wiederkehrende 
Prüfung 

 0,5 < PS ≤ 10 > 200 
 

 
bP 

 

 
bP 

≤ 1 > 500 ≤ 1 000 
 

≤ 1 
 

> 500 
 
1 000 < PS ∙ V ≤ 10 000 

 
 
 

ZÜS 

 
 
 

bP  

 
> 1 

> 500 ≤ 10 000 

10 < PS ≤ 500 > 200 
 > 500 > 10 000 ZÜS ZÜS 

 
 

Tabelle 6 
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und ortsbeweglichen Druckgeräten 

nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe a und e für nicht überhitzte 
Flüssigkeiten der Fluidgruppe 2 

 
 

V 
[Liter] 

 
PS 

[Bar] 

 
PS ∙ V 

[Bar ∙ Liter] 

 
Prüfung vor 

Inbetriebnahme 

 
Wiederkehrende 

Prüfung 

≤ 1 > 1 000 ≤ 1 000 bP bP 

≤ 10 > 1 000 1 000 < PS ∙ V ≤ 10 000 
 

 
ZÜS 

 

 
bP  10 < PS ≤ 500 > 10 000 

 > 500 > 10 000 ZÜS ZÜS 
 
 

Tabelle 7 
Prüfzuständigkeiten bei einfachen 

Druckbehältern nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe d 
 

V 
[Liter] 

PS 
[Bar] 

PS ∙ V 
[Bar ∙ Liter] 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

Wiederkehrende 
Prüfung 

  
0,5 < PS ≤ 30 

 
50 < PS ∙ V ≤ 200 

 
 

bP 

 
 

bP   
0,5 < PS ≤ 1 

 
200 < PS ∙ V ≤ 10 000 

  
1 < PS ≤ 30 

 
200 < PS ∙ V ≤ 1 000 

 
ZÜS 

 
bP 

  
1 < PS ≤ 30 

 
1 000 < PS ∙ V ≤ 10 000 

 
ZÜS 

 
ZÜS 

http://www.wiessneth.de/


 

51 
Hinweis: Dieses Dokument enthält Lesezeichen, die Sie zur Navigation nutzen können – ein Service von form & funktion 

Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 

 
 
 
 

Tabelle 8 
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach 

Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe c für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten, 
die nach dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wie folgt eingestuft werden: 

 

– als entzündbare Gase in Nummer 2.2, 
– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 1 oder 2, 
– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 3, wenn bei der 

Verwendung die maximal zulässige Temperatur über dem Flammpunkt liegt, aber 
begrenzt auf einen Flammpunkt von 55 Grad Celsius, 

– als pyrophore Flüssigkeiten in Nummer 2.9, 
– als akut toxisch in Nummer 3.1.2 Kategorie 1 oder 2 

 
 

DN 
[Millimeter] 

 
PS [Bar] 

 

PS ∙ DN 
[Bar ∙ Millimeter] 

 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

 

Wiederkehrende 
Prüfung 

 

> 25 
 

> 0,5 
 

≤ 2 000 
 

bP 
 

bP 
 

> 25 
 

> 0,5 
 

> 2 000 
 

ZÜS 
 

ZÜS 
 

Bei Rohrleitungen mit DN > 25 und PS > 0,5 Bar für Gase, Dämpfe oder überhitzte Flüssigkeiten, die akut toxisch nach 
Anhang I Nummer 3.1.2 Kategorie I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 sind, müssen die Prüfungen vor Inbetriebnahme 
und die wiederkehrenden Prüfungen von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchgeführt werden. 

 
 

Tabelle 9 
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach 

Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe c für Gase, Dämpfe, überhitzte Flüssigkeiten, 
die nach dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wie folgt  eingestuft werden: 

 

– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 3, wenn 
die Flüssigkeit höchstens bis zum Flammpunkt erwärmt wird, 
aber begrenzt auf einen Flammpunkt von 55 Grad Celsius, 

– als ätzend in Nummer 3.2.2.6 
 

 
DN 

[Millimeter] 

 
PS 

[Bar] 

 
PS ∙ DN 

[Bar ∙ Millimeter] 

 
Prüfung vor 

Inbetriebnahme 

 
Wiederkehrende 

Prüfung 

> 32 > 0,5 1 000 < PS ∙ DN ≤ 2 000 bP bP 

> 32 > 0,5 > 2 000 ZÜS ZÜS 
 
 

Tabelle 10 
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe c für nicht  überhitzte 

Flüssigkeiten, die nach dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wie folgt  eingestuft werden: 
 

– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 1 oder 2, 
– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 3, wenn bei der 

Verwendung die maximal zulässige Temperatur über dem Flammpunkt liegt, aber 
begrenzt auf einen Flammpunkt von 55 Grad Celsius, 

– als pyrophore Flüssigkeiten in Nummer 2.9, 
– als akut toxisch in Nummer 3.1.2 Kategorie 1 oder 2 

 

DN 
[Millimeter] 

 
PS [Bar] PS ∙ DN 

[Bar ∙ Millimeter] 
Prüfung vor 

Inbetriebnahme 
Wiederkehrende 

Prüfung 
 

> 25 
 

> 0,5 
 

> 2 000 
 

ZÜS 
 

ZÜS 
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Tabelle11 

Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach 
Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe c für nicht überhitzte Flüssigkeiten, 

die nach dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wie folgt eingestuft werden: 
 

– als entzündbare Flüssigkeiten in Nummer 2.6 Kategorie 3, wenn die Flüssigkeit 
höchstens bis zum Flammpunkt erwärmt wird, aber begrenzt auf einen 
Flammpunkt von 55 Grad Celsius, 

– als ätzend in Nummer 3.2.2.6 
 

 

DN 
[Millimeter] 

 
PS [Bar] 

 

PS ∙ DN 
[Bar ∙ Millimeter] 

 

Prüfung vor 
Inbetriebnahme 

 

Wiederkehrende 
Prüfung 

> 200 > 10 > 5 000 ZÜS ZÜS 
 

Legende: 
ZÜS – zugelassene Überwachungsstelle 
bP – zur Prüfung befähigte Person 

 

6. Besondere Prüfanforderungen für bestimmte Anlagen und Anlagenteile 
 

Die in den Nummern 4 und 5 genannten Prüfanforderungen sind für die in den Nummern 6.1 bis 6.35 genannten 
Anlagen und Anlagenteile nach den sich aus Nummer 6 ergebenden Maßgaben durchzuführen. Für die vom Ar- 
beitgeber für diese Anlagen und Anlagenteile festzulegenden Fristen für wiederkehrende Prüfungen gilt Nummer 
5, sofern in Nummer 6 nichts anderes bestimmt ist. 

 

6.1 Röhrenöfen in verfahrenstechnischen Anlagen 
 

Röhrenöfen in verfahrenstechnischen Anlagen, die ausschließlich aus Rohranordnungen bestehen, können vor 
der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung und wiederkehrend von einer zur Prü- 
fung befähigten Person geprüft werden. 

 

6.2 Kälte- und Wärmepumpenanlagen 
 

6.2.1 Bei Kälte- und Wärmepumpenanlagen, die mit Kältemitteln in geschlossenem Kreislauf betrieben werden 
und die wiederkehrend von einer zugelassenen Überwachungsstelle geprüft werden müssen, sind Anlagenprü- 
fungen spätestens alle fünf Jahre durchzuführen. 
6.2.2 Wiederkehrende innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen müssen nur durchgeführt werden, wenn das 
Anlagenteil zu Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb genommen wird. 

 

6.3 Kondenstöpfe und Abscheider für Gasblasen 
 

Die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme, die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung und die wieder- 
kehrende Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden bei 
a) Kondenstöpfen und 
b) Abscheidern für Gasblasen, bei denen der Gasraum auf höchstens 10 Prozent des Behälterinhalts begrenzt 

ist. 
 

6.4 Dampfbeheizte Muldenpressen und Pressen zum maschinellen Bügeln 
 

Die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme, die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung und die wieder- 
kehrende Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden bei 
a) dampfbeheizten Muldenpressen und 
b) Pressen zum maschinellen Bügeln, Dämpfen, Verkleben, Fixieren und dem Fixieren ähnlichen 

Behandlungsverfahren von Textilien und Ledererzeugnissen. 
 

6.5 Pressgas-Kondensatoren 
 

Bei Pressgas-Kondensatoren können die Prüfungen vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüf- 
pflichtigen Änderung und die wiederkehrenden Prüfungen von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt 
werden. 

 

6.6 Nicht direkt beheizte Wärmeerzeuger und Ausdehnungsgefäße in Heizungs- und Kälteanlagen 
 

Die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme, die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung und die wieder- 
kehrende Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden bei 
a) nicht direkt beheizten Wärmeerzeugern mit einer Heizmitteltemperatur von höchstens 120 Grad Celsius und 
b) Ausdehnungsgefäßen in Heizungs- und Kälteanlagen mit Wassertemperaturen von höchstens 120 Grad Cel- 

sius. 
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6.7 Anlagenteile für die Erzeugung von Wasserdampf oder Heißwasser durch Wärmerückgewinnung 

 

Bei Anlagenteilen, in denen Wasserdampf oder Heißwasser in einem Herstellungsverfahren durch Wärmerück- 
gewinnung entsteht, richtet sich die Zuordnung der Prüfer nach Nummer 5.9 Tabelle 4. Es gelten die wiederkeh- 
renden Prüffristen aus Nummer 5.8 Tabelle 1 für Druckbehälter nach Nummer 5.9 Tabelle 4. Abweichend von 
Satz 1 richtet sich die Zuordnung der Prüfer bei Anlagen, in denen Rauchgase gekühlt werden und der entste- 
hende Wasserdampf oder das entstehende Heißwasser nicht überwiegend der Verfahrensanlage zugeführt wird, 
nach Nummer 5.9 Tabelle 2. Es gelten die wiederkehrenden Prüffristen aus Nummer 5.8 Tabelle 1 für Dampfkes- 
sel nach Nummer 5.9 Tabelle 2. 

 

6.8 Rohrleitungen mit Prüfprogramm 
 

Abweichend von Nummer 5.9 Tabelle 8 bis 11 dürfen Prüfungen, die dort einer zugelassenen Überwachungsstelle 
zugeordnet sind, von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden, wenn 
a) auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung in einem Prüfprogramm die wiederkehrenden Prüfungen von 

Rohrleitungen nach Nummer 2.2 Satz 1 Buchstabe c schriftlich festgelegt wurden und 
b) eine zugelassene Überwachungsstelle bescheinigt hat, dass mit den Festlegungen die Anforderungen dieser 

Verordnung erfüllt werden. 
Die zugelassene Überwachungsstelle muss stichprobenweise überprüfen, ob die schriftlichen Festlegungen ein- 
gehalten und die Prüfungen durchgeführt werden. Es gelten die Höchstfristen für Rohrleitungen nach Nummer 5.8 
Tabelle 1. 

 

6.9 Flaschen für Atemschutzgeräte 
 

6.9.1 An Flaschen für Atemschutzgeräte für Arbeits- und Rettungszwecke müssen alle fünf Jahre äußere Prüfun- 
gen, innere Prüfungen, Festigkeitsprüfungen und erforderlichenfalls Gewichtsprüfungen durch eine zugelassene 
Überwachungsstelle durchgeführt werden. 
6.9.2 An Flaschen für Atemschutzgeräte, die als Tauchgeräte verwendet werden, müssen alle zweieinhalb Jahre 
äußere Prüfungen, innere Prüfungen und erforderlichenfalls Gewichtsprüfungen sowie alle fünf Jahre Festigkeits- 
prüfungen durch eine zugelassene Überwachungsstelle durchgeführt werden. 
6.9.3 Bei Flaschen für Atemschutzgeräte, die mit Ausrüstung als funktionsfertige Baugruppe in Verkehr gebracht 
werden, entfällt die Prüfung vor Inbetriebnahme, sofern der Hersteller das nächste Prüfdatum auf der Flasche 
angegeben hat. 
6.9.4 Nach einer Prüfung ist jeweils das aktuelle und das nächste Prüfdatum auf dem Flaschenkörper anzugeben. 
Die Erstellung einer Sammelprüfbescheinigung und deren Vorhaltung beim Arbeitgeber ist ausreichend. 

 

6.10 Druckbehälter mit Gaspolster in Druckflüssigkeitsanlagen 
 

6.10.1 Bei Druckbehältern mit Gaspolster in Druckflüssigkeitsanlagen nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 müssen 
wiederkehrende innere Prüfungen erst nach zehn Jahren durchgeführt werden, sofern die verwendeten Flüssig- 
keiten und Gase auf die Behälterwandung keine korrodierende Wirkung haben. 
6.10.2 Bei Ölzwischenbehältern in ölhydraulischen Regelanlagen können die wiederkehrenden Prüfungen nach 
Nummer 5 entfallen. 

 

6.11 Druckbehälter als Anlagenteile in elektrischen Schaltgeräten und Schaltanlagen 
 

6.11.1 Bei Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 4 und 7, die als Anlagenteil nur in elektrischen Schaltgeräten 
und Schaltanlagen verwendet werden, können die wiederkehrenden inneren Prüfungen bis zu Instandsetzungsar- 
beiten zurückgestellt werden, wenn sie so mit trockener Luft befüllt sind, dass auf die Behälterwandungen keine 
korrodierende Wirkung ausgeübt wird. Abweichend von Satz 1 müssen innere Prüfungen jedoch an Hauptbehäl- 
tern nach zehn Jahren, an Zwischenbehältern und an den mit den Schaltgeräten unmittelbar verbundenen Behäl- 
tern nach 15 Jahren durchgeführt werden. 
6.11.2 Bei Druckbehältern nach Nummer 6.11.1 können die wiederkehrenden Festigkeitsprüfungen entfallen. Die 
inneren Prüfungen sind jedoch durch Festigkeitsprüfungen zu ergänzen, wenn 
a) prüfpflichtige Änderungen stattgefunden haben oder 
b) die inneren Prüfungen zur Beurteilung des sicherheitstechnischen Zustands der Behälter nicht ausreichen. 
6.11.3 Bei Druckbehältern von Isoliermittel- und Löschmittel-Vorratsbehältern sowie von Hydraulikspeichern nach 
Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4, die als Anlagenteil in elektrischen Schaltgeräten oder Schaltanlagen verwendet 
werden, können wiederkehrende Prüfungen entfallen, sofern diese mit Gasen oder Flüssigkeiten befüllt werden, 
die auf Behälterwandungen keine korrodierende Wirkung haben. 
6.11.4 Bei Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4, die nicht unter die Nummern 6.11.1 bis 6.11.3 fal- 
len, können die Prüfungen vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung und die 
wiederkehrenden Prüfungen unabhängig von Druck und Volumen von einer zur Prüfung befähigten Person durch- 
geführt werden, wenn die Druckbehälter 
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a) als Anlagenteil in elektrischen Hochspannungsschaltgeräten, Hochspannungsanlagen und gasisolierten 

Rohrschienen für elektrische Energieübertragung verwendet werden und 
b) die elektrischen Anlagen für ihre Funktion unter Überdruck stehende Lösch- oder Isoliermittel benötigen und 
c)  einer der folgenden Prüfgruppen nach Nummer 5.9 zuzuordnen sind: 

aa) Prüfgruppe IV nach Tabelle 3, 
bb) Prüfgruppe III nach Tabelle 4 sofern PS > 1 Bar beträgt, oder 
cc) Prüfgruppe IV nach Tabelle 4. 

Die wiederkehrenden Prüfungen der Druckbehälter nach Satz 1 können entfallen, sofern diese mit Gasen oder 
Gasgemischen befüllt sind, die auf Behälterwandungen keine korrodierende Wirkung haben. 

 

6.12 Schalldämpfer in Rohrleitungen 
 

Bei Schalldämpfern, die in Rohrleitungen eingebaut sind, können wiederkehrende innere Prüfungen entfallen. 
 

6.13 Druckbehälter von Feuerlöschgeräten und Löschmittelbehältern 
 

6.13.1. Bei tragbaren Feuerlöschern, die als funktionsfertige Baugruppe in Verkehr gebracht werden, entfällt die 
Prüfung vor Inbetriebnahme. Die wiederkehrenden Prüfungen dürfen bei tragbaren Feuerlöschern von einer zur 
Prüfung befähigten Person durchgeführt werden, wenn das Produkt aus maximal zulässigem Druck PS und maß- 
geblichem Volumen V höchstens 1 000 Bar · Liter beträgt. 
6.13.2 Bei Druckbehältern von Feuerlöschern, die nur beim Einsatz unter Druck gesetzt werden, und bei Druck- 
behältern von Kohlendioxidfeuerlöschern brauchen wiederkehrende Prüfungen nach Ablauf der Prüffristen nur 
durchgeführt zu werden, wenn diese zu Instandhaltungszwecken geöffnet oder mit Löschmittel wieder oder neu 
gefüllt/befüllt werden. Bei Feuerlöschgeräten und Löschmittelbehältern können Festigkeitsprüfungen entfallen, 
wenn als Löschmittel Löschpulver zum Einsatz kommt und bei der inneren Prüfung keine Mängel festgestellt wur- 
den. 
6.13.3 Bei tragbaren Feuerlöschern mit Innenauskleidung können wiederkehrende Festigkeitsprüfungen entfallen, 
sofern bei den inneren Prüfungen keine Beschädigung der Auskleidung festgestellt worden ist. Im Übrigen gilt 
Nummer 5.8. 
6.13.4 Bei Löschmittelbehältern für stationäre Löschanlagen, die zur Speicherung von nicht korrosiv wirkenden 
Löschgasen dienen, brauchen wiederkehrende Prüfungen nach Ablauf der Prüffristen nur durchgeführt zu werden, 
wenn die Löschmittelbehälter zu Instandsetzungszwecken geöffnet werden oder wenn nach Gebrauch Löschmittel 
nachgefüllt wird. 

 

6.14 Druckbehälter und Rohrleitungen mit Auskleidung oder Ausmauerung 
 

6.14.1 Bei Druckbehältern und Rohrleitungen mit Auskleidung können wiederkehrende Festigkeitsprüfungen ent- 
fallen, sofern bei den inneren Prüfungen keine Beschädigung der Auskleidung festgestellt worden ist. Im Übrigen 
gilt Nummer 5.8. 
6.14.2 Bei Druckbehältern und Rohrleitungen mit Ausmauerung können die wiederkehrenden Prüfungen entfallen. 
Abweichend von Satz 1 müssen jedoch innere Prüfungen durchgeführt werden, wenn 
a) Teile der Ausmauerung im Ausmaß von 1 Quadratmeter oder mehr entfernt worden sind, 
b) Wandungen freigelegt worden sind oder 
c)  Anfressungen oder Schäden an den Wandungen der Behälter oder Rohrleitungen festgestellt worden sind. 
Abweichend von den Sätzen 1 und 2 müssen innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen durchgeführt werden, 
wenn die Ausmauerung vollständig entfernt worden ist. 
6.14.3 Druckbehälter und Rohrleitungen mit einem Zwischenraum zwischen Auskleidung und Mantel müssen 
nicht wiederkehrend geprüft werden, wenn der Zwischenraum im Hinblick auf die Dichtheit der Auskleidung ge- 
prüft wird und 
a) das Verfahren auf Überprüfung der Dichtheit von der zugelassenen Überwachungsstelle auf Zuverlässigkeit 

und Eignung überprüft worden ist und 
b) in den Prüfaufzeichnungen nach § 17 ein Nachweis über die Prüfung des Zwischenraums enthalten ist. 
Bei Druckbehältern nach Satz 1 ist die innere Prüfung nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 durchzuführen, sofern 
bei einem Inhalt V ≤ 1 Liter der maximal zulässige Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder bei einem Inhalt von V > 1 
Liter der maximale Druck PS > 1 und das Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betragen und wenn sie im 
Rahmen von Instandsetzungsarbeiten nach Ablauf der Fristen nach Nummer 5.8 Tabelle 1 so geöffnet werden, 
dass sie einer inneren Prüfung zugänglich sind. 

 

6.15 Ortsfeste Druckbehälter für körnige oder staubförmige Güter 
 

Bei ortsfesten Druckbehältern für körnige oder staubförmige Güter können wiederkehrende Festigkeitsprüfungen 
entfallen. Sofern Hinweise auf eine Schädigung der drucktragenden Wandung vorliegen, sind bei der inneren 
Prüfung zusätzlich zerstörungsfreie Prüfverfahren einzusetzen. Im Übrigen gilt Nummer 5.8. 
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6.16 Fahrzeugbehälter für flüssige, körnige oder staubförmige Güter 

 

6.16.1 Bei Fahrzeugbehältern für flüssige, körnige oder staubförmige Güter ohne eigene Sicherheitseinrichtungen 
beginnt die Frist für die wiederkehrenden Prüfungen mit dem Herstellungsdatum des Behälters. 
6.16.2 Bei Fahrzeugbehältern für körnige oder staubförmige Güter können die wiederkehrenden Festigkeitsprü- 
fungen entfallen. 
6.16.3 Im Rahmen der wiederkehrenden inneren Prüfungen der Fahrzeugbehälter sind stichprobenweise zerstö- 
rungsfreie Prüfungen, zum Beispiel Oberflächenrissprüfungen, an hochbeanspruchten Schweißnähten durchzu- 
führen. 
6.16.4 Bei Straßenfahrzeugbehältern für flüssige, körnige oder staubförmige Güter nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 
4 müssen nach zwei Jahren äußere Prüfungen von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchgeführt werden, 
sofern bei einem Inhalt V ≤ 1 Liter der maximal zulässige Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder bei einem Inhalt von V 
> 1 Liter der maximale Druck PS > 1 und das Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betragen. 

 

6.17 Druckbehälter für nicht korrodierend wirkende Gase oder Gasgemische 
 

6.17.1 An nicht erdgedeckten Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 sind, sofern bei einem In- 
halt V ≤ 1 Liter der maximale zulässige Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder bei einem Inhalt von V > 1 Liter der 
maximale Druck PS > 1 Bar und das Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betragen, für Gase oder Gas- 
gemische, die auf die Behälterwandungen keine korrodierende Wirkung haben, die inneren Prüfungen von einer 
zugelassenen Überwachungsstelle spätestens nach zehn Jahren durchzuführen. 
6.17.2 Besteht die drucktragende Wandung von nicht erdgedeckten Druckbehältern für Gase oder Gasgemischen, 
die auf die Behälterwandung keine korrodierende Wirkung haben, 
weder ganz noch teilweise aus hochfesten Feinkornbaustählen, können die wiederkehrenden Festigkeitsprüfun- 
gen entfallen, wenn 
a) die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung höchstens zehn 

Jahre zurückliegt oder 
b) bei der zuletzt durchgeführten inneren Prüfung keine Mängel festgestellt worden sind. 
6.17.3 An nicht erdgedeckten Druckbehältern für Gase oder Gasgemische, die auf die Behälterwandung keine 
korrodierende Wirkung haben, kann bei der wiederkehrenden Prüfung auf die Besichtigung der inneren Wandung 
verzichtet werden, wenn die Behälter 
a) ausschließlich der Lagerung von Propan, Butan oder deren Gemischen mit einem genormten Reinheitsgrad 

dienen, 
b) keine Einbauten, zum Beispiel Heizungen oder Versteifungsringe, haben und 
c)  höchstens 3 Tonnen Fassungsvermögen haben. 
6.17.4 Erdgedeckte Druckbehälter nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 
(1) Erdgedeckte Druckbehälter nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 sind den Druckbehältern nach Nummer 6.17.1 
gleichgestellt, sofern 
a) diese mit Gasen oder Gasgemischen befüllt sind, die auf die Behälterwandungen keine korrodierende Wirkung 

haben und 
b) bei einem Inhalt von 

aa)  V ≤ 1 Liter der maximale zulässige Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder 
bb)  V > 1 Liter der maximale Druck PS > 1 Bar und das Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betra- 

gen, 
c)  diese Druckbehälter durch besondere Schutzmaßnahmen gegen Beschädigungen durch chemische und 

mechanische Einwirkungen geschützt sind. 
(2) Zu den besonderen Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 gehört insbesondere die Ausrüstung mit 
a) Bitumenumhüllungen und zusätzlichem kathodischem Korrosionsschutz, 
b) zusätzlichem Außenbehälter aus Stahl und einer Lecküberwachung des Zwischenraums oder 
c)  einer Außenbeschichtung mit geeigneten Beschichtungsstoffen, die den Beanspruchungen bei 

bestimmungsgemäßer Verwendung standhalten. 
(3) Die besonderen Schutzmaßnahmen nach Absatz 2 sind in die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme 
oder nach einer prüfpflichtigen Änderung einzubeziehen. Eignung und Funktion von kathodischem Korrosions- 
schutz sind spätestens nach einem Jahr von einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen. 
(4) Die Funktion der Einrichtungen für kathodischen Korrosionsschutz und die Lecküberwachung sind wiederkeh- 
rend alle zwei Jahre von einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen. Kathodische Korrosionsschutz- 
anlagen mit Fremdstrom sind alle vier Jahre von einer zugelassenen Überwachungsstelle prüfen zu lassen. 
6.17.5 Bei elektrisch beheizten Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 4 für Kohlensäure können die äußeren 
Prüfungen unabhängig von Druck und Volumen von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. 
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6.17.6 Die Prüfung von Druckbehältern zum Verdampfen von nichtkorrodierend wirkenden Gasen oder Gasgemi- 
schen, die ausschließlich aus Rohranordnungen bestehen, darf vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach 
einer prüfpflichtigen Änderung unabhängig von ihrem maximal zulässigen Druck und ihrem Volumen von einer zur 
Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. Wiederkehrende innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen 
müssen nur durchgeführt werden, wenn die Druckbehälter für Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb genommen 
werden. Die Prüfung nach Satz 2 darf von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. 
6.17.7 Die Aufstellung von Behältern, die in Serie gefertigt wurden und die nach Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 in die 
Prüfzuständigkeit einer zugelassenen Überwachungsstelle fallen, kann von einer zur Prüfung befähigten Per- son 
geprüft werden, wenn der Behälter mit Ausrüstung als Baugruppe im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU in Ver- kehr 
gebracht wurde und die Ausrüstung im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 und 5 der Richtlinie 2014/68/EU in der 
Baugruppe enthalten ist. 

 

6.18 Druckbehälter und daran angeschlossene Rohrleitungen für Gase oder Gasgemische mit Betriebs- 
temperaturen von weniger als –10 Grad Celsius 

 

Bei Druckbehältern und daran angeschlossenen Rohrleitungen für Gase oder Gasgemische, deren Betriebstem- 
peraturen dauernd unter –10 Grad Celsius gehalten werden, müssen die wiederkehrenden inneren Prüfungen und 
Festigkeitsprüfungen nur durchgeführt werden, wenn die Druckbehälter und Rohrleitungen für Instandsetzungsar- 
beiten außer Betrieb genommen werden. Diese Prüfungen müssen von zugelassenen Überwachungsstellen 
durchgeführt werden, auch wenn der zulässige maximale Druck weniger als 1 Bar beträgt. 

 

6.19 Druckbehälter und daran angeschlossene Rohrleitungen für Gase oder Gasgemische in flüssigem 
Zustand 

 

6.19.1 Bei Druckbehältern und daran angeschlossene Rohrleitungen für entzündbare Gase und Gasgemische in 
flüssigem Zustand, die auf die Wandungen der Behälter und Rohrleitungen 
a) korrodierende Wirkung haben, müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen von einer zugelassenen Überwa- 

chungsstelle durchgeführt werden, 
b) keine korrodierende Wirkung haben, müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen von einer zur Prüfung befähig- 

ten Person durchgeführt werden. 
6.19.2 Bei beheizten Druckbehältern zum Lagern entzündbarer Gase oder Gasgemische in flüssigem Zustand 
müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchgeführt werden. 
6.19.3 Bei Druckbehältern für Gase oder Gasgemische in flüssigem Zustand, die zur Durchführung wiederkeh- 
render Prüfungen von ihrem Aufstellungsort entfernt und nach Durchführung dieser Prüfungen an einem anderen 
Ort wieder aufgestellt werden, kann die erneute Prüfung vor Inbetriebnahme entfallen, 
a) sofern die Anschlüsse und die Ausrüstungsteile des Druckbehälters nicht geändert worden sind und 
b) am neuen Aufstellungsort bereits eine Prüfung der dort vorhandenen Anlagenteile vor Inbetriebnahme eines 

gleichartigen Druckbehälters durchgeführt worden ist. 
6.19.4 Die Prüfungen nach den Nummern 6.19.1 und 6.19.2 gelten abweichend von § 16 Absatz 3 als fristgerecht 
durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt werden. 

 

6.20 Rotierende dampfbeheizte Zylinder 
 

An rotierenden dampfbeheizten Zylindern müssen wiederkehrende Festigkeitsprüfungen nur durchgeführt werden, 
wenn die Zylinder aus dem Maschinengestell ausgebaut werden und die Wandstärken entsprechend sicher di- 
mensioniert sind. Im Übrigen gilt Nummer 5.8. 

 

6.21 Steinhärtekessel 
 

6.21.1 An Steinhärtekesseln nach Nummer 5.9 Tabelle 4 müssen die wiederkehrenden inneren Prüfungen alle 
zwei Jahre durchgeführt werden. 
6.21.2 An instandgesetzten Steinhärtekesseln mit eingesetzten Flicken müssen die Reparaturbereiche jährlich 
einer Oberflächenrissprüfung durch eine zugelassene Überwachungsstelle unterzogen werden. 
6.21.3 In Bereichen von Flicken mit einer Länge von über 400 Millimeter in Längsrichtung muss die erste Oberflä- 
chenrissprüfung nach Nummer 6.21.2 ein halbes Jahr nach der Reparatur durchgeführt werden. 
6.21.4 Auf die Prüfungen nach Nummer 6.21.2 kann verzichtet werden, wenn bei fünf aufeinanderfolgenden Prü- 
fungen der Reparaturbereiche keine Mängel festgestellt wurden. 

 

6.22 Druckbehälter und Rohrleitungen aus Glas 
 

6.22.1 Bei Druckbehältern und Rohrleitungen aus Glas, ausgenommen Versuchsautoklaven nach Nummer 6.24, 
können die wiederkehrenden Prüfungen nach Nummer 5 entfallen. Falls die Behälter oder die Rohrleitungen 
durch abtragende Medien beansprucht werden, müssen in Zeitabständen, die entsprechend den Betriebsbean- 
spruchungen festzulegen sind, die Wanddicken von einer zur Prüfung befähigten Person gemessen werden. 

http://www.wiessneth.de/


 

57 
Hinweis: Dieses Dokument enthält Lesezeichen, die Sie zur Navigation nutzen können – ein Service von form & funktion 

Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 

 
6.22.2 An Anlagen mit Druckbehältern und Rohrleitungen aus Glas muss vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder 
nach einer prüfpflichtigen Änderung zusätzlich eine Dichtheitsprüfung von einer zur Prüfung befähigten Person 
durchgeführt werden. 

 

6.23 Druckbehälter in Wärmeübertragungsanlagen 
 

6.23.1 Bei Druckbehältern in Wärmeübertragungsanlagen, in denen Wärmeträgeröle erhitzt werden oder in denen 
diese Wärmeträgeröle oder ihre Dämpfe zur Wärmeabgabe verwendet werden, müssen folgende Prüfungen von 
einer zugelassenen Überwachungsstelle durchgeführt werden: 
a) eine Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung, wenn das Produkt 

aus dem maximal zulässigen Druck PS und dem maßgeblichen Volumen V mehr als 100 Bar · Liter beträgt, 
und 

b) wiederkehrende Prüfungen, wenn das Produkt aus dem maximal zulässigen Druck PS und dem maßgeblichen 
Volumen V mehr als 500 Bar · Liter beträgt. Im Übrigen gilt Nummer 5.8. 

6.23.2 Wärmeübertragungsanlagen mit Behältern nach Nummer 6.23.1 und Teile dieser Anlagen dürfen vor der 
erstmaligen Inbetriebnahme sowie nach einer Instandsetzung oder einer prüfpflichtigen Änderung nur in Betrieb 
genommen werden, nachdem sie von einer zur Prüfung befähigten Person auf Dichtheit geprüft worden sind. 
6.23.3 Wärmeübertragungsanlagen mit Behältern nach Nummer 6.23.1 dürfen nur betrieben werden, wenn der 
Wärmeträger mindestens einmal jährlich von einer zur Prüfung befähigten Person auf weitere Verwendbarkeit 
geprüft worden ist. 

 

6.24 Versuchsautoklaven 
 

6.24.1 An Versuchsautoklaven müssen wiederkehrend innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen von einer zu- 
gelassenen Überwachungsstelle durchgeführt werden, wenn das Produkt aus dem maximal zulässigen Druck PS 
und dem maßgeblichen Volumen V mehr als 100 Bar · Liter beträgt. Im Übrigen gilt Nummer 5.8. 
6.24.2 Versuchsautoklaven müssen nach jeder Verwendung von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft 
werden. 

 

6.25 Heizplatten in Wellpappenerzeugungsanlagen 
 

An Heizplatten in Wellpappenerzeugungsanlagen brauchen wiederkehrende Festigkeitsprüfungen nur durchge- 
führt zu werden, wenn die Heizplatten aus dem Maschinengestell ausgebaut werden. Innere Prüfungen können 
entfallen. 

 

6.26 Wassererwärmungsanlagen für Trink- oder Brauchwasser 
 

Bei Druckbehältern, die der Beheizung von geschlossenen Wasserräumen in Wassererwärmungsanlagen mit 
einer zulässigen maximalen Temperatur des Heizmittels von höchstens 110 Grad Celsius dienen, können die 
Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung und die wiederkehrenden 
Prüfungen von einer zur Prüfung befähigten Person vorgenommen werden. Wiederkehrende Prüfungen sind jähr- 
lich durchzuführen, wenn Wärmeträgermedien Stoffe oder Gemische enthalten, die nach Artikel 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1272/2008 in ihrer jeweiligen Fassung gefährlich sind. Im Übrigen gelten die Nummern 5.6 und 5.9. 

 

6.27 Pneumatische Weinpressen (Membranpressen, Schlauchpressen) 
 

6.27.1 An Druckbehältern zum Pressen von Weintrauben können die wiederkehrenden Prüfungen nach Nummer 
5 entfallen, sofern sie jährlich mindestens einmal von einer zur Prüfung befähigten Person auf sichtbare Schäden 
geprüft worden sind. Werden jedoch an druckbeanspruchten Teilen Schäden festgestellt oder Instandsetzungsar- 
beiten vorgenommen, müssen innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen durchgeführt werden. Bei Druckbehäl- 
tern, die nach Nummer 5.9 Tabelle 4 zuzuordnen sind und deren Volumen V ≤ 1 Liter bei einem maximalen Druck 
PS > 1 000 Bar beträgt oder deren Volumen V > 1 Liter bei einem Druck PS > 0,5 Bar und das Druckinhaltspro- 
dukt PS ∙ V > 200 Bar ∙ Liter betragen, ist die Prüfung nach Satz 2 von einer zugelassenen Überwachungsstelle 
durchzuführen. 
6.27.2 Ausrüstungsteile von Druckbehältern nach Nummer 6.27.1 müssen wiederkehrend alle fünf Jahre geprüft 
werden, und zwar 
a) bei Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 4, sofern bei einem Inhalt V ≤ 1 Liter der maximale zulässige 

Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder bei einem Inhalt von V > 1 Liter der maximale Druck PS > 1 Bar und das 
Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betragen, von einer zugelassenen Überwachungsstelle, 

b) im Übrigen von einer zur Prüfung befähigten Person. 
 

6.28 Plattenwärmetauscher 
 

Bei Plattenwärmetauschern, die aus lösbar verbundenen Platten bestehen, können die Prüfungen vor der erstma- 
ligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung und die wiederkehrenden Prüfungen entfallen. 
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6.29 Lagerbehälter für Lebensmittel 
6.29.1 Bei Druckbehältern nach Nummer 5.9 Tabelle 4, die der Lagerung von Lebensmitteln dienen, können die 
wiederkehrenden Prüfungen nach Nummer 5.5 entfallen, sofern die Druckbehälter jährlich mindestens einmal von 
einer zur Prüfung befähigten Person auf sichtbare Schäden geprüft worden sind. 
6.29.2 Ausrüstungsteile von Druckbehältern nach Nummer 6.29.1, die unter Druck gefüllt, entleert oder sterilisiert 
werden, müssen vor der erstmaligen Inbetriebnahme, nach einer prüfpflichtigen Änderung und wiederkehrend alle 
fünf Jahre geprüft werden. Die Prüfungen sind von zugelassenen Überwachungsstellen durchzuführen, wenn der 
zulässige Betriebsdruck mehr als 1 Bar beträgt. 

 

6.30 Verwendungsfertige Druckanlagen und Druckgeräte in verwendungsfertigen Maschinen 
6.30.1 Verwendungsfertige Druckanlagen 
Bei verwendungsfertig, serienmäßig hergestellten Druckanlagen mit Druckgeräten im Sinne der Richtlinie 
2014/68/EU oder mit einfachen Druckbehältern im Sinne der Richtlinie 2014/29/EU kann eine Prüfung vor Inbe- 
triebnahme ohne Bezug auf einen Aufstellplatz an einem Muster durch eine zugelassene Überwachungsstelle 
durchgeführt werden, sofern für Geräte oder Behälter das Produkt aus maximal zulässigem Druck PS und maß- 
geblichem Volumen V höchstens 1000 Bar · Liter beträgt. Die Prüfung vor Inbetriebnahme hinsichtlich der Auf- 
stellungsbedingungen darf von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. 
6.30.2 Druckgeräte in verwendungsfertigen Maschinen 
Bei verwendungsfertig hergestellten Maschinen mit eingebauten Druckgeräten im Sinne von Nummer 2.1 Satz 2 
Buchstabe a und b oder einfachen Druckbehältern im Sinne von Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe c beschränkt sich 
die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme darauf zu prüfen, ob die für die Prüfung benötigten technischen 
Unterlagen vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist. Satz 1 gilt jedoch nur, wenn die Konformitätsbescheinigung 
die zutreffende Auswahl der Druckgeräte für die vorgesehene Betriebsweise sowie die sichere Montage und In- 
stallation in der Maschine abdeckt und nachweislich die Sicherheit der Druckgeräte nicht von den Aufstellungsbe- 
dingungen der Maschine abhängt. 

 

6.31 Anlagen, die bestimmungsgemäß für den ortsveränderlichen Einsatz verwendet werden 
Bei Druckbehälteranlagen im Sinne von Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe b, die an wechselnden Aufstellungsorten 
verwendet werden, ist nach dem Wechsel des Aufstellungsortes eine erneute Prüfung vor Inbetriebnahme nicht 
erforderlich, wenn 
a) eine Bescheinigung über eine andernorts durchgeführte Prüfung vor Inbetriebnahme vorliegt, 
b) sich keine neue Betriebsweise ergeben hat und die Anschlussverhältnisse sowie die Ausrüstung unverändert 

bleiben und 
c)  an die Aufstellung keine besonderen Anforderungen zu stellen sind. 
Bei besonderen Anforderungen an die Aufstellung genügt es, wenn die sichere Aufstellung am Betriebsort von 
einer zur Prüfung befähigten Person geprüft wird und hierüber eine Bescheinigung vorliegt. 

 

6.32 Ortsfeste Füllanlagen für Gase 
Die Prüfungen nach Nummer 4.1 für Füllanlagen nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb und 
cc einschließlich der Anlagenteile sind von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchzuführen.  Bei Füllanla- 
gen nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa und bb können die wiederkehrenden Prüfungen 
von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. Bei Füllanlagen nach Nummer 2.1 Satz 1 Buch- 
stabe c Doppelbuchstabe cc sind die wiederkehrenden Prüfungen mindestens alle fünf Jahre von einer zugelas- 
senen Überwachungsstelle durchzuführen. 

 

6.33 Druckbehälter mit Schnellverschlüssen 
An Schnellverschlüssen von Druckbehältern müssen zusätzlich mindestens alle zwei Jahre wiederkehrende äu- 
ßere Prüfungen nach den Prüfzuständigkeiten in Nummer 5.9 Tabelle 3 und 4 durchgeführt werden, sofern bei 
einem Inhalt V ≤ 1 Liter der maximal zulässige Druck PS > 1 000 Bar beträgt oder bei einem Inhalt von V > 1 Liter 
der maximale Druck PS > 0,5 Bar und das Druckinhaltsprodukt PS ∙ V > 1 000 Bar ∙ Liter betragen. 

 

6.34 Ortsbewegliche Druckgeräte nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe b 
Bei ortsbeweglichen Druckgeräten im Sinne der Richtlinie 2010/35/EU, die befüllt und an einem anderen Ort ent- 
leert werden, darf von Prüfungen nach Abschnitt 4 Nummer 4 und 5 abgesehen werden, wenn die ortsbewegli- 
chen Druckgeräte den Anforderungen der Richtlinie 2010/35/EU für Prüfung und Verwendung entsprechen. 

 

6.35 Druckbehälter mit Einbauten 
Bei Druckbehältern mit Einbauten, bei denen mit Schädigungen der drucktragenden Wandung, wie Korrosion, 
nicht zu rechnen ist und bei denen die innere Prüfung aller Wandungsteile nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist, kann die Prüffrist für die inneren Prüfungen auf bis zu zehn Jahre erweitert werden, sofern 
bei der ersten wiederkehrenden inneren Prüfung keine Mängel festgestellt worden sind. 
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Anhang 3 (zu § 14 Absatz 4) 
Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel 

 
Abschnitt 1 

Krane 
 

1. Anwendungsbereich und Ziel 
 

1.1 Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen folgender Krane (Hebezeuge): 
Laufkatzen, Ausleger-, Dreh-, Derrick-, Brücken-, Wandlauf-, Portal-, Schwenkarm-, Turmdreh-, Fahrzeug-, Lkw-, 
Lade-, Lkw-Anbau-, Schwimm-, Offshore- und Kabelkrane. Für Lkw-Ladekrane, deren Lastmoment mehr als 300 
Kilonewtonmeter oder deren Auslegerlänge mehr als 15 Meter beträgt, gelten die Prüfvorschriften, wie sie in die- 
sem Abschnitt für Fahrzeugkrane festgelegt sind. 
1.2 Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch die 
genannten Krane sicherzustellen. 

 
2. Prüfsachverständige 

 

Prüfsachverständige im Sinne dieses Abschnitts sind zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 Absatz 6, die zu- 
sätzlich 
a) eine abgeschlossene Ausbildung als Ingenieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und Erfahrungen in der 

Fachrichtung aufweisen, auf die sich ihre Tätigkeit bezieht, 
b) mindestens drei Jahre Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau, der Instandhaltung oder der Prüfung von Kra- 

nen haben und davon mindestens ein halbes Jahr an der Prüftätigkeit eines Prüfsachverständigen beteiligt wa- 
ren, 

c)  ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen, 
d) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und 
e) ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten. 

 
3. Prüffristen, Prüfzuständigkeiten und Prüfaufzeichnungen 

 

3.1 Für kraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle 1 festgelegten Prüffristen und Prüfzuständigkeiten. 
3.2 Für handbetriebene oder teilkraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle 2 festgelegten Prüffristen und Prüfzu- 
ständigkeiten. 
3.3 Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz 1 sind Aufzeichnungen über die gesamte Verwendungsdauer des Ar- 
beitsmittels aufzubewahren. 
3.4 Die in den Tabellen 1 und 2 genannten Krane sind nach außergewöhnlichen Ereignissen durch eine zur Prü- 
fung befähigte Person nach § 2 Absatz 6 und nach Änderungen durch einen Prüfsachverständigen zu prüfen. § 14 
Absatz 3 Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. § 14 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
Tabelle 1: Prüffristen und Prüfzuständigkeiten für bestimmte Krane 

 

 
Kran 

 
Prüfung nach der 
Montage, Installation und 
vor der ersten 
Inbetriebnahme 

 
Wiederkehrende Prüfung 

 
Laufkatzen 

 
Prüfsachverständiger mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person nach § 2 Absatz 6 

Ausleger- und 
Drehkrane 

 
Prüfsachverständiger mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person nach § 2 Absatz 6 
 
Derrickkrane 

 
Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 und mindestens alle 4 
Betriebsjahre durch einen Prüfsachverständigen 

 
Brückenkrane, 

 
Prüfsachverständiger mindestens jährlich durch eine zur Prüfung 

befähigte Person nach § 2 Absatz 6 
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Wandlaufkrane   

 
Portalkrane 

 
Prüfsachverständiger mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person nach § 2 Absatz 6 

Schwenkarm- 
krane 

 
Prüfsachverständiger mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person nach § 2 Absatz 6 
 
 
 
Turmdrehkrane 

 
 
zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 und 
mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 14. und 16. 
Betriebsjahr und danach mindestens jährlich durch 
einen Prüfsachverständigen 

fahrbare 
Turmdrehkrane (Auto- 
Turmdrehkrane) mit 
luftbereiftem und an- 
getriebenem Unter- 
wagen; die Fahrbe- 
wegungen werden 
von einer Fahrerka- 
bine im Unterwagen 
und die Kranbewe- 
gungen von einer 
Krankabine aus ge- 
steuert, die im oder 
am Turm angeordnet 
ist 

 
 
 
 
 
 
 
 
Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

 
 
 
 
 
mindestens halbjährlich durch eine zur Prüfung be- 
fähigte Person nach § 2 Absatz 6 
und 
mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 14. und 16. Be- 
triebsjahr und danach mindestens jährlich durch ei- 
nen Prüfsachverständigen 

 
 
 
Fahrzeugkrane 

 
 
 
Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 
und 
mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 13. Betriebsjahr 
und danach mindestens jährlich durch einen Prüf- 
sachverständigen 

Lkw-Ladekrane 
a) grundsätzlich 

 
 
b) mit mehr als 300 

kNm Lastmoment 
oder mit mehr als 
15 m Ausleger- 
länge 

Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

 
 
 
 
Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

 
 
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 
und 
mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 13. Betriebsjahr 
und danach mindestens jährlich durch einen Prüf- 
sachverständigen 

 
 
Lkw-Anbaukrane 

 
 
Prüfung entfällt wegen § 14 
Absatz 1 Satz 3 

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 und 
mindestens alle 4 Betriebsjahre durch einen Prüf- 
sachverständigen 

 
Schwimm- und 
Offshorekrane 

Prüfsachverständiger, falls 
Einbau oder Aufbau vor Ort 
erfolgen 

 
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

 
Kabelkrane Prüfung entfällt wegen § 14 

Absatz 1 Satz 3 
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 
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Tabelle 2: Prüffristen und Prüfzuständigkeiten für handbetriebene oder teilkraftbetriebene Krane 

 
 
 
 
Kran 

 
 
Prüfung nach Montage, 
Installation und vor der 
ersten Inbetriebnahme 

 
 
 
Wiederkehrende Prüfung 

handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene 
Krane > 1 t 
Tragfähigkeit 

 
 
Prüfsachverständiger 

 
 
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene 
Krane ≤ 1 t 
Tragfähigkeit 

 
 
zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

 
 
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

http://www.wiessneth.de/


 

62 
Hinweis: Dieses Dokument enthält Lesezeichen, die Sie zur Navigation nutzen können – ein Service von form & funktion 

Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 

 
 
 
 
 

1. Anwendungsbereich und Ziel 

Abschnitt 2 
Flüssiggasanlagen 

1.1 Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen von Flüssiggasanlagen mit brennbaren Gasen, soweit sie in Tabelle 1 auf- 
geführt sind. Er gilt nicht, soweit die entsprechenden Prüfungen nach Anhang 2 dieser Verordnung durchzuführen 
sind. 
1.2 Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Flüs- 
siggasanlagen nach Tabelle 1 sicherzustellen. Die Anlagen sind zu prüfen auf: 
a) sichere Installation und Aufstellung sowie 
b) Dichtheit und sichere Funktion. 

 

2. Begriffsbestimmungen 
2.1 Flüssiggasanlagen nach Tabelle 1 bestehen aus Versorgungsanlagen und zugehörigen Verbrauchsanlagen. 
2.2 Versorgungsanlagen bestehen aus Druckgasbehältern und allen Teilen, die der Versorgung der Verbrauchs- 
anlagen dienen, einschließlich der Hauptabsperreinrichtung. 
2.3 Verbrauchsanlagen umfassen die Gasverbrauchseinrichtungen einschließlich der Leitungsanlage und der 
Ausrüstungsteile hinter der Hauptabsperreinrichtung. 
2.4 Gasverbrauchseinrichtungen sind Gasgeräte mit und ohne Abgasführung. 
2.5 Hauptabsperreinrichtung ist die Absperreinrichtung, mit der die gesamte Verbrauchsanlage von der Versor- 
gungsanlage abgesperrt werden kann. Dies kann auch das Behälterabsperrventil sein. 
2.6 Ortsveränderliche Flüssiggasanlagen sind Anlagen, bei denen die Versorgungsanlagen oder Verbrauchsanla- 
gen an unterschiedlichen Aufstellungsorten verwendet werden können. 

 

3. Zur Prüfung befähigte Personen 
Zur Prüfung befähigte Personen im Sinne dieses Abschnitts sind solche nach § 2 Absatz 6. 

 

4. Prüfungen und Prüfaufzeichnungen 
4.1 Die in Tabelle 1 genannten Flüssiggasanlagen sind vor ihrer erstmaligen Inbetriebnahme, vor Wiederinbe- 
triebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen und nach den in Spalte 2 genannten Höchstfristen wiederkehrend 
von einer zur Prüfung befähigten Personen zu prüfen. § 14 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt. 

 

Tabelle 1: Prüffristen für die wiederkehrende Prüfung 
 

 
Flüssiggasanlage 

 
Wiederkehrende Prüfung 

 
ortsveränderliche Flüssiggasanlage 

 
mindestens alle 2 Jahre 

 
ortsfeste Flüssiggasanlage 

 
mindestens alle 4 Jahre 

 
Flüssiggasanlage mit Gasverbrauchseinrichtungen in Räumen unter 
Erdgleiche 

 
 
mindestens jährlich 

 
flüssiggasbetriebene Räucheranlage 

 
mindestens jährlich 

 
Flüssiggasanlagen in oder an Fahrzeugen 

 
mindestens alle 2 Jahre 

 
Flüssiggasanlage auf Maschinen und Geräten des Bauwesens 

 
mindestens jährlich 

 
Arbeitsgeräte und -maschinen mit Gasentnahme aus der Flüssigphase 

 
mindestens jährlich 

 
Fahrzeuge mit Flüssiggas-Verbrennungsmotoren, die nicht Regelungsge- 
genstand der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sind 

 
 
mindestens jährlich 

 

4.2 Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz1 sind Aufzeichnungen über die gesamte Verwendungsdauer des 
Arbeitsmittels aufzubewahren. 
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Abschnitt 3 
Maschinentechnische Arbeitsmittel der 

Veranstaltungstechnik 
 

1. Anwendungsbereich und Ziel 
1.1 Die in diesem Abschnitt genannten Anforderungen gelten für maschinentechnische Arbeitsmittel der Veran- 
staltungstechnik, die zum szenischen Bewegen und Halten von Personen und Lasten verwendet werden. Ma- 
schinentechnische Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik sind insbesondere Beleuchtungs- und Oberlichtzüge, 
Beleuchtungs- und Portalbrücken, Bildwände, Bühnenwagen, Dekorations- und Prospektzüge, Drehbühnen und 
Drehscheiben, Elektrokettenzüge, Flugwerke, Kamerakrane und Kamerasupportsysteme, kraftbewegte Dekorati- 
onselemente, Leuchtenhänger, Punktzüge, Schutzvorhänge, Stative und Versenkeinrichtungen. 
1.2 Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch die 
genannten Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik sicherzustellen. 

 

2. Prüfsachverständige 
Prüfsachverständige im Sinne dieses Abschnitts sind zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 Absatz 6, die zu- 
sätzlich 
a) eine abgeschlossene Ausbildung als Ingenieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und Erfahrungen in der 

Fachrichtung aufweisen, auf die sich ihre Tätigkeit bezieht, 
b) über mindestens drei Jahre Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau der Instandhaltung oder der Prüfung von 

sicherheitstechnischen und maschinentechnischen Einrichtungen von Veranstaltungs- und Produktionsstätten 
für szenische Darstellung haben, davon mindestens ein halbes Jahr an der Prüftätigkeit eines Prüfsachver- 
ständigen, 

c)  ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen, 
d) mit der Betriebsweise der Veranstaltungs- und Produktionstechnik vertraut sind, 
e) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und 
f)  ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten. 

 

3. Prüfzuständigkeiten, Prüffristen und Prüfaufzeichnungen 
3.1 Für die unter Nummer 1 genannten Arbeitsmittel gelten die in der nachfolgenden Tabelle festgelegten Prüf- 
fristen und Prüfzuständigkeiten. 
3.2 Die in Tabelle 1 genannten maschinentechnischen Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik sind nach außer- 
gewöhnlichen Ereignissen und nach Änderungen von einem Prüfsachverständigen zu prüfen. § 14 Absatz 3 Satz 
1 findet insoweit keine Anwendung. § 14 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 

Tabelle 1: Prüfzuständigkeiten und Prüffristen 
 

 
maschinentechnisches Arbeitsmittel der 
Veranstaltungstechnik 

 
Prüfung nach Montage, 
Installation und vor der 
ersten Inbetriebnahme 

 
 
Wiederkehrende 
Prüfung 

Arbeitsmittel (einschließlich Eigenbauten), die unter 
den Anwendungsbereich der Maschinenverordnung 
(Neunte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz) 
fallen, soweit es sich handelt um 

 

a) stationäre Arbeitsmittel 

b) mobile Arbeitsmittel 

c)  mobile Arbeitsmittel, mit denen Personen bewegt 
oder Lasten über Personen bewegt werden 

 
d) mobile Arbeitsmittel, mit denen software-basierte 

automatisierte Bewegungsabläufe erfolgen 

 
 
 
 

Prüfsachverständiger 

zur Prüfung befähigte 
Person nach § 2 Absatz 6 

 
Prüfsachverständiger 

 
 
Prüfsachverständiger 

 

 
 
 
 
mindestens jährlich 
durch eine zur 
Prüfung befähigte 
Person nach § 2 
Absatz 6 und 

 
 
mindestens alle 4 
Jahre durch einen 
Prüfsachverständigen 

Arbeitsmittel (einschließlich Eigenbauten), die nicht 
unter den Anwendungsbereich der 
Maschinenverordnung (Neunte Verordnung zum 
Produktsicherheitsgesetz) fallen 

 
 
Prüfsachverständiger 

 

3.3 Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz 1 sind Aufzeichnungen über die gesamte Verwendungsdauer des 
Arbeitsmittels aufzubewahren. 
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Begründung 
Entwurf eines Gesetzes über die Neuordnung des Geräte- und 
Produktsicherheitsrechts 

 

Begründung 
 

A. Allgemeiner Teil 
 

I. Ausgangslage, Zielsetzung und wesentliche Inhalt des Entwurfs 
 

Die bisher geltende Betriebssicherheitsverordnung (im Folgenden als BetrSichV 2002 bezeichnet) dient der Si- 
cherheit und dem Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln bei der Arbeit und der Sicherheit 
beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen. Sie wurde am 27.September 2002 erlassen und seitdem mehr- 
mals marginal, im Wesentlichen redaktionell geändert. Nennenswerte inhaltliche Änderungen wurden lediglich 
mit Artikel 8 der Verordnung vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2768) durchgeführt. 

 

Es ist notwendig, die BetrSichV 2002 zur Beseitigung inzwischen bekannt gewordener erheblicher rechtlicher und 
fachlicher Mängel,  

 zur systematisch besseren Umsetzung von EU- Recht,  
 zum Abbau von Standard- und Bürokratiekosten, 
 zur Beseitigung von Doppelregelungen insbesondere beim Explosionsschutz und bei der Prüfung von 

Arbeitsmitteln, 
 zur besseren Anpassung an Schnittstellen zu anderen Rechtsvorschriften, insbesondere an das für die 

Bereitstellung von Arbeitsmitteln auf dem Markt geltende neue Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) und die darauf 
gestützten Rechtsverordnungen, zur konkreten Ausrichtung auf das tatsächliche Unfallgeschehen und 

 zur leichteren Anwendbarkeit durch die Arbeitgeber und Anlagenbetreiber einer Rechts- und Strukturreform 
zuzuführen. 

Die rechtlichen Mängel sind insbesondere auf das unterschiedliche Verständnis der Ermächtigungsgrundlagen im 
ProdSG zurückzuführen, die im Wesentlichen noch den Regelungen des § 24 der früheren Gewerbeordnung 
(GewO) entsprechen. Die Probleme konnten beim Erlass des ProdSG wegen der unterschiedlichen Auffassungen 
der beteiligten Kreise zum Inhalt und Umfang einer Reform des Rechts der überwachungsbedürftigen Anlagen 
nicht bereinigt werden. 

 

Der derzeit den gesamten Explosionsschutz als Grundnorm betreffende Artikel 6 der EG- Richtlinie 98/24/EG ist 
ausschließlich und ganzheitlich mit der Gefahrstoffverordnung umgesetzt, während die nur für den atmosphäri- 
schen Explosionsschutz geltende EG-Richtlinie 1999/92/EG sowohl in der Gefahrstoffverordnung als auch in der 
BetrSichV 2002 umgesetzt ist. Dies führt zu einer Doppelregelung, die insbesondere unnötige Standard- bzw. 
Bürokratiekosten verursacht und zu für den Arbeitsschutz nachteiligen Missverständnissen Anlass gibt. Bei den 
Standardbzw. Bürokratiekosten ist im Wesentlichen das Explosionsschutzdokument zu nennen, das derzeit zu- 
sätzlich zur Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung für Gefahrstoffe eigenständig zu führen ist. 

 

Mit dem Erlass des neuen ProdSG im Jahr 2011 wurden die fehlende Transparenz der Vorschriften zum Bereit- 
stellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt einerseits und der betrieblichen Verwendung durch Beschäftigte bei der 
Arbeit andererseits deutlich. Mit der neuen Verordnung sollen die Pflichten des Arbeitgebers, der seinen Beschäf- 
tigten Arbeitsmittel zur Verfügung stellt, klarer gefasst und mit den Vorgaben des EG-Binnenmarktrechts besser 
abgestimmt werden. 
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Weiterhin soll die neue Verordnung stärker dem aktuellen Unfallgeschehen bei Arbeitsmitteln Rechnung tragen. 
Daten aus der DGUV-Statistik für Tätigkeiten mit Handwerkszeugen oder Handmaschinen sowie ortsveränderli- 
chen oder ortsfesten Maschinen und Ausrüstungen belegen den Handlungsbedarf: 

 
 

Berichtsjahr 
 

2007  
 

2008   

2009  
 

2010  2011 
 

Vollarbeiter-Richtwert 
 

1.590 
 

1.610 
 

1.570 
 

1.600 
 

1.590 
 

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 
 

193.984 
 

191.684 
 

169.479 
 

169.133 
 

170.571 
 

Neue Arbeitsunfallrenten 
 

1.538 
 

1.590 
 

1.506 
 

1.489 
 

1.352 
 

Tödliche Arbeitsunfälle   

52   

49   

38   

44 
 

30 
 

Besondere Unfallschwerpunkte wie Instandhaltung, Betriebsstörungen, Manipulation von Schutzeinrichtungen 
und unsachgemäße Benutzung sollen besonders geregelt werden. Neu aufgenommen werden Prüfungen von 
bestimmten besonders gefährlichen Arbeitsmitteln. 

 

In der bisherigen Betriebssicherheitsverordnung liegt noch - aus historischen Gründen – eine starke Betonung bei 
den so genannten überwachungsbedürftigen Anlagen, die dazu führt, dass die Verwendung anderer, deutlich 
unfallträchtigerer Arbeitsmittel im zur Verordnung gehörenden Regelwerk zu wenig Berücksichtigung findet. Aber 
auch bei den überwachungsbedürftigen Anlagen besteht Änderungsbedarf. 

 

Nach Angaben der zugelassenen Überwachungsstellen (ZÜS) weisen über 50% der Aufzugsanlagen Mängel auf. 
Dem soll durch geänderte Vorschriften unter stärkerer Würdigung der Kompetenz der ZÜS als Prüfer Rechnung 
getragen werden. So soll die bisher vorgeschriebene, aber offensichtlich nicht ausreichend wirksame Zwischen- 
prüfung durch eine flexible, gefährdungsorientierte aber umfassende Prüfung des Aufzugs ersetzt werden. Wei- 
terhin wurde festgestellt, dass eine wesentliche Zahl von Aufzugsanlagen nicht den vorgeschriebenen Prüfungen 
zugeführt werden. Dem soll durch eine verbindliche Prüfplakette (vergleichbar KFZ- Prüfplakette) Rechnung 
getragen werden. 

 

Für Lager- und Füllanlagen für brennbare Flüssigkeiten sind Prüfungen im neuen Gewässerschutzrecht des Bun- 
des (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, AwSV) vorgeschrieben. Zusätz- 
lich sollen die Anforderungen an die Prüfungen zum Explosionsschutz in der BetrSichV deutlich erhöht werden. 
Beide Prüfungen können die bisher für diese Anlagen vorgeschriebenen ZÜS- Prüfungen ersetzen. Dadurch wer- 
den auch bestehende Doppelprüfungen beseitigt. 

 

Insgesamt sollen die Neuregelungen dazu dienen, dem Arbeitgeber, insbesondere den Kleinen und Mittleren 
Unternehmen (KMU), die Anwendung der Arbeitsschutzregelungen zu erleichtern und den Arbeitsschutz zu 
verbessern. 

 

Die beste Möglichkeit, den unter I. beschriebenen Änderungserfordernissen Rechnung zu tragen, ist eine Rechts- 
und Strukturreform mit einer vollständigen Neufassung der BetrSichV 2002. Dazu soll auch der Titel der Verord- 
nung geändert werden, um die Verordnung stärker in ihrem fachlichen Schwerpunkt hervorzuheben. Als neuer 
Titel wurde „Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (Be- 
triebssicherheitsverordnung - BetrSichV)“ gewählt. 

 

Wesentliche Änderungen sind: 
 

Die Gefährdungsbeurteilung als zentrales Element für die Festlegung von Schutzmaßnahmen gilt nunmehr – wie 
von allen Beteiligten gewünscht - auch für diejenigen überwachungsbedürftigen Anlagen, bei denen ausschließ- 
lich andere Personen („Dritte“ im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 1 ProdSG) gefährdet sind. Die im Ausschuss für 
Betriebssicherheit dazu bisher gewählte verordnungswidrige Interpretation der „sicherheitstechnischen Bewer- 
tung“ (TRBS 1111) wird obsolet und durch das im Arbeitsschutz übliche Instrument der Gefährdungsbeurteilung 
ersetzt. 

 

Die materiellen Anforderungen des Zweiten Abschnittes der BetrSichV 2002 gelten nunmehr auch für überwa- 
chungsbedürftige Anlagen, bei denen ausschließlich andere Personen („Dritte“ im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 
1 
ProdSG) gefährdet sind. Damit gelten – unabhängig vom Schutzziel - einheitliche Anforderungen für alle Ar- 
beitsmittel und Anlagen. Hierdurch wird auch die Möglichkeit für eine einheitliche Regelsetzung im Ausschuss für 
Betriebssicherheit eröffnet. 
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Die materiellen Anforderungen werden beibehalten, jedoch als Schutzziele formuliert. Diese gelten für alte, neue 
und selbst hergestellte Arbeitsmittel gleichermaßen, so dass es keiner besonderen, bisher strittigen, Bestands- 
schutzregelung bedarf. Vielmehr muss der Arbeitgeber im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung eigenverant- 
wortlich selbst entscheiden, ob ggf. Nachrüstmaßnahmen erforderlich sind. 

 

Die Arbeitgeberpflichten bei der Bereitstellung und Prüfung binnenmarktkonformer Arbeitsmittel werden klarer 
gefasst; die bisher unklare Unterscheidung zwischen Änderung und wesentlicher Veränderung entfällt. 

 

Die Prüfpflichten für besonders prüfpflichtige (weil besonders gefährliche) Arbeitsmittel und Anlagen werden in 
Anlehnung an die vor 2002 geltenden Einzelverordnungen anlagenbezogen zusammengefasst und transparent in 
Anhängen zur Verordnung dargestellt. Mit dem neuen Anhang 3 wird konzeptionell die Möglichkeit eröffnet, vom 
Ausschuss für Betriebssicherheit neu identifizierte besonders prüfpflichtige Anlagen mit minimalem Auf- wand in 
die Verordnung aufzunehmen. Weiterhin wird die bisher fehlende Zielbestimmung von Prüfungen be- schrieben. 

 

Die bisher missverständlich umgesetzten Prüfpflichten der Richtlinie 1999/92/EG im Explosionsschutz werden 
rechtlich einwandfrei ausgestaltet. 

 

Für Aufzugsanlagen, mit denen Personen befördert werden, soll künftig eine einheitliche Prüffrist von zwei Jah- 
ren gelten. Dies gilt auch für Aufzugsanlagen, die nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr gebracht werden und 
für die bisher eine Prüffrist von vier Jahren galt. Die ZÜS kann eine kürzere Prüffrist bewirken, wenn sie die Si- 
cherheit einer Aufzugsanlage nicht für einen Zeitraum von zwei Jahren prognostizieren kann. Im Streitfall ent- 
scheidet die zuständige Behörde. Dies ist z. B. bei älteren oder schlecht gewarteten Aufzugsanlagen relevant. 
Nach Angaben der ZÜS weisen über 50% der Aufzugsanlagen Mängel auf. Daher soll künftig größerer Wert auf 
die Instandhaltung von Aufzugsanlagen gelegt werden. Die neu konzipierte Zwischenprüfung ist im Rahmen der 
Instandhaltung durchzuführen. Sie kann künftig auch von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt 
werden. 

 

Nach Erhebungen der ZÜS wird derzeit eine wesentliche Zahl von Aufzugsanlagen (ca. 200.000 von ca. 700.000) 
nicht den vorgeschriebenen Prüfungen zugeführt. Daher soll für Aufzugsanlagen eine „Prüfplakette“ (vergleich- bar 
mit der KFZ-Prüfplakette) in Form eines Hinweises auf den nächsten Prüftermin verpflichtend eingeführt werden, 
wie sie schon freiwillig in vielen geprüften Aufzügen angebracht wird. Im Übrigen sind Aufzeichnungen über 
Prüfungen künftig auch in elektronischer Form möglich. Dies bedeutet, dass die Prüfaufzeichnungen nicht 
zwingend unmittelbar bei der jeweiligen Anlage vorgehalten werden müssen. 

 

Die Vorschriften zur Instandhaltung werden sowohl im Hinblick auf den sicheren Zustand der Arbeitsmittel als 
auch im Hinblick auf die Instandhaltungstätigkeit selbst verbessert; damit wird ein bisheriger Schwerpunkt des 
Unfallgeschehens stärker berücksichtigt. 

 

Doppelregelungen bei der Prüfung von Arbeitsmitteln werden beseitigt, und eine rechtliche Ersetzensregel wird 
eingeführt; dies gilt auch für überwachungsbedürftige Anlagen und betrifft dabei insbesondere den Explosions- 
schutz. 

 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 kann der Arbeitgeber bestimmte Erleichte- 
rungen in Anspruch nehmen, z. B. bei der bestimmungsgemäßen Verwendung einfacher Arbeitsmittel; dies soll 
die praktische Anwendung der Verordnung vor allem in KMU erleichtern und der Bedeutung des EG-Binnen- 
marktes Rechnung tragen. 

 

Die Möglichkeit, überwachungsbedürftige Anlagen anstelle von einer externen Zugelassenen Überwachungsstelle 
(ZÜS) durch den Arbeitgeber („Betreiber“) in eigener Verantwortung zu prüfen, wird erweitert; dies entspricht auch 
der Intention der EG-Arbeitsmittelbenutzungsrichtlinie 2009/104/EG. Durch die Änderungen können zu- sätzlich 
unternehmenseigene ZÜS zugelassen werden. Weiterhin können durch höhere Qualifikationsanforde- rungen an 
zur Prüfung befähigte Personen des Arbeitgebers in Verbindung mit einem deutlich verbesserten Prüf- konzept mit 
vorgeschriebenen Prüffristen auch bestimmte ZÜS-Prüfungen im Explosionsschutz in Arbeitge- berverantwortung 
zurückverlegt werden. Wie bisher kann der Arbeitgeber aber auch eine ZÜS mit der Prüfung beauftragen. 

 

Die partielle Doppelregelung zum Explosionsschutz in der BetrSichV 2002 wird beseitigt. Da die Explosionsge- 
fährdung primär vom Gefahrstoff ausgeht, erfolgt die Gefährdungsbeurteilung und die Festlegung von Schutz- 
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maßnahmen zum Explosionsschutz nunmehr ausschließlich nach der Gefahrstoffverordnung. Dasselbe gilt für die 
Dokumentation dieser Gefährdungsbeurteilung. Dabei wird den EU-rechtlich dazu vorgegebenen besonders 
präzisen Anforderungen Rechnung getragen, und bisherige Missverständnisse hinsichtlich einer zusätzlichen und 
eigenständigen Dokumentation speziell für den Explosionsschutz werden ausgeräumt. Die bisherigen Doku- 
mentationen können jedoch beibehalten werden. Für die Vermeidung von explosionsfähiger Atmosphären bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln gilt schon jetzt nicht die BetrSichV sondern die Gefahrstoffverordnung (siehe § 3 
Absatz 2 BetrSichV 2002). Die Gefahrstoffverordnung enthält bereits jetzt die notwendigen, auch arbeitsmittel- 
und anlagenbezogenen, Anforderungen zur Vermeidung und Beseitigung von Stofffreisetzungen (siehe z. B. § 6 
Absatz 1 Nummer 5, § 6 Absatz 4, § 7 Absatz 4 und § 11 GefStoffV sowie Anhang I). 

 

Insgesamt wird die neue Verordnung konzeptionell, strukturell und sprachlich neu gestaltet, um die Anwender- 
freundlichkeit zu verbessern. Regelungen werden verstärkt unter inhaltlichen Gesichtspunkten zusammengefasst 
(z. B. Grundpflichten, erweiterte Pflichten, Instandhaltung und Betriebsstörungen). Ebenso erfolgt eine Anglei- 
chung an andere neu gefasste Verordnungen zum ArbSchG - insbesondere die Gefahrstoffverordnung. Gleichfalls 
werden ebenso wie dort Spezial- und Detailregelungen in Anhängen dargestellt. Die weitgehend gleichlautenden 
allgemeinen Teile der Anhänge 1 und 2 der BetrSichV 2002 werden, als Schutzziele formuliert, in den verfügen- 
den Teil übernommen, insbesondere in die §§ 4-6, 8 und 9. Mit dieser Maßnahme wird auch dem Missverständnis 
vorgebeugt, der alte Anhang 1 der BetrSichV 2002 sei eine Mindestvorschrift für das Inverkehrbringen (im Sinne 
von Beschaffenheitsanforderungen); die BetrSichV ist nämlich keine Binnenmarktregelung im Sinne des EG- Ver- 
trages, sondern eine reine Arbeitsschutz-Vorschrift. Die Anforderungen gelten für alle Arbeitsmittel, also auch für 
Anlagen (siehe § 2 Absatz 1). 

 

Wegen der umfassenden strukturellen Änderungen erfolgt die Neuregelung nicht in Form einer Änderung der 
BetrSichV 2002, sondern durch eine Ablösungsverordnung (Artikel 1) mit neuem, den jetzigen Verordnungsinhalt 
besser treffenden Langtitel. Der Kurztitel wird zur Erleichterung der Umstellung beibehalten. 

 

Umsetzung von EU- und sonstigem internationalem Recht 
 

Die neue Verordnung dient wie bisher der 
 

vollständigen Umsetzung der Richtlinie 2009/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Sep- tember 2009 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von 
Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 
Richtlinie 
89/391/EWG) und 

 

teilweisen Umsetzung der Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
1999 über Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit der Arbeitnehmer, 
die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden können (Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinne von 
Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. EG Nr. L 23 S. 57). Die Richtlinie wird jetzt im Wesentlichen 
mit der Gefahrstoffverordnung (Artikel 2) umgesetzt und nur hinsichtlich der dort enthaltenen Prüfungen zum 
Explosionsschutz mit der BetrSichV (Artikel 1). 

 

Ferner ermöglicht die neu gefasste Verordnung jetzt auch die Ratifizierung folgender Übereinkommen der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation in Bezug auf Arbeitsmittel: 

 

- Übereinkommen Nummer 119 über den Maschinenschutz, 
 

- Übereinkommen Nummer 152 über den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit und 
 

- Übereinkommen Nummer 184 über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft. 
 

Ermächtigungsgrundlagen 
 

Ermächtigungsgrundlagen sind im Wesentlichen die §§ 18 und 19 ArbSchG sowie § 13 des Heimarbeitsgesetzes. 
Da die Verordnung hinsichtlich der „überwachungsbedürftigen Anlagen“ (siehe Anhang 2) auch für solche An- 
lagen gilt, die von einem Unternehmer ohne Beschäftigte betrieben werden, wird die Verordnung insoweit zu- 
sätzlich auf die §§ 34 und 37 ProdSG gestützt. Da § 34 ProdSG die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung 
nicht ausdrücklich vorsieht, werden die Regelungen zu den überwachungsbedürftigen Anlagen für Unternehmer 
ohne Beschäftigte mit Ausnahme der Aufzugsanlagen insoweit zusätzlich auf § 19 Absatz 3 des Chemikalienge- 
setzes (ChemG) gestützt. Aufzugsanlagen sind also von der Gefährdungsbeurteilung -nicht aber von einer Er- 
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mittlung der Prüffristen - ausgenommen, soweit sie von Unternehmen ohne Beschäftigte betrieben werden (vgl. 
§ 3 Absatz 1 des Entwurfes). 

 

Das Arbeitsschutzgesetz und die darauf gestützten Verordnungen gelten auch für Energieanlagen im Sinne des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG). Jedoch gilt das ProdSG nicht bei bestimmten überwachungsbedürftigen An- 
lagen, wenn diese Energieanlagen im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes sind (§ 2 Nummer 30 Satz 2) sind. 
Dies betrifft insbesondere die Prüfvorschriften in dieser Verordnung, da diese bei einer ZÜS als Prüfer auf das 
ProdSG abgestützt sind. Damit die Anforderungen der BetrSichV dennoch für die genannten Energieanlagen 
anwendbar sind, wird sie zusätzlich auf 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5 EnWG gestützt. Damit wird sicherge- 
stellt, dass für Energieanlagen und andere überwachungsbedürftige Anlagen, die in einem räumlichen oder be- 
triebstechnischen Zusammenhang verwendet werden, dieselben Anforderungen gelten. In § 1 Absatz 3 wird die 
Anwendung der Verordnung auf bestimmte Anlagen beschränkt. Die Ermächtigung in § 25 des Sprengstoffgeset- 
zes wird lediglich wegen Artikel 2 Nummer 4 (Neufassung des § 11 der Gefahrstoffverordnung) benötigt. Inhalt- 
liche Änderungen im Hinblick auf den Sprengstoffbereich erfolgen nicht. 

 

Die geltende Betriebssicherheitsverordnung enthält Regelungen, die in der Praxis zu Schwierigkeiten führen. Diese 
müssen korrigiert werden. Die vorgesehenen Änderungen beeinflussen nicht das Schutzniveau, stellen aber 
erhebliche Erleichterungen für die Arbeitgeber dar. 

 

Die Änderung der Betriebssicherheitsverordnung passt Regelungen an, die in der Praxis zu Schwierigkeiten oder 
Fehlinterpretationen geführt haben. 

 

Die Änderungen der Betriebssicherheitsverordnung betreffen die Prüfung bestimmter Arbeitsmittel durch „befä- 
higte Personen“. Dieser Personenkreis wird zukünftig ausgeweitet, da nicht mehr zwingend eine technische Be- 
rufsausbildung gefordert wird, sondern die Sachkunde auch über die im Laufe des Berufslebens erworbenen 
speziellen technischen Kenntnisse nachgewiesen werden kann. Durch diese Anpassung wird formal der Erfül- 
lungsaufwand für die Wirtschaft verringert. Da die zu korrigierenden Sachverhalte jedoch bisher noch nicht pra- 
xisrelevant geworden sind, ist die tatsächliche Entlastung vernachlässigbar. 

 

II. Alternativen 
 

... 
 

B. Besonderer Teil 
 

Zu Artikel 1  (Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung 
– BetrSichV)) 

 

Zu § 1 (Anwendungsbereich, Ziel) 
 

Zu Absatz 1 
 

Das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) regelt umfassend den Schutz aller Beschäftigten und ist unmittelbar vollzieh- 
bar. Es wird für wichtige Schwerpunkte durch Verordnungen konkretisiert, die ihrerseits teilweise durch techni- 
sche Regeln erläutert werden. Durch die BetrSichV erfolgt die Konkretisierung des ArbSchG bezogen auf die 
Verwendung von Arbeitsmitteln. Darüber hinaus enthalten Einzelverordnungen, z. B. die Arbeitsschutzverord- 
nung zu künstlicher optischer Strahlung (OStrV), die Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung (LärmVib- 
rationsArbSchV), die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) und die Biostoffverordnung (BioStoffV), gefährdungs- 
bezogene Anforderungen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln. 

 

Der Schutz vor elektrischen Gefährdungen ist derzeit aufgeteilt auf die BetrSichV 2002 und die Arbeitsstättenver- 
ordnung (ArbStättV, dort hinsichtlich der Gebäudeinstallation). Die BetrSichV erfasst nur solche elektrischen 
Gefährdungen, die bei Tätigkeiten mit Arbeitsmitteln unmittelbar oder mittelbar auftreten können. Daneben gel- 
ten zusätzlich die ArbStättV und die Unfallverhütungsvorschrift „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel (BGV A3)“. 
Eine Neuordnung der drei Rechtsbereiche muss wegen der notwendigen umfangreichen fachlichen Ab- 
stimmungen zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
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Bei der Prüfung der Anwendungsbereiche der Einzelverordnungen im Zusammenhang mit der Gefährdungsbe- 
urteilung wird empfohlen, „vom Allgemeinen zum Speziellen“ vorzugehen, da es zum einen nur eine einzige 
Gefährdungsbeurteilung nach ArbSchG gibt und zum anderen, um Gefährdungen nicht zu übersehen. Die spezi- 
elleren Verordnungen sind bei der Ableitung von Maßnahmen für die entsprechenden Gefährdungen mit abzu- 
arbeiten. Soweit speziellere Regelungen bestehen, ist die BetrSichV nur ergänzend anzuwenden. Sie regelt z. B. 
Fragen der Instandhaltung oder der Prüfungen, die in den spezielleren Verordnungen nicht enthalten sind. Dar- 
über hinaus gibt es Arbeitsmittel, die ausschließlich von der BetrSichV erfasst werden, z. B. Werkzeuge wie 
Hammer und Zange. 

 

Die BetrSichV regelt allerdings nicht umfassend die Sicherheit in einem Betrieb (Unternehmen), sondern nur Ge- 
fährdungen durch dort vorhandene Arbeitsmittel. Ein Dachdecker, der auf dem Dach unter einer Hochspan- 
nungsleitung auf einer Baustelle Ziegel verlegt, wird hinsichtlich der Absturzgefahren und auch der Gefährdun- gen 
durch Hochspannung nicht von der BetrSichV erfasst, sondern von der ArbStättV und dem ArbSchG. Elektri- sche 
Gefährdungen ebenso wie Gefährdungen durch andere Energien werden nur erfasst, wenn sie vom Arbeits- mittel 
selbst oder von der Arbeitsumgebung bei der Verwendung eines Arbeitsmittels ausgehen (siehe hierzu § 3). 

 

Beachtet man diese Grundsätze, ist der Anwendungsbereich in Absatz 1 Satz 1 eindeutig formuliert und wider- 
spruchsfrei zu den anderen Einzelverordnungen handhabbar. 

 

Eine wesentliche Voraussetzung für die sichere Verwendung von Arbeitsmitteln ist, dass der Arbeitgeber sichere 
Arbeitsmittel zur Verfügung stellt, die insbesondere den Anforderungen des Produktsicherheitsgesetzes genügen 
(siehe hierzu § 5 Absatz 3). 

 

In der Regel dienen die Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten immer auch dem Schutz anderer Personen im 
Gefahrenbereich. Es gilt der Grundsatz: (Anlagen-) Sicherheit ist unteilbar. Bei überwachungsbedürftigen Anla- 
gen (siehe § 2 Nummer 30 und § 34 ProdSG) ist das Schutzziel „andere Personen“ jedoch erforderlich, um auch 
für den Unternehmer ohne Beschäftigte erkennen zu lassen, wozu er Maßnahmen treffen muss. Der Begriff „an- 
dere Personen“ ist eine präzisere Beschreibung des Begriffs „Dritte“ (im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 1 ProdSG) 
in der BetrSichV 2002. Der Begriff „andere Personen“ umfasst nicht die Allgemeinheit, den Schutz der 
Bevölkerung oder gar den Schutz der Umwelt. Diese Bereiche werden z. B. über das Bundes- 
Immissionsschutzgesetz geregelt. 

 

Die formelle Einbeziehung anderer Personen („Dritter“ im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 1 ProdSG) gilt nur für den 
Bereich der überwachungsbedürftigen Anlagen, die in Anhang 2 abschließend konkret beschrieben sind. Es han- 
delt sich bei diesen Anlagen um eine über das EGRecht hinausgehende nationale Besonderheit. Die jeweils geeig- 
neten Maßnahmen sind vom Arbeitgeber festzulegen. Im Allgemeinen entsprechen die Maßnahmen den üblichen 
Arbeitsschutzmaßnahmen; es kann aber auch notwendig sein, sie dem speziellen Personenkreis anzupassen. 

 

Mit Nummer 1 Buchstabe a wird klargestellt, dass gemäß § 18 BetrSichV erlaubnisbedürftige Anlagen immer auch 
überwachungsbedürftige Anlagen sind. 

 

Zu Absatz 2 
 

Die Ausnahmen entsprechen § 1 Absatz 4 der BetrSichV 2002. 
 

Die Ausnahme für den Bergbau konkretisiert die Ausnahme nach § 1 Absatz 2 ArbSchG. Im Anwendungsbereich 
des Bundesberggesetzes (BBergG) ist die Richtlinie 2009/104/EG durch die Allgemeine Bundesbergverordnung 
(ABBergV) umgesetzt. Der sachliche und räumliche Anwendungsbereich der ABBergV ist abschließend in § 1 
geregelt. Demnach ist die ABBergV für sonstige Tätigkeiten und Einrichtungen nach §2 Absatz 2 Nummer 3 
BBergG nicht anzuwenden. Bohrungen nach § 127 BBergG fallen unter diese sonstigen Tätigkeiten und Einrich- 
tungen. Daher ist der § 17 ABBergV, der die Bereitstellung und Benutzung von Arbeitsmitteln (Betriebssicher- 
heitsanforderungen) abschließend regelt, bei Bohrungen nicht anzuwenden. 

 

Auch die Prüfung der Einschlägigkeit von Normen aus dem gewerberechtlichen Bereich (Arbeitsschutzgesetz, 
Baustellenverordnung, BetrSichV 2002) führt zu keinem anderen Ergebnis. Das Fehlen bergrechtlicher Regelun- 
gen (s. o.) ermöglicht zwar aufgrund § 1 Absatz 2 ArbSchG die dortigen Regelungen zur Gefährdungsbeurteilung 
unmittelbar anzuwenden, aber aufgrund des § 1 Absatz 4 der BetrSichV 2002, der die Anwendung der Regelun- 
gen zur Bereitstellung und Benutzung von Arbeitsmitteln in Betrieben unter dem Regime des BBergG explizit 
ausnimmt, kann diese bei Bohrungen nach § 127 BBergG ausdrücklich nicht angewendet werden. 
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Besondere Anforderungen auf Grund landesrechtlicher Regelungen bestehen i. d. R. nicht. 
 

Dies hat zur Folge, dass bei Bohrungen nach § 127 BBergG bergrechtlich oder arbeitsschutzrechtlich weder 
durch Recht des Bundes, noch einheitlich durch Landesrecht Anforderungen an das Bereitstellen und Benutzen 
von Arbeitsmitteln (Maschinen, Apparate, Werkzeuge oder Anlagen) gestellt werden (können). Es fehlen 
einheitliche Anforderungen an den sicheren Betrieb der Arbeitsmittel (u. a. gefährdungsbezogene bzw. 
sicherheitsgerechte Auswahl, vorbeugende Instandhaltung etc.). Der Anwendungsbereich der BetrSichV 2002 
wird unter Nummer 1 
BetrSichV an die Formulierung des § 1 Absatz 2 Satz 2 ArbSchG angepasst, so dass für Bohrungen nach § 127 
BBergG die BetrSichV anzuwenden ist und somit die beschriebene Regelungslücke geschlossen wird. 

 

Unabhängig von der Bohrtiefe (§ 127 BBergG gilt für Bohrungen > 100m) ergibt dies die Anwendung eines ein- 
heitlichen Rechtsregimes für die Bereitstellung und Benutzung von Arbeitsmitteln. 

 

Im Übrigen gilt wegen § 1 Absatz 2 Satz 2 ArbSchG weiterhin, dass fehlende bergrechtliche Regelungen durch die 
Anwendung des ArbSchG und seines zugehörigen Rechtsregimes ausgefüllt werden. 

 

Zu Absatz 3 
 

Die Ausnahme für die im Absatz 3 genannten Seeschiffe entspricht § 1 Absatz 4 Satz 1 der BetrSichV 2002. Für 
Seeschiffe unter deutscher Flagge gilt die BetrSichV, soweit keine anderen, gleichwertigen Regelungen 
bestehen (§ 1 Absatz 2 ArbSchG). Insbesondere gelten die Vorschriften des 3. Abschnitts in Verbindung mit 
Anhang 2, da das ProdSG die Seeschifffahrt nicht ausnimmt. Die Ausnahme für Seeschiffe trägt den 
Besonderheiten der See- schifffahrt Rechnung. 

 

Das Arbeitsschutzgesetz und die darauf gestützten Verordnungen gelten auch für Arbeitgeber von Energieanla- 
gen im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG). Jedoch ist das ProdSG nicht anzuwenden bei bestimmten 
überwachungsbedürftigen Anlagen, wenn diese Energieanlagen im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes sind (§ 2 
Nummer 30 Satz 2 ProdSG) sind. Dies betrifft insbesondere die Prüfvorschriften in dieser Verordnung, da diese 
bei einer ZÜS als Prüfer auf das ProdSG abgestützt sind. Damit die Anforderungen der BetrSichV dennoch für die 
genannten Energieanlagen anwendbar sind, wird sie zusätzlich auf 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5 EnWG 
gestützt. Damit wird sichergestellt, dass für Energieanlagen und andere überwachungsbedürftige Anlagen, die in 
einem räumlichen oder betriebstechnischen Zusammenhang verwendet werden, dieselben Anforderungen 
gel ten. In § 1 Absatz 4 wird die Anwendung der BetrSichV wie bisher auf bestimmte Anlagen beschränkt. 

 

Zu Absatz 4 
 

Die Ausnahme für Gasfüllanlagen entspricht § 1 Absatz 3 der BetrSichV 2002. 
 

Mit Nummer 1 Buchstabe b erfolgt eine Klarstellung des Gewollten in § 1 Absatz 4 BetrSichV. Mit Satz 1 wird der 
Anwendungsbereich der Prüfvorschriften des Abschnitts 3 dieser Verordnung für bestimmte Energieanlagen 
(Ausnahme von Druckbehältern, Gasfüllanlagen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen der öffentlichen 
Gasversorgung und Rohrleitungsanlagen) klargestellt (vgl. auch § 2 Nummer 30 Satz 2 der Produktsicherheitsge- 
setzes). Die in Satz 2 enthaltene Rückausnahme bewirkt insbesondere, dass Gasfüllanlagen an Tankstellen als 
überwachungsbedürftige Anlagen unter den Anwendungsbereich der BetrSichV fallen. Dadurch wird insbeson- 
dere gewährleistet, dass an Tankstellen ein einheitliches Prüfregime nach der BetrSichV gilt. Satz 2 ist auf § 49 
Absatz 4 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (Verordnungsermächtigung BMWi) gestützt. Diese Änderung hat 
keine Auswirkungen auf die bestehende Praxis der zuständigen Vollzugsbehörden, sondern bestätigt diese und 
führt durch die präzisere Bestimmung des Anwendungsbereichs zu mehr Rechtssicherheit für die Anwender. 

 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 enthält eine Ausnahmeregelung für die besonderen Belange der Bundeswehr in Ergänzung der Sonder- 
regelung in § 20 für bestimmte Anlagen des Bundes (vgl. § 1 Absatz 6 der BetrSichV 2002). 

 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 
 

Zu Absatz 1 
 

Die Definition entspricht der RL 2009/104/EG: 
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Erfasst werden alle technischen Arbeitsmittel, wie sie für die Verrichtung einer Arbeitstätigkeit verwendet wer- 
den. Nicht erfasst werden typische Einrichtungsgegenstände wie Schränke; diese sind der Arbeitsstätte zuzu- 
rechnen. Eine Anlage ist eine Gesamtheit von räumlich und funktional im Zusammenhang stehenden Maschinen 
oder Geräten, die auch steuerungstechnisch und sicherheitstechnisch eine Einheit bilden. Überwachungsbedürf- 
tige (besonders prüfpflichtige und teilweise erlaubnisbedürftige) Anlagen werden in Anhang 2 konkret und ab- 
schließend bezeichnet, da der Prüfgegenstand eindeutig bestimmt sein muss. Überwachungsbedürftige Anlagen 
sind Arbeitsmittel im Sinne der RL 2009/104/EG, auch wenn dies nicht unbedingt dem traditionellen Verständnis 
in Deutschland entspricht. 

 

Zu Absatz 2 
 

Die Begriffsbestimmung erfasst jegliche Verwendung von Arbeitsmitteln; Satz 2 enthält dazu einige wichtige 
Beispiele. Statt des bisher verwendeten Wortes „benutzen“ wurde das Wort „verwenden“ gewählt, um eine An- 
gleichung an die anderen Verordnungen zum ArbSchG zu erreichen. Ein inhaltlicher Unterschied besteht nicht. 

 

Zu Absatz 3 
 

Für die Ausdehnung des Normadressaten über den Arbeitgeber hinaus wurden die bekannten Formulierungen 
aus der Gefahrstoffverordnung und der Biostoffverordnung übernommen, um ein kohärentes Vorschriftenwerk zu 
gewährleisten. 

 

Wirtschaftliche Unternehmungen ohne Beschäftigte werden hinsichtlich der in Anhang 2 genannten Anlagen 
ebenfalls erfasst. Diese haben hinsichtlich des Schutzes anderer Personen („Dritter“ im Sinne des § 34 Absatz 
1 
Satz 1 ProdSG) im Gefahrenbereich dieselben Maßnahmen zu treffen wie ein Arbeitgeber. „Private“ Verwender 
können nach dem ProdSG wie schon in der Vergangenheit (zurückgehend noch auf die Gewerbeordnung) nicht 
erfasst werden; diese sind wie bisher ausschließlich von den Bundesländern zu regeln. Die technischen Maßnah- 
men sind für alle Verwender, ob mit oder ohne Beschäftigte, identisch („Sicherheit ist unteilbar“). Wie auch im 
ProdSG wird der Begriff „Betreiber“ nicht verwendet; dies vermeidet mögliche Verwechslungen mit dem Begriff 
„Betreiber“ in anderen Rechtsvorschriften wie dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. 

 

Verwender einer überwachungsbedürftigen Anlage im Sinne der BetrSichV ist, wer die tatsächliche oder rechtli- 
che Möglichkeit hat, die notwendigen Entscheidungen im Hinblick auf die Sicherheit der Anlage zu treffen (vgl. 
VGH Bad. Württ. DVBl. 1988, 542; VG Gießen BVwZ 1991, 914). Auf die Eigentumsverhältnisse kommt es nicht 
an. So kann auch ein Pächter oder Mieter Verwender einer überwachungsbedürftigen Anlage sein. Maßgeblich 
hierbei ist die privatrechtliche Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen dem Eigentümer der Betriebsanlagen 
und dem Nutzer. Ein Verpächter bleibt Verwender, wenn er allein über die sicherheitstechnischen Vorkehrungen 
entscheidet. 

 

Der Begriff Heimarbeit ist durch das Heimarbeitsgesetz näher bestimmt. Telearbeit und vergleichbare Tätigkeiten 
gehören nicht dazu. 

 

Zu Absatz 4 
 

Angleichung an andere Arbeitsschutzverordnungen. Gleichwertige Behandlung aller in gleicher Weise gefähr- 
deten Personen, insbesondere auch in wissenschaftlichen Einrichtungen. 

 

Zu Absatz 5 
 

Die Definition entspricht der in anderen Arbeitsschutzverordnungen wie z.B. der Gefahrstoffverordnung (Gef- 
StoffV). Fachkundig muss z. B. derjenige sein, der eine Gefährdungsbeurteilung oder bestimmte qualifizierte Ar- 
beiten durchführt. Schulungen und Unterweisungen können auch firmenintern erfolgen. 

 

Zu Absatz 6 
 

Die Definition entspricht der Begrifflichkeit der „befähigten Person“ im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 und 2 der 
Richtlinie 2009/104/EG und bestimmt die Anforderungen an diese Person. In § 14 wird deutlich, dass es sich um 
einen qualifizierten Prüfer für Arbeitsmittel handelt, der bei den nach dieser Verordnung vorgeschriebenen Prü- 
fungen keinen fachlichen Weisungen durch den Arbeitgeber unterliegt. Entsprechend wird in der BetrSichV 
deutlich unterschieden zwischen dem Prüfer für Arbeitsmittel und einer qualifizierten Person für andere Tätig- 
keiten, die nach § 2 Absatz 5 als „fachkundig“ bezeichnet wird. 
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Zu Absatz 7 
 

Die Formulierung lehnt sich an die Technische Regel für Betriebssicherheit (TRBS 1112) und an die DIN 
31051 an.Weitere Hinweise finden sich auf der Internetseite der europäischen Arbeitsschutzagentur 
(http://osha.europa.eu/de/topics/maintenance). 

 

Zu Absatz 8 
 

Beschreibung des Wesens der Prüfung, auch um Umfang der Prüfung und Verantwortung des Prüfers zu be- 
schreiben. Entspricht den bisherigen Festlegungen im technischen Regelwerk. 

 

Zu Absatz 9 
 

Der Begriff „prüfpflichtige Änderung“ schließt eine Verwechslung mit den früher verwendeten Begriffen 
 

„Änderung“ und „wesentliche Veränderung“ aus dem Bereich des Binnenmarktes aus. Da nicht jede Instandset- 
zung prüfpflichtig ist, ist Satz 2 als klarstellender Hinweis formuliert. Ob durch eine Maßnahme die Sicherheit 
eines Arbeitsmittels beeinflusst wird, entscheidet der Arbeitgeber im Rahmen seiner Gefährdungsbeurteilung. 
Auch Verbesserungen der Sicherheit können prüfpflichtig sein. 

 

Zu Absatz 10 
 

Der Stand der Technik wird in allen Arbeitsschutzverordnungen zur Vermeidung von unterschiedlichen Ausle- 
gungen einheitlich definiert und stimmt mit der Begrifflichkeit in der Störfallverordnung überein. 

 

Zu Absatz 11 
 

Übernahme der Definition aus Artikel 2 der Richtlinie 2009/104/EG. 
 

Zu Absatz 12 
 

Der in der fachlichen Diskussion vielfach verwendete Fachausdruck „Errichtung“ wird zum besseren Verständnis 
beibehalten, bedarf aber einer Definition zur Klarstellung. Die Aufstellbedingungen umfassen die für die Anlage 
sicherheitsrelevante Umgebung. Zu den Aufstellbedingungen gehören auch notwendige Schutz- und Sicherheits- 
abstände. Zur Errichtung gehört nicht das Inverkehrbringen. 

 

Zu Absatz 13 
 

Der Katalog der überwachungsbedürftigen Anlagen samt Ausnahme für den Bereich der Anlagen nach dem 
Energiewirtschaftsgesetz ist im ProdSG abschließend genannt. Die Ermächtigung wird jedoch nur für die in An- 
hang 2 konkret aufgeführten Anlagen ausgenutzt. 

 

Mit Nummer 2 wird klargestellt, dass erlaubnisbedürftige Anlagen immer auch überwachungsbedürftige Anla- 
gen sind. 

 

Zu Absatz 14 
 

Für den Sonderfall der überwachungsbedürftigen Anlagen sind besondere Prüfer vorgesehen. Diese werden hier 
zur Unterscheidung von den Prüfern nach § 2 Absatz 6 („zur Prüfung befähigte Personen“) gesondert definiert. 

 

Zu § 3 (Gefährdungsbeurteilung) 
 

Zentrales Element aller Arbeitsschutz-Verordnungen ist die Gefährdungsbeurteilung. Sie ist nach § 5 ArbSchG 
und § 19 ChemG für alle Tätigkeiten gefordert und ist vom Arbeitgeber durchzuführen. Sie wird hier für den 
Bereich der Arbeitsmittel konkretisiert. 

 

Bisher war für Betreiber überwachungsbedürftiger Anlagen ohne Beschäftigte keine Gefährdungsbeurteilung 
vorgesehen, weil § 34 ProdSG dafür keine Ermächtigungsgrundlage bietet und das ArbSchG für Betreiber ohne 
Beschäftigte nicht gilt. Hilfsweise hatte der Ausschuss für Betriebssicherheit (ABS) die „Sicherheitstechnische 
Bewertung“ in § 15 der BetrSichV 2002 im Sinne einer Gefährdungsbeurteilung interpretiert. Eine solche Inter- 
pretation ist jedoch rechtlich nicht möglich, weil die „sicherheitstechnische Bewertung“ in § 15 der BetrSichV 2002 
in Übereinstimmung mit der Ermächtigungsnorm im ProdSG nur die Ermittlung von Fristen für wiederkehrende 
Prüfungen fordert. Da § 19 des Chemikaliengesetzes (ChemG) jedoch eine entsprechende Ermächtigung bietet, 
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wenn ein Zusammenhang mit Gefahrstoffen besteht, kann - mit Ausnahme von Aufzugsanlagen - auch für Be- 
treiber von überwachungsbedürftigen Anlagen ohne Beschäftigte die gewünschte Gefährdungsbeurteilung für die 
derzeit in Anhang 2 genannten Anlagen vorgesehen werden. Im Hinblick auf die Sicherheit von Aufzügen im Sinne 
des Artikels 1 der Richtlinie 95/16/EG kann dies hingenommen werden, weil diese Aufzüge durch den Her- steller 
abschließend montiert und erstmalig in Betrieb genommen werden, so dass bis zu diesem Zeitpunkt für auf einer 
Gefährdungsbeurteilung beruhende Maßnahmen kein Raum bleibt. Dem Betreiber solcher Anlagen obliegt dann 
nur noch die Pflicht zu wiederkehrenden Prüfungen sowie ggf. ergänzender Maßnahmen. Sofern Aufzugs- anlagen 
von Arbeitgebern betrieben und den Beschäftigten als Arbeitsmittel zur Verfügung gestellt werden, ist jedoch eine 
Gefährdungsbeurteilung nach dem ArbSchG vorgeschrieben, die allerdings entsprechend vereinfacht werden kann. 

 

Die BetrSichV regelt - auch in der BetrSichV 2002 - nicht das Bereitstellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt (frü- 
her: Inverkehrbringen, beachte die Legaldefinition in § 2 Nummer 4 ProdSG). Ein Zusammenhang mit dem Be- 
reitstellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt besteht somit nur insoweit, als der sogenannte „vorgelagerte Ar- 
beitsschutz“ bei der Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich Auswahl und Beschaffung von Arbeitsmittel von er- 
heblicher Bedeutung ist. 

 

Die Sicherheit beim Bereitstellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt wird sowohl für neue als auch für gebrauchte 
Arbeitsmittel vollständig über das ProdSG geregelt. Der Arbeitgeber prüft bereits bei der Gefährdungsbeurtei- 
lung, welche Arbeitsmittel im Hinblick auf die beabsichtigte Verwendung auszuwählen sind und ob die dabei 
„mitgelieferte“ Sicherheit ausreicht oder durch zusätzliche Maßnahmen ergänzt werden muss. Dies gilt in glei- cher 
Weise, wenn der Arbeitgeber Eigenhersteller einer Maschine ist. Bei der Eigenherstellung von Arbeitsmitteln, die 
keine Maschinen sind, gibt es diesbezüglich keine EG-Vorgaben, die Sicherheit richtet sich also alleine nach 
der Gefährdungsbeurteilung unter Beachtung der Schutzzielvorgaben in den §§ 4, 5, 6 sowie 8 und 9. Gleiches gilt 
bei der Verwendung oder dem Umbau von vorhandenen Arbeitsmitteln aus dem Bestand des Betriebes. 

 

Zu Absatz 1 
 

Satz 1 stellt klar, dass die Gefährdungsbeurteilung und die Ableitung von Schutzmaßnahmen vor der Verwen- 
dung der Arbeitsmittel durchzuführen ist. Satz 2 begegnet dem weit verbreiteten Missverständnis, eine „CE- 
Kennzeichnung“ reiche auch für den Arbeitsschutz aus. In die Gefährdungsbeurteilung sind auch Gefährdungen 
einzubeziehen, die von Arbeitsgegenständen, an denen mit Arbeitsmitteln gearbeitet wird, und von der Ar- 
beitsumgebung ausgehen. Für Aufzugsanlagen, die von Unternehmern ohne Beschäftigte verwendet werden, 
kann eine Gefährdungsbeurteilung nicht gefordert werden, weil das Arbeitsschutzgesetz nicht gilt und § 34 
ProdSG eine Gefährdungsbeurteilung bei überwachungsbedürftigen Anlagen nicht ausdrücklich vorsieht. Für die 
Gefährdungsbeurteilung überwachungsbedürftiger Druck- und Ex-Anlagen von Unternehmern ohne Beschäftigte 
gilt § 19 Absatz 3 des Chemikaliengesetzes (ChemG) als Ermächtigungsgrundlage. 

 

Zu Absatz 2 
 

Der Begriff „Arbeitsumgebung“ wurde nicht zuletzt deswegen gewählt, um eine Abgrenzung zum hier missver- 
ständlichen Begriff „Arbeitsplatz“ im Sinne der Arbeitsstättenverordnung vorzunehmen. Voraussetzung für die 
Einbeziehung von Gefährdungen aus der Arbeitsumgebung ist aber immer die Verwendung eines Arbeitsmittels 
(z. B. elektrische Gefährdungen, die von einem Schaltschrank oder einer Oberleitung ausgehen, jedoch nur dann, 
wenn an ihnen oder in ihrer Umgebung mit Arbeitsmitteln gearbeitet wird). Spezielle Gefährdungen, für die ei- 
gene Rechtsvorschriften gelten, werden auf deren Basis und der dortigen Gefährdungsbeurteilungen beurteilt (z. 
B. Gefahrstoffe, Lärm, Vibrationen, optische Strahlung etc.), auch wenn diese im Zusammenhang mit Arbeits- 
mitteln stehen. Die letztendlich zusammenzuführende ganzheitliche Gefährdungsbeurteilung richtet sich im Er- 
gebnis nach dem ArbSchG. 

 

Die Gefährdungsbeurteilung umfasst sowohl die Handhabung als auch den Zustand des Arbeitsmittels und ist vor 
Aufnahme einer Tätigkeit durchzuführen. Damit kann das Ergebnis schon beim Kauf oder der Bestellung eines 
Arbeitsmittels berücksichtigt werden. Eine auf die durchzuführende Arbeit gerichtete Gebrauchstauglich- keit des 
dafür auszuwählenden Arbeitsmittels ist eine wesentliche Voraussetzung für dessen sichere Verwen- dung. Bei 
der Gefährdungsbeurteilung prüft der Arbeitgeber, welche Arbeitsmittel im Hinblick auf die beabsich- tigte 
Verwendung auszuwählen sind und ob die dabei „mitgelieferte“ Sicherheit ausreicht oder durch zusätzliche 
Maßnahmen ergänzt werden muss. Ergonomische Gesichtspunkte werden explizit in Artikel 7 der Richtlinie 
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2009/104/EG genannt. Sie spielen im Arbeitsschutz eine zunehmend größere Rolle und wurden nunmehr gene- 
reller und deutlicher ausgestaltet als bisher. Jedoch ist wegen der Vielfalt der Möglichkeiten eine Konkretisierung 
durch technische Regeln und EN-Normen (im Rahmen der Beschaffenheitsanforderungen) von großer Bedeu- 
tung. Vor dem Hintergrund der Zunahme entsprechender Erkrankungen stellt die anzustrebende Reduzierung 
psychischer Belastungen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln ein neu hinzu getretenes Schutzziel dar. Be- 
triebsstörungen sind eine häufige Unfallursache, daher sind sie bereits, soweit erfahrungsgemäß voraussehbar, 
bei der Gefährdungsbeurteilung mit zu berücksichtigen. 

 

Zu Absatz 3 
 

Die Gefährdungsbeurteilung soll bereits vor der Auswahl und der Beschaffung von Arbeitsmitteln begonnen 
werden, damit sichergestellt werden kann, dass die Arbeitsmittel für die Tätigkeit bestmöglich geeignet sind, so 
dass keine oder möglichst wenige zusätzliche ergänzende Schutzmaßnahmen getroffen werden müssen. Wegen 
der zentralen Bedeutung der Gefährdungsbeurteilung für den Arbeitsschutz ist es im Hinblick auf die zu treffen- 
den Schutzmaßnahmen zwingend erforderlich, dass die Gefährdungsbeurteilung nur von entsprechend fachkun- 
digen Personen durchgeführt wird. 

 

Zu Absatz 4 
 

Alle Informationen sind angemessen zu berücksichtigen. Hierzu gehören insbesondere solche aus dem Binnen- 
markrecht, z. B. Gebrauchs- und Betriebsanleitungen. Der Arbeitgeber muss die durch den Hersteller durchge- 
führte Risikobeurteilung für das Arbeitsmittel nicht wiederholen, sondern er kann sich die mitgelieferten Unter- 
lagen nach einer Plausibilitätsprüfung zu Eigen machen und seine Gefährdungsbeurteilung darauf aufbauen. 
Dadurch wird die Ausarbeitung der Gefährdungsbeurteilung erheblich erleichtert (s. a. Anhang 2 Nummer 2.1. 
der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 5 
 

Das Binnenmarktrecht sieht diverse Dokumente vor, die Arbeitsmitteln bei der Vermarktung beigefügt sein müs- 
sen. Soweit diese die Tätigkeit mit dem Arbeitsmittel und die Schutzmaßnahmen zutreffend beschreiben, kann der 
Arbeitgeber solche Informationen in seine Gefährdungsbeurteilung übernehmen. Die Pflicht zur Durchfüh- rung 
einer Gefährdungsbeurteilung wird dadurch jedoch nicht abgelöst, die betrieblichen Belange (z. B. Wech- 
selwirkungen mit der Arbeitsumgebung) sind auch beim Vorliegen von Dokumentationen des Inverkehrbringers zu 
berücksichtigen. 

 

Zu Absatz 6 
 

Eine zentrale Maßnahme des Arbeitsschutzes bei Arbeitsmitteln sind Prüfungen. An dem bisherigen Konzept, 
wonach der Arbeitgeber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen festlegt, wird festgehalten. Es ent- 
spricht der europäischen Arbeitsmittelrichtlinie 2009/104/EG und dem Grundgedanken, dass nur der Arbeitgeber 
für seinen Betrieb verantwortlich ist. Hierzu ist es erforderlich, geeignete Mitarbeiter als Prüfer auszuwählen oder 
qualifizierte externe Prüfer zu bestellen. Da der Arbeitgeber aufgrund seiner Kenntnis der Besonderheiten seiner 
Arbeitsmittel am besten die Prüfnotwendigkeiten beurteilen kann, muss auch er Art, Umfang und Fristen der 
notwendigen Prüfungen festlegen. Dabei kann er sich von internen oder externen Fachleuten beraten lassen. Dies 
gilt auch für die Anlagen in Anhang 2, soweit dort nur Höchstfristen genannt sind. Die tatsächlichen Prüffristen 
müssen die Beanspruchung der Anlagen berücksichtigen. Sie sind festzulegen unter Berücksichtigung der Her- 
stellerinformationen, der Erfahrung mit der Betriebsweise und dem Beschickungsgut. Der Gesetzgeber kann hier 
nur eine pauschale Höchstfrist festlegen, um sicherzugehen, dass die Anlage zumindest innerhalb dieser Frist 
geprüft wird. 

 

Bei der Festlegung von Art, Umfang und Fristen der Prüfungen sind die Feststellungen in der Gefährdungsbeur- 
teilung nach § 5 ArbSchG zu beachten. Diese, alle Tätigkeiten und Gefährdungen umfassende Gefährdungsbeur- 
teilung berücksichtigt auch die Vorgaben aus anderen Arbeitsschutzverordnungen wie z. B. der ArbStättV oder 
der GefStoffV, die parallel zur BetrSichV gelten. Damit werden die Anforderungen aus diesen Verordnungen, 
soweit sicherheitstechnisch erforderlich, auch bei den Prüfungen nach §§ 14-16 mit abgeprüft (vgl. § 14 Absatz 1 
Satz 3 und § 15 Absatz 1 Satz 4). 
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Zu Absatz 7 
 

Eine regelmäßige Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung bedeutet nicht, dass sie vollständig wiederholt wer- 
den muss. Es muss lediglich geprüft werden, ob Änderungen eingetreten sind, die eine teilweise oder vollstän- 
dige Aktualisierung notwendig machen. Im Rahmen der Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung ist auch zu 
beurteilen, ob die vorgesehene Verwendung noch dem Stand der Technik entspricht oder ob sie an diesen anzu- 
passen ist. Bei einer Anpassung ist jedoch nicht zwingend, dass das Arbeitsmittel selbst dem Stand der Technik 
entsprechen muss. Insgesamt muss die Verwendung des Arbeitsmittels nach dem Stand der Technik sicher sein; 
dies kann auch durch ergänzende Schutzmaßnahmen gewährleistet werden. Damit ist auch bei dieser Regelung 
der Bestandschutz gewährleistet. Siehe auch Begründung zu § 4 Absatz 1. Der ABS soll im Rahmen seiner Tätig- 
keit Kriterien erarbeiten, die den Begriff „regelmäßig“ konkretisieren. 

 

Satz 2 legt fest, wann auf jeden Fall eine Aktualisierung notwendig ist. 
 

Zu Absatz 8 
 

Die Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung dient neben der Nachvollziehbarkeit der Gefährdungsbeurtei- lung 
und der getroffenen Schutzmaßnahmen insbesondere auch der Rechtssicherheit des Arbeitgebers bei Unfäl- len 
oder Betriebsstörungen. Satz 1 Nummer 3 entspricht § 3 Absatz 8 Satz 1 Nummer 5 GefStoffV. Hält sich ein 
Arbeitgeber an die nach § 21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse, ist die Einhaltung 
der Anforderungen der Verordnung leicht nachvollziehbar. Wählt der Arbeitgeber andere Arbeitsschutzlösungen, 
muss in gleicher Weise nachvollziehbar sein, dass die Verordnung eingehalten wird; dies geschieht über die Do- 
kumentation. Satz 3 bewirkt vor dem Hintergrund der heutigen technischen Möglichkeiten eine deutliche Er- 
leichterung für den Arbeitgeber. 

 

Zu Absatz 9 
 

Dieser Absatz regelt die Dokumentationspflicht eines Arbeitgebers, der von § 7 Gebrauch macht. Diese Möglich- 
keit besteht allerdings nur, wenn die in § 7 Absatz 1 genannten Voraussetzungen vorliegen. 

 

Zu § 4 (Grundpflichten des Arbeitgebers) 
 

Zu Absatz 1 
 

In Absatz 1 kommt nochmals die Bedeutung der Gefährdungsbeurteilung zum Ausdruck. Ohne die Durchfüh- rung 
einer Gefährdungsbeurteilung und ohne die daraus resultierenden Schutzmaßnahmen dürfen Arbeitsmittel nicht 
verwendet werden. Bei der Festlegung der Maßnahmen des Arbeitsschutzes hat der Arbeitgeber von den 
allgemeinen Grundsätzen des § 4 ArbSchG auszugehen. Die Schutzmaßnahmen müssen dem Stand der Technik 
entsprechen (vgl. § 4 Absatz 2 und § 12 Absatz 1 der BetrSichV 2002). Dabei ist nicht zwingend, dass das 
Arbeits- mittel selbst dem Stand der Technik entsprechen muss. Insgesamt muss die Verwendung des 
Arbeitsmittels nach dem Stand der Technik sicher sein: dies kann auch durch ergänzende Schutzmaßnahmen 
gewährleistet werden. 

 

Zu Absatz 2 
 

Wenn Arbeitsmittel ohne weitere Schutzmaßnahmen nicht sicher verwendet werden können, hat der Arbeitgeber 
bei der Festlegung solcher Schutzmaßnahmen das im Arbeitsschutz grundsätzlich anzuwendende TOP-Prinzip zu 
berücksichtigen. Nach dem TOP Prinzip haben technische Schutzmaßnahmen Vorrang vor organisatorischen 
Schutzmaßnahmen, diese wiederum haben Vorrang vor personenbezogenen Schutzmaßnahmen. Persönliche 
Schutzausrüstungen dürfen auf Grund des die Tätigkeit häufig erschwerenden Charakters in der Regel keine 
ständige Maßnahme sein; sie sind nur ausnahmsweise dauerhaft zulässig. 

 

Zu Absatz 3 
 

Absatz 3 stellt die Bedeutung der vom Auschuss für Betriebssicherheit (ABS) ermittelten und vom BMAS im ge- 
meinsamen Ministerialblatt bekannt gemachten Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) heraus. Es be- 
steht eine Vermutungswirkung, nach der ein Arbeitgeber die Verordnung einhält, wenn er seine Schutzmaßnah- 
men entsprechend den TRBS trifft. Allerdings kann er auch andere Schutzmaßnahmen treffen, muss dabei jedoch 
belegen können, dass er damit ebenfalls das erforderliche Schutzniveau erreicht. 
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Zu Absatz 4 
 

Der Arbeitgeber hat sich davon zu überzeugen, dass die aufgrund der Gefährdungsbeurteilung getroffenen 
Schutzmaßnahmen auch wirksam sind und auf Dauer wirksam bleiben. Satz 2 stellt klar, dass hierbei keine Mehr- 
fach(über)prüfungen erforderlich sind. Satz 3 entspricht dem in der TRBS 1201 niedergelegten Verständnis der 
BetrSichV 2002. Die erste Stufe der Überprüfung ist eine tägliche Kontrolle durch die Beschäftigten. Aufgrund 
unterschiedlicher Qualifikation der Beschäftigten und wegen der Vielzahl der Arbeitsmittel genügt eine Sicht- 
kontrolle auf augenfällige Schäden. Die regelmäßige Prüfung gemäß §§ 14 oder 16 entbindet nicht von Verpflich- 
tung nach Satz 3, sondern ergänzt diese. 

 

Zu Absatz 5 
 

Übernahme fachlich sinnvoller, arbeitsmittelbezogener Regelungen aus der EU-Richtlinie 2010/32/EU (Vermei- 
dung von Verletzungen durch scharfe/spitze Arbeitsmittel im Krankenhausund Gesundheitssektor) in der Fas- 
sung des § 8 Absatz 1 BioStoffV vom Juni 2013. 

 

Zu § 5 (Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel) 
 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 beschreibt elementare Grundsätze im Hinblick auf die sichere Verwendung von Arbeitsmitteln. Satz 2 
enthält den im Arbeitsschutz geltenden Grundsatz, dass die Gefährdung minimiert werden muss. Sofern eine 
Minimierung mit Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 nicht möglich ist, lässt Satz 3 dabei auch andere geeignete 
Schutzmaßnahmen zur Erreichung des Schutzziels zu. Entspricht der BetrSichV 2002, insbesondere § 4 Absatz 1 
und 2 (modifiziert); § 12, Satz 2 ergibt sich aus Anhang 2 Nummer 5.1.2 letzter Satz (modifiziert). 

 

Zu Absatz 2 
 

Es wird klargestellt, dass Arbeitsmittel, die Mängel aufweisen, nicht verwendet oder weiterverwendet werden 
dürfen. Mit dem neu eingeführten Verwendungsverbot wird das Unfallgeschehen bei derartigen Arbeitsmitteln 
besonders berücksichtigt. 

 

Zu Absatz 3 
 

Nach dem ProdSG dürfen nur noch sichere Produkte auf dem Binnenmarkt sein. Damit ist sichergestellt, dass die 
zum Einsatz kommenden Arbeitsmittel, welche die in den Binnenmarktvorschriften und den nationalen Umset- 
zungen (insbesondere Produktsicherheitsgesetz, aber auch z. B Medizinproduktegesetz oder Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung) vorgeschriebene Produktsicherheit mitbringen, einen grundlegenden Beitrag für deren 
sichere Verwendung bieten. Absatz 3 Satz 1 gilt auch für Maschinen im Sinne der Richtlinie 2006/42/EG, die der 
Arbeitgeber selbst hergestellt hat. Deshalb ist für die jeweilige Verwendung eines Arbeitsmittels immer eine Ge- 
fährdungsbeurteilung durchzuführen. Die sichere Verwendung des Arbeitsmittels ergibt sich dann aus der mit- 
gelieferten Sicherheit des Arbeitsmittels, ergänzt um die Maßnahmen, die sich aus der Gefährdungsbeurteilung für 
die Verwendung ergeben. Rechtsvorschriften im Sinne des Satzes 2 sind insbesondere das ProdSG und die 
zugehörigen Verordnungen sowie andere einschlägige Vorschriften wie das Medizinproduktegesetz oder die 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Wenn es keine Rechtsvorschriften für die Bereitstellung auf dem Markt 
gibt, ergeben sich die Schutzmaßnahmen aus der Gefährdungsbeurteilung bzw. den Schutzzielanforderungen der 
Verordnung, insbesondere §§ 4, 5, 6, 8 und 9 sowie Anhang 1. Dieser Absatz entspricht im Grundsatz der Be- 
trSichV 2002 (vgl. § 7(1); - § 12 Absatz 2 Nummer 1; - Vorbemerkung Anhang 1). 

 

Zu Absatz 4 
 

Der neue aufgenommene Absatz 4 gilt insbesondere für Arbeitsmittel, die nicht der Arbeitgeber zur Verfügung 
gestellt hat, sondern die vom Beschäftigten mitgebracht werden. Dennoch trägt auch hierbei der Arbeitgeber die 
Verantwortung für den Arbeitsschutz bei der Verwendung dieser Arbeitsmittel, da er deren Verwendung billigt. 

 

Zu Absatz 5 
 

Prüfungen sind ein wichtiger Aspekt im Hinblick auf die Sicherheit bei der Benutzung von Arbeitsmitteln. Sie 
dienen der Identifikation von Mängeln, die Beschäftigte gefährden können. Betroffen sind hier die nach § 14 und 
dem 3. Abschnitt der Verordnung vorgeschriebenen Prüfungen, nicht aber die arbeitstägliche Kontrolle. 
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Zu § 6 (Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln) 

 

§ 6 dient zusammen mit den §§ 4, 5, 8 und 9 dazu, die weitgehend gleichlautenden allgemeinen Teile der An- 
hänge 1 und 2 der BetrSichV 2002, die ihrerseits im Wesentlichen den Anhängen I und II der Richtlinie 
2009/104/EG entsprechen, zusammenzuführen und - als Schutzziele formuliert - in den verfügenden Teil zu über- 
nehmen. 

 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 enthält eine deutliche Beschreibung von Maßnahmen zur Ergonomie und notwendige Ergänzung von 
§ 4 Nummer 4 ArbSchG im Hinblick auf die Verwendung von Arbeitsmitteln sowie die nochmalige ausdrückliche 
Einbeziehung der besonderen Maßnahmen für bestimmte Arbeitsmittel in Anhang 1. Satz 5 Nummer 1 bis 4 soll 
sicherstellen, dass grundlegende Aspekte zur Ergonomie berücksichtigt werden. Dazu gehört auch, dass Arbeits- 
mittel an Beschäftigte angepasst werden. Dies liegt gleichermaßen im Interesse des Arbeitgebers wie des Beschäf- 
tigten. Auch können Monotonie, Über- und Unterforderung zu Gefährdungen für Sicherheit und Gesundheit führen. 
Die in der Aufzählung in Satz 5 Nummer 1 bis 4 genannten Anforderungen sind nicht obligatorisch durchzuführen 
sondern, unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, lediglich zu berücksichtigen. Bei Nummer 4 
handelt es sich um eine Übernahme aus der TRBS 1151. 

 

Zu Absatz 2 
 

Die neu aufgenommene Betonung des Manipulationsverbots in Anhang I Nummer 2.8 Satz 2 der Richtlinie 
2009/104/EG geht auf die durch die Unfallstatistik der DGUV untermauerte Feststellung zurück, wonach ein be- 
trächtlicher Teil der Unfälle durch unerlaubte Eingriffe in die Sicherheitseinrichtungen verursacht wird. Eine 
Schutzeinrichtung kann beispielsweise dann manipuliert oder umgangen werden, wenn sie durch verfügbare 
Gegenstände oder Werkzeuge wie Büroklammer, Münzen, Klebeband, Draht, Schraubendreher oder Zangen 
unwirksam gemacht werden kann (vgl. z.B. auch DIN EN 1088). Der Arbeitgeber muss durch regelmäßige Kon- 
trollen prüfen, dass die Schutzeinrichtungen nicht unbrauchbar sind und die vorgesehene Persönliche Schutzaus- 
rüstung (PSA) verwendet wird (vgl. Anhang 2 Nummer 2.3, Anhang 2 Nummer 2.1 und Anhang 2 Nummer 2.4 
Tiret 4 der BetrSichV 2002). Auch lässt sich z. B. durch Kontrolle am Arbeitsplatz prüfen, ob die nach § 12 gege- 
benen Informationen von den Beschäftigten verstanden und umgesetzt wurden. Die Kontrollen können auch 
unter Anwendung elektronischer Hilfsmittel (z. B. RFID-Zugangskontrollen) unter Einhaltung der Datenschutz- 
vorschriften durchgeführt werden. 

 

Zu Absatz 3 
 

Sichere Errichtung, Einhaltung erforderlicher Sicherheits- und Schutzabstände und der sichere Umgang mit Ener- 
gieformen und Materialien zählen zu den grundlegenden Anforderungen bei der Verwendung von Arbeitsmit- teln 
(vgl. Anhang I Nummer 2.5, 2.8, 2.14, 2.17, 2.19 u.a. der Richtlinie 2009/104/EG sowie Anhang 2 Nummer 2.2 der 
BetrSichV 2002 und Anhang 2 Nummer 2.4 Tiret 5 der BetrSichV 2002). Die sehr unfallträchtigen Arbeiten im 
Freien werden besonders betont. 

 

Zu § 7 (Vereinfachte Vorgehensweise bei der Verwendung von Arbeitsmitteln) 
 

Ein vereinfachtes Maßnahmenkonzept für einfache Sachverhalte bei der Verwendung von Arbeitsmitteln, das an 
die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Bedingungen gebunden ist, soll dem Arbeitgeber die praktische An- 
wendung der Verordnung erleichtern. Dies bedeutet keine Einschränkung der grundsätzlichen Arbeitgeber- 
pflichten oder eine Absenkung des Sicherheitsniveaus. Die technischen Anforderungen betreffen insbesondere 
Konstruktion, Bau und weitere Schutzmaßnahmen. Es wird unterstellt, dass der Hersteller bei der Gestaltung des 
Arbeitsmittels einschließlich der Schutzmaßnahmen alle Gefährdungen bei der bestimmungsgemäßen Verwen- 
dung berücksichtigt hat. Die genannten Kriterien sind einzuhalten. Die Arbeitsmittel müssen den sicherheitstech- 
nischen Anforderungen der für sie zum Zeitpunkt der jeweiligen Verwendung geltenden Rechtsvorschriften zum 
Bereitstellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt entsprechen. Eine vereinfachte Vorgehensweise ist nicht möglich, 
wenn vom Hersteller des Arbeitsmittels nicht vermeidbare Restrisiken angegeben werden, z. B. in der Betriebs- 
anleitung. Der „Ausstieg“ kann also nicht gelten, wenn nach der Gefährdungsbeurteilung betrieblicherseits zu- 
sätzliche Schutzmaßnahmen getroffen werden müssen. Der Schutz der Beschäftigten muss ohne zusätzliche 
Schutzmaßnahmen gewährleistet sein. Wenn die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Bedingungen erfüllt sind, 
kann für die Dokumentation eine Gebrauchs- oder Betriebsanleitung des Herstellers ausreichen. Mit der Regelung 
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werden Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Nummer ii der Richtlinie 2009/104/EG zur Anwendung gebracht. Typische 
Beispiele sind Werkzeuge und Geräte wie Handsägen, Zangen, Bolzenschneider, Wagenheber, aber auch 
einfache kraftbetriebene Verbraucherprodukte wie Akkuschrauber und Bohrmaschinen. 

 

Zu § 8 (Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch Energien, Ingangsetzen und 
Stillsetzen) 

 

§ 8 dient zusammen mit den §§ 4, 5, 6 und 9 dazu, die weitgehend gleichlautenden allgemeinen Teile der An- 
hänge 1 und 2 der BetrSichV 2002, die ihrerseits im Wesentlichen den Anhängen I und II der Richtlinie 
2009/104/EG entsprechen, zusammenzuführen und - als Schutzziele formuliert - in den verfügenden Teil zu über- 
nehmen. Eine Hilfestellung bei der Konkretisierung dieser Schutzziele für KMU bieten z.B. das technische Regel- 
werk, aber auch Empfehlungen der DGUV. 

 

Zu Absatz 1 
 

In Absatz 1 wird geregelt, dass von den mit einem Arbeitsmittel verbundenen Energien keine Gefährdungen ent- 
stehen dürfen (vgl. Nummer 2.19 Anhang I der Richtlinie 2009/104/EG, Nummer 2.18 und Nummer 2.19 des An- 
hangs 1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 2 und 3 
 

Für die sichere Verwendung eines Arbeitsmittels erforderliche Mess-, Steuer- und Regelvorrichtungen müssen 
vorhanden sein. Befehlseinrichtungen mit Einfluss auf die sichere Verwendung eines Arbeitsmittels müssen die in 
Absatz 3 genannten Kriterien erfüllen (vgl. Anhang I Nummer 2.1-2.4 der Richtlinie 2009/104/EG sowie Anhang 1 
Nummer 2.1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 4 
 

Absatz 4 regelt das sichere Ingangsetzen eines Arbeitsmittels (vgl. Nummer 2.2 Anhang I der Richtlinie 
2009/104/EG, Anhang 1 Nummer 2.1 Satz 6 und Nummer 2.2 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 regelt das sichere Stillsetzen eines Arbeitsmittels (vgl. Nummer 2.3 Anhang I der Richtlinie 2009/104/EG, 
Nummer 2.3 und Nummer 2.13 sowie Teile von Nummer 2.12 des Anhangs 1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 6 
 

Absatz 6 enthält Regelungen zum sicheren Stillsetzen eines Arbeitsmittels im Notfall (vgl. Nummer 2.4 Anhang I 
der Richtlinie 2009/104/EG, Nummer 2.1 Sätze 4 und 5 und Nummer 2.4 des Anhangs 1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu § 9 (Weitere Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln) 
 

§ 9 dient zusammen mit den §§ 4, 5, 6 und 8 dazu, die weitgehend gleichlautenden allgemeinen Teile der An- 
hänge 1 und 2 der BetrSichV 2002, die ihrerseits im Wesentlichen den Anhängen I und II der Richtlinie 
2009/104/EG entsprechen und die thematisch nicht durch § 8 erfasst werden, zusammenzuführen und - als 
Schutzziele formuliert - in den verfügenden Teil zu übernehmen. Eine Hilfestellung bei der Konkretisierung die- 
ser Schutzziele für KMU bieten z.B. das technische Regelwerk, aber auch Empfehlungen der DGUV. 

 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 enthält eine Aufzählung diverser Schutzmaßnahmen gegen vorhersehbare Gefährdungen, die bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln auftreten können (vgl. Nummer 2.5, Nummer 2.6 und Nummer 2.7 des Anhangs I 
der Richtlinie 2009/104/EG; Nummer 2.6, Nummer 2.5, Nummer 2.7, Nummer 2.15 und Nummer 2.8 Satz 1 des 
Anhangs 1 der BetrSichV 2002). Zu äußeren Einflüssen, die die Sicherheit von Arbeitsmitteln gefährden können, 
gehören z. B. Klimaeinflüsse oder mechanische Einflüsse. 

 

Zu Absatz 2 
 

Absatz 2 enthält Regelungen zu Gefährdungen, die von Oberflächen eines Arbeitsmittels ausgehen, insbesondere 
von heißen, kalten, eckigen, kantigen und rauen Arbeitsmitteloberflächen (vgl. Nummer 2.10 Anhangs I der 
Richtlinie 2009/104/EG; Nummer 2.10 und Nummer 2.19 Satz 2 des Anhangs 1 der BetrSichV 2002). 
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Zu Absatz 3 
 

Schutzeinrichtungen sind Einrichtungen zum Schutz von Beschäftigten vor Gefährdungen. Sie müssen die in Ab- 
satz 2 aufgelisteten Anforderungen erfüllen (vgl. Nummer 2.8 Anhang I der Richtlinie 2009/104/EG, Anhang 1 
Nummer 2.8 Satz 2 der BetrSichV 2002) 

 

Zu Absatz 4 
 

Absatz 4 enthält Regelungen zu Schutzmaßnahmen in Bereichen mit gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre, 
die unter Beachtung der Gefahrstoffverordnung zu treffen sind (vgl. Nummer 2.17 und Nummer 2.18 des An- 
hangs I der Richtlinie 2009/104/EG, Anhang 1 Nummer 2.17 und 2.18 der BetrSichV 2002). Eine Konkretisierung 
der Regelung kann in einem gemeinsamen Gremium von AGS und ABS erfolgen. 

 

Weitergehende materielle Anordnungen sind hier nicht erforderlich, weil sie in der Gefahrstoffverordnung ent- 
halten sind. Bereits die BetrSichV 2002 gilt nicht für die Vermeidung von explosionsfähiger Atmosphären bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln, hier gilt die Gefahrstoffverordnung (siehe § 3 Absatz 2 BetrSichV 2002). Diese 
verfügt schon bisher über die notwendigen, auch arbeitsmittel- und anlagenbezogenen, Regeln zur Vermeidung 
und Beseitigung von Stofffreisetzungen (siehe z. B. § 6 Absatz 1 Nummer 5, § 6 Absatz 4, § 7 Absatz 4 und § 11 
GefStoffV sowie Anhang I). 

 

Wollte man die Regelungen zur Vermeidung und Beseitigung von Stofffreisetzungen systematisch in der Be- 
trSichV verorten, müssten diese über den Explosionsschutz hinaus für alle Gefahrstoffe, also auch für ätzende, 
giftige und krebserzeugende Stoffe, gelten. Die BetrSichV müsste also auch Maßnahmen z. B. zur Einhaltung von 
MAK- Werten beschreiben. Diese finden sich jedoch in der Gefahrstoffverordnung. So wurden zur deren Kon- 
kretisierung auch arbeitsmittelbezogene TRGS bekannt gemacht. Dies sind neben den Regelungen zum Ex-
Schutz, zur Lagerung und zu Gasen z. B. die 

 

- TRGS 513 Tätigkeiten an Sterilisatoren mit Ethylenoxid und Formaldehyd, die 
- TRGS 520 „Errichtung und Betrieb von Sammelstellen und Zwischenlagern für Kleinmengen gefährlicher 

Abfälle oder die 
- TRGS 554 Abgase von Dieselmotoren. 

 

Vergleichbares gilt auch für die Regelungen zu biologischen Arbeitsstoffen, zu Lärm und Vibrationen oder zu 
optischer Strahlung (Laser). Für die Erreichung der dort verfolgten Schutzziele sind gemäß den dafür geltenden 
Verordnungen immer auch Maßnahmen an Arbeitsmitteln zu treffen. Daher ist schon die jetzige BetrSichV bei 
Arbeitsmitteln nicht die alleine geltende Verordnung. Vielmehr verfolgt die Systematik der Arbeitsschutzrege- 
lungen einen gefährdungsbezogenen Ansatz nach dem jeweiligen Agens. Die BetrSichV gilt als übergreifende 
Verordnung zu Arbeitsmitteln vielmehr überall dort, wo es keine speziellen Regelungen zur Beherrschung be- 
stimmter Gefährdungen gibt. 

 

Mit Nummer 3 wird ein Verweisfehler in § 9 Absatz 4 Satz 2 BetrSichV berichtigt. 
 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 enthält Vorgaben zu Sicherheitskennzeichnungen und Gefahrenhinweisen (vgl. Nummer 2.11 und 
Nummer 2.15 des Anhangs I der Richtlinie 2009/104/EG; Anhang 1 Nummer 2.11 und Nummer 2.14 und Anhang 
2 Nummer 2.4 Tiret 4 der BetrSichV 2002). 

 

Zu § 10 (Schutzmaßnahmen bei Instandhaltung oder Änderung von Arbeitsmitteln) 
 

Zu Absatz 1 
 

Die Instandhaltung ist ein zentrales Anliegen der EG-Arbeitsmittelbenutzungsrichtlinie 2009/104/EG. Sie hat bei 
den Arbeitgeberpflichten Vorrang vor Prüfungen. Maßnahmen der Instandhaltung dienen dazu, ein Arbeitsmittel 
über die gesamte Zeit seiner Benutzung (Lebensdauer) in sicherem Zustand zu halten. Da die BetrSichV 2002 
diesem Anliegen nicht ausreichend Rechnung trägt (vgl. § 7 Absatz 5 und § 12 Absatz 3 BetrSichV 2002), wird es 
nunmehr stärker herausgestellt. Absatz 1 gilt nach Absatz 5 entsprechend auch für Änderungen. 
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Zu Absatz 2 
 

Die nach Absatz 1 erforderlichen Instandhaltungsarbeiten müssen sicher durchgeführt werden (vgl. Artikel 6 
Buchstabe b Richtlinie 2009/104/EG und Instandhaltungsgrundregel 1: Planen (gemäß „Fünf Grundregeln der 
sicheren Instandhaltung“ der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU- 
OSHA)). Die Regelung entspricht denen in § 9 Absatz 2 Nummer 2 der BetrSichV 2002. 

 

Zu Absatz 3 
 

Zu sicheren Instandhaltungsarbeiten gehören auch folgende Elemente: Arbeitsbereich sichern, geeignete Aus- 
rüstung verwenden und Arbeitspläne einhalten (Grundregel 2, 3 und 4 gemäß „Fünf Grundregeln der sicheren 
Instandhaltung“ der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA)). 
Absatz 3 entspricht Anhang 2 Nummer 2.4 Tiret 3, Anhang 1 Nummer 2.12 und Nummer 2.15 der BetrSichV 2002 
und der TRBS 1112. Absatz 3 gilt nach Absatz 4 entsprechend auch für Änderungen. 

 

Zu Absatz 4 
 

In Ergänzung zu Absatz 3 regelt Absatz 4 den Fall, dass vorhandene Schutzmaßnahmen außer Kraft gesetzt wer- 
den müssen. In solchen Fällen muss die Sicherheit für die mit den Instandhaltungsarbeiten Beschäftigten durch 
andere geeignete Maßnahmen gewährleistet werden. 

 

Zu Absatz 5 
 

Die sicherheitsrelevanten Aspekte bei Instandhaltungsarbeiten und bei Änderungen sind sehr ähnlich, teilweise 
nicht unterscheidbar. In beiden Fällen muss zum einen der Eingriff in das Arbeitsmittel selbst sicher durchgeführt 
werden können, und zum anderen muss nach Abschluss der Arbeiten das Arbeitsmittel wieder sicher verwendet 
werden können. Daher werden für den Fall von Änderungen die Absätze 1 bis 3 für anwendbar erklärt. 

 

Zu beachten ist, dass Änderungen oder Umbauten von Arbeitsmitteln auch Prüfpflichten mit sich bringen können. 
Eine prüfpflichtige Änderung ist jede Maßnahme, bei der die Sicherheit eines Arbeitsmittels beeinflusst wird. 

 

Satz 4 enthält einen deklaratorischen Hinweis vor dem Hintergrund des EU-Binnenmarkrecht. Der Arbeitgeber 
muss beachten dass Änderungen Rechtsfolgen nach dem Inverkehrbringensrecht mit sich bringen können, näm- 
lich dann, wenn das Arbeitsmittel nach der Änderung oder dem Umbau als neues Arbeitsmittel anzusehen ist. In 
diesem Falle hat der Arbeitgeber Herstellerpflichten nach dem ProdSG zu erfüllen. In diesem Zusammenhang 
wird auf den "Leitfaden für die Umsetzung der nach dem neuen Konzept und dem Gesamtkonzept verfassten 
Richtlinien", kurz "Blue Guide", hingewiesen. In Kapitel 2.1 mit dem Titel "Unter die Richtlinien fallende Produkte" 
wird in Absatz 4 auf Seite 15 und in Absatz 5 auf Seite 16 folgendes erläutert6: 

 

"Ein Produkt, an dem nach seiner Inbetriebnahme bedeutende Veränderungen mit dem Ziel der Modifizierung 
seiner ursprünglichen Leistung, Verwendung oder Bauart vorgenommen worden sind, kann als neues Produkt 
angesehen werden. 
Dies ist von Fall zu Fall und insbesondere vor dem Hintergrund des Ziels der Richtlinie und der Art der unter die 
betreffende 
Richtlinie fallenden Produkte zu entscheiden. Wird ein umgebautes oder modifiziertes Produkt als neues Produkt 
eingestuft, muss es den Bestimmungen der anwendbaren Richtlinien entsprechen, wenn es in den Verkehr 
gebracht und in Betrieb genommen wird. Dies ist anhand des entsprechenden Konformitätsbewertungsverfahrens, 
das in der betreffenden Richtlinie festgelegt ist, zu überprüfen, sofern das aufgrund der Risikobewertung für 
notwendig erachtet wird. Ergibt die Risikobewertung, dass die Art der Gefahr und das Risiko zugenommen haben, 
so sollte das modifizierte Produkt in der Regel als neues Produkt bezeichnet werden. Derjenige, der an dem 
Produkt bedeutende Veränderungen vornimmt, ist dafür verantwortlich 
zu überprüfen, ob es als neues Produkt zu betrachten ist." Für den Bereich der BetrSichV sind derzeit hier insbesondere 
Änderungen von Maschinen (Richtlinie 2006/42/EG) und von Aufzugsanlagen (Richtlinie 95/16/EG) von Bedeu- 
tung. Es ist zu erwarten, dass aufgrund von Anpassungen im EG-Recht weitere Bereiche folgen werden. 

 

Wird ein Arbeitsmittel nicht wesentlich verändert, fallen demjenigen, der für den Umbau oder die Änderung des 
Arbeitsmittels verantwortlich ist, keine Herstellerpflichten zu. In diesem Fall hat der Arbeitgeber alleine die 
Schutzziele dieser Verordnung zu erfüllen. Dies hat der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu 
prüfen und zu dokumentieren (vgl. § 10 Absatz 3 und § 14 Absatz 1 und 2 der BetrSichV 2002). 

 
 
 

6 Anmerkung des Verfassers: Die EU-Kommission hat in ihrem BlueGuide 2016 die Interpretation der erheblichen Veränderung inzwischen 
verschärft. Siehe hierzu die Nr. 2.1 des BlueGuide 2016 
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Zu § 11 (Besondere Betriebszustände, Betriebsstörungen und Unfälle) 

 

Zu Absatz 1 
 

Auslöser für etwa 70 % aller Unfälle ist nach Untersuchungen der DGUV und betroffener BG nicht der bestim- 
mungsgemäße Betrieb. Vielmehr sind dies Manipulation, Instandhaltung und besondere Betriebszustände, wie 
An-, Abfahr- und Erprobungsvorgänge. Diese drei Bereiche finden in dieser Verordnung besondere Beachtung 
durch eigene Regelungsansätze. 

 

Zu Absatz 2 
 

Ein bekanntes Problem bei Unfällen sind Zugänge zu den verunglückten Beschäftigten. Neben Zu- und Abfahrten 
gehören dazu auch Anschlagpunkte für Höhenrettung und Möglichkeiten zur Befreiung eingezogener Personen. 
Einzelheiten dazu können in TRBS zu § 11 konkretisiert werden. 

 

Zu Absatz 3 
 

Art und Umfang der Informationen und Maßnahmen hängen von der Gefährdungsbeurteilung ab. Die Warn- und 
sonstige Kommunikationssysteme sollen sicherstellen, dass eine angemessene Reaktion möglich ist und unver- 
züglich Abhilfemaßnahmen sowie Hilfs-, Evakuierungs- oder Rettungsmaßnahmen eingeleitet werden können. 

 

Zu Absatz 4 
 

Ein typisches Problem etwa beim Auf- und Abbau von Gerüsten ist das Arbeiten mit Persönlicher Schutzausrüs- 
tung (PSA), solange bis das Gerüst endgültig aufgebaut ist und dann die üblichen technischen Schutzeinrichtun- 
gen kollektiver Art greifen. Der Beschäftigte geht also fortwährend einer gefahrgeneigten Tätigkeit nach. Hierfür 
sind besondere Maßnahmen zur Bekämpfung häufiger Unfallursachen zu treffen. Auch Arbeiten mit Arbeitsmit- 
teln unter elektrischer Spannung gehören dazu und bedürfen besonderer, hierauf ausgerichteter Schutzmaßnah- 
men. 

 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 regelt besonders unfallträchtige Sachverhalte bei unvermeidbaren und typisch gefahrgeneigten Tätig- 
keiten wie Einrichtung von Maschinen und Anlagen, Erprobungsvorgänge, Fehlersuche u.a. 

 

Zu § 12 (Unterweisung und besondere Beauftragung der Beschäftigten) 
 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 enthält im Wesentlichen Vorgaben zu Form, Inhalt und Häufigkeit einer Unterweisung von Beschäftig- 
ten (vgl. Artikel 9 der Richtlinie 2009/104/EG, § 9 der BetrSichV 2002). Der Text ist angepasst an entsprechende 
Regelungen in anderen Arbeitsschutzverordnungen, da üblicherweise alle Gefährdungen am Arbeitsplatz ge- 
meinsam innerhalb derselben Unterweisung behandelt werden. 

 

Zu Absatz 2 
 

Absatz 2 enthält Regelungen zur Betriebsanweisung, die den Beschäftigten vom Arbeitgeber zur Verfügung ge- 
stellt werden muss (vgl. § 9 der BetrSichV 2002). 

 

Mit Nummer 4 erfolgt eine redaktionelle Änderung des § 12 Absatz 2 BetrSichV. Sie dient der Klarstellung unter 
welchen Voraussetzungen Gebrauchs- oder Bedienungsanleitungen eine Betriebsanweisung ersetzen können. 

 

Zu Absatz 3 
 

Absatz 3 ist die Umsetzung von Artikel 6 Buchstabe a der Richtlinie 2009/104/EG (vgl. § 9 der BetrSichV 2002). 
 

Zu § 13 (Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber) 
 

§ 13 enthält notwendige Ergänzungen von § 8 ArbSchG in Anlehnung an die Regelung in § 15 Gef- 
StoffV. Auf diese Weise wird auch eine Konkretisierung der Regelungen zur Zusammenarbeit ver- 
schiedener Arbeitgeber durch den Ausschuss für Betriebssicherheit ermöglicht. Gerade bei der Zu- 
sammenarbeit mehrerer Gewerke hat sich die Bestellung einer über die jeweiligen Gewerke hinweg 
weisungsbefugten Person als sehr hilfreich erwiesen, um die durch gleichzeitige Tätigkeiten mehrerer 
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Unternehmen erfahrungsgemäß erhöhten Unfallmöglichkeiten zu reduzieren (vgl. analoge Regelung 
„Koordinator“ in der Baustellenverordnung). 

 

Zu § 14 (Prüfung von Arbeitsmitteln) 
 

Prüfungen sind wie schon bisher wichtige Maßnahmen bei der Sicherstellung eines nachhaltigen Arbeitsschutzes 
bei Arbeitsmitteln. Das bisher schon vorhandene dreistufige Prüferkonzept (zur Prüfung befähigte Person, be- 
sonders befähigte Person und ZÜS) wird beibehalten. Jedoch werden die Qualifikationsanforderungen nicht mehr 
wie bisher im TRBS Regelwerk, sondern wegen der großen Bedeutung ab der zweiten Stufe in den Anhängen 2 
und 3 der Verordnung näher beschrieben. 

 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 stellt klar, dass keine Doppelprüfungen durchgeführt werden müssen. Arbeitsmittel, die neu in Verkehr 
gebracht werden, müssen nach dem ProdSG bzw. dem Binnenmarktrecht sicher sein. Darauf kann sich der Ar- 
beitgeber verlassen, so dass folglich eine Prüfung eines neuen Arbeitsmittels vor seiner ersten Inbetriebnahme 
rechtssystematisch nicht erforderlich ist. Wird das Arbeitsmittel jedoch zusätzlich einer Montage unterzogen, z. B. 
in eine betriebliche Infrastruktur eingebettet, die für das Arbeitsmittel sicherheitsrelevant, aber nicht Bestandteil der 
Sicherheitsarchitektur des Arbeitsmittel ist, so ist dieser Aspekt Gegenstand einer Prüfung vor der ersten 
Inbetriebnahme. Über das Erfordernis der Prüfung entscheidet der Arbeitgeber im Rahmen einer Gefährdungs- 
beurteilung. (vgl. § 10 Absatz 1 Halbsatz 1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 2 
 

Dieser Absatz, der Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2009/104/EG umsetzt, verpflichtet den Arbeitge- 
ber, wiederkehrende Prüfungen nach von ihm im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ermittelten Fristen bei allen 
Arbeitsmitteln, die Schäden verursachenden Einflüssen (z. B. Verschleiß) unterliegen, von einer zur Prüfung 
befähigten Person durchführen zu lassen, und bezieht sich auf den gesamten Zeitraum, in dem Beschäftigte die 
Arbeitsmittel verwenden (vgl. § 10 Absatz 2 Satz 1 der BetrSichV 2002). 

 

Mit Nummer 5 Buchstabe a erfolgt eine Berichtigung in § 14 Absatz 2 Satz 3 BetrSichV. Der Begriff „Arbeitsmittel“ 
umfasst als Oberbegriff auch Anlagen. 

 

Zu Absatz 3 
 

Dieser Absatz, der Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2009/104/EG umsetzt, verpflichtet den Arbeitge- 
ber, Arbeitsmittel unverzüglich einer außerordentlichen Prüfung durch eine zur Prüfung befähigte Person zu 
unterziehen, wenn bei außergewöhnlichen Ereignissen (insbesondere Unfälle, Naturereignisse, längere Nicht- 
verwendung) Schäden am Arbeitsmittel entstanden sein können (vgl. § 10 Absatz 2 Satz 2 und 3 der BetrSichV 
2002). 

 

Mit Nummer 5 Buchstabe b erfolgen Klarstellungen des Gewollten. Mit der Änderung von § 14 Absatz 3 BetrSichV 
wird zwischen Prüfungen nach prüfpflichtigen Änderungen einerseits und außergewöhnlichen Ereignissen 
andererseits klar unterschieden. Mit der Änderung von § 14 Absatz 4 wird klargestellt, dass die Absätze 1 bis 3 
auch für die in Anhang 3 BetrSichV genannten Arbeitsmittel gelten. 

 

Zu Absatz 4 
 

Die besonderen Prüfpflichten für die in Anhang 3 aufgeführten Arbeitsmittel werden neu in die Verordnung auf- 
genommen. Sie lösen die bisher in Unfallverhütungsvorschriften in vergleichbarer Weise geforderten Prüfvor- 
schriften ab. Mit der Neuregelung wird ein Beitrag zu dem in § 20a ArbSchG für die Gemeinsame Deutsche Ar- 
beitsschutzstrategie (GDA) vorgegebenem Ziel eines einheitlichen und überschaubaren Regelwerks geleistet.  
Satz 3 grenzt die Prüfung zum EU-Binnenmarkrecht ab. 

 

Mit Nummer 5 Buchstabe b erfolgen Klarstellungen des Gewollten. Mit der Änderung von § 14 Absatz 3 BetrSichV 
wird zwischen Prüfungen nach prüfpflichtigen Änderungen einerseits und außergewöhnlichen Ereignissen 
andererseits klar unterschieden. Mit der Änderung von § 14 Absatz 4 wird klargestellt, dass die Absätze 1 bis 3 
auch für die in Anhang 3 BetrSichV genannten Arbeitsmittel gelten. 
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Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 regelt die Fälligkeit der Prüffristen. 
 

Zu Absatz 6 
 

Während die Unabhängigkeit der ZÜS schon in § 37 Absatz 5 Nummer 1 ProdSG festgelegt ist, muss dies für die 
anderen Prüfer gesondert geregelt werden (vgl. § 2 Absatz 7 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 7 
 

Absatz 7 enthält Erleichterungen hinsichtlich der Nachweispflicht, da diese nunmehr auch in elektronischer Form 
erbracht werden kann (vgl. sinngemäß mit § 11 der BetrSichV 2002). 

 

Mit Nummer 5 Buchstabe c wird die Liste der Angaben, die eine Prüfaufzeichnung mindestens enthalten muss, 
ergänzt. 

 

Mit Doppelbuchstabe bb erfolgt eine Klarstellung des Gewollten in § 14 Absatz 7 Satz 4 BetrSichV. Dazu wird 
bestimmt, dass der Aufbewahrungsort für den Nachweis über die Durchführung der Prüfung von Arbeitsmitteln, die 
an unterschiedlichen Betriebsorten verwendet werden, der jeweilige Einsatzort ist. 

 

Zu Absatz 8 
 

Absatz 8 soll Doppelprüfungen und Doppelaufzeichnungen innerhalb der Verordnung verhindern. 
 

Zu § 15 (Prüfung vor Inbetriebnahme und vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen 
Änderungen) 

 

Die §§ 15 bis 18 enthalten Regelungen, die nur für überwachungsbedürftige Anlagen gelten. Die Details 
zu den Anforderungen an die ZÜS als Prüfer und zu den Prüfpflichten finden sich in Anhang 2. 

 

Zu Absatz 1 
 

Die Regelungen aus § 14 Absatz 1 und 2 der BetrSichV 2002 werden beibehalten. Satz 4 stellt klar, dass die 
Bereit- stellung auf dem Markt sich nach den Vorgaben des ProdSG richtet. Solche Prüfungen können im 
nationalen Arbeitsschutzrecht nicht erneut gefordert werden. 

 

Mit Nummer 6 Buchstabe aa wird eine Doppelregelung in § 15 Absatz 1 Satz 1 BetrSichV zu Absatz 1 Satz 3 
BetrSichV beseitigt. 

 

Die Änderung (Anmerkung: in Satz 2 Nr. 2) bewirkt eine redaktionelle Anpassung. Es wird klargestellt, dass sich 
die Prüfung nach einer Änderung auf die ordnungsgemäße Änderung bezieht. 

 

Zu Absatz 2 
 

Die Prüfung ist arbeitsmittelbezogen. Erwartet wird eine Aussage, ob das Arbeitsmittel in der vom Arbeitgeber 
vorgesehenen und in der Gefährdungsbeurteilung zu Grunde gelegten Weise und mit den daraus abgeleiteten 
sicherheitstechnischen Maßnahmen sicher verwendet werden kann. Es wird abgeprüft, ob das Schutzkonzept 
zutreffend ist. Dazu gehört auch die Prüfung des technischen Sicherheitskonzepts als Teil der Gefährdungsbeur- 
teilung und ob auf deren Basis zutreffende Schutzmaßnahmen ermittelt und getroffen wurden. Es ist - wie schon 
bei der Gefährdungsbeurteilung - die für das Arbeitsmittel sicherheitsrelevante Arbeitsumgebung und die be- 
triebliche Infrastruktur, in die das Arbeitsmittel eingebettet ist, zu berücksichtigen. Grund dafür ist, dass der Ar- 
beitgeber nach § 3 Absatz 6 Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen in der Gefährdungsbeurteilung 
festlegt. Der Prüfer muss die Möglichkeit haben, diese Festlegungen zu hinterfragen, da sie möglicherweise feh- 
lerhaft sind, und er dann ggf. ein unzutreffendes Testat ausstellt. Nicht von der Prüfung erfasst sind Schutzkon- 
zepte, die bereits vom Hersteller beim Bereitstellen auf dem Markt berücksichtigt worden sind (s. a. Absatz 1). 
Durch die Regelung wird auch sichergestellt, dass auch sachdienliche Anforderungen aus anderen Arbeitsschutz- 
verordnungen mit abgeprüft werden. Die Ausnahme in Satz 2 berücksichtigt, dass die Prüffrist bei Druckanlagen 
erst nach der Einstellung von individuellen Betriebsparametern im Rahmen einer Inbetriebnahmephase festgelegt 
werden kann; hierfür ist in Anhang 2 Abschnitt 4 eine Höchstfrist von 6 Monaten vorgesehen. 
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Mit Buchstabe b erfolgt eine Klarstellung im neuen § 15 Absatz 2 BetrSichV, dass die Anforderungen für alle Prü- 
fungen gemäß Absatz 1 gelten. Der Begriff „wirksam“ umfasst die Teilbegriffe „geeignet“ und „funktionsfähig“. 
Daher muss es in § 15 Absatz 2 Satz 1 statt „geeignet und wirksam“ „geeignet und funktionsfähig“ heißen. Die 
Aufteilung des Begriffes „wirksam“ ist im Übrigen erforderlich, weil bei Prüfungen bei technischen Schutzmaß- 
nahmen deren Eignung und Funktion, bei organisatorischen Schutzmaßnahmen jedoch nur deren Eignung ge- 
prüft werden kann. 

 

Zu Absatz 3 
 

Absatz 3 legt in Verbindung mit Anhang 2 die Prüfer für die betreffenden Arbeitsmittel fest. 
 

Mit Buchstabe c wird eine nicht beabsichtigte Verschärfung gegenüber § 14 Absatz 2 der Betriebssicherheitsver- 
ordnung 2002 zurückgenommen und klargestellt, dass eine Änderung nur dann ZÜS-prüfpflichtig ist, wenn sie 
den Betrieb oder die Bauart einer überwachungsbedürftigen Anlage beeinflusst. Mit dem neuen Satz 4 in § 15 
Absatz 3 BetrSichV wird klargestellt, dass eine bloße Ortsveränderung einer überwachungsbedürftigen Anlage 
auch künftig von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft werden kann. 

 

Zu § 16 (Wiederkehrende Prüfung) 
 

Zu Absatz 1 
 

Die wiederkehrende Prüfung dient durch Soll-Ist-Vergleich der Feststellung, ob der ursprüngliche, bei der Ge- 
fährdungsbeurteilung und der erstmaligen Prüfung festgelegte sicherheitstechnische Zustand noch gegeben ist 
(vgl. § 15 Absatz 1 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 2 
 

Die Ermittlung der Prüffrist schließt eine Prognose ein (siehe § 3 Absatz 6 Satz 3). Gemäß § 3 Absatz 6 sind im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung Prüffristen auch dann zu ermitteln, wenn Höchstprüffristen festgelegt sind. 
Die ermittelte Prüffrist muss insbesondere der technischen Ausführung des Arbeitsmittels beim Bereitstellen auf 
dem Markt Rechnung tragen. Absatz 2 entspricht § 15 Absatz 4 der BetrSichV 2002. 

 

Zu Absatz 3 
 

Absatz 3 regelt die Fälligkeit der Prüffristen unter Verweis auf die entsprechende Regelung in § 14 Absatz 5 (vgl. 
§ 15 Absatz 18 der BetrSichV 2002) und enthält eine ergänzende Bestimmung für den Fall, dass eine behördlich 
angeordnete Prüfung durchgeführt wurde. 

 

Zu Absatz 4 
 

Absatz 4 legt den Prüfer für die wiederkehrenden Prüfungen durch Verweis auf § 15 Absatz 3 fest. 
 

Zu § 17 (Prüfaufzeichnungen und -bescheinigungen) 
 

Zu Absatz 1 
 

Die Regelung ist präziser gehalten als die Regelung nach bisherigem Recht (vgl. § 11 der BetrSichV 2002). Es 
wird zwischen Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen unterschieden. Letztere werden nur von einer ZÜS 
ausge- stellt, sofern in der Verordnung ausdrücklich nur eine ZÜS als Prüfer bestimmt ist. 

 

Mit Doppelbuchstabe aa erfolgt Klarstellung des Gewollten in § 17 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 BetrSichV. Der 
Begriff „wirksam“ umfasst die Teilbegriffe „geeignet“ und „funktionsfähig“. Die Aufteilung des Begriffes „wirk- sam“ 
ist erforderlich, weil bei Prüfungen von technischen Schutzmaßnahmen deren Eignung und Funktion, bei 
organisatorischen Schutzmaßnahmen jedoch nur deren Eignung geprüft werden kann. 

 

Mit Doppelbuchstabe dd (Anmerkung: Neue Nr. 9) wird die Liste der Angaben, die eine Prüfbescheinigung min- 
destens enthalten muss, ergänzt. 
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Zu Absatz 2 
 

Untersuchungen haben ergeben, dass ein beachtlicher Teil (vom VdTÜV im Anlagensicherheitsreport 2014 ge- 
schätzt bis zu 25%) der Aufzugsanlagen nicht den vorgeschriebenen Prüfungen zugeführt werden. Da die Auf- 
zeichnungen nach Absatz 1 nicht unmittelbar in der Aufzugskabine aufzubewahren und überdies auch nur elekt- 
ronisch aufzubewahren sind, muss anderweitig eine einfache Kontrolle der durchgeführten Prüfung möglich sein. 
Eine „Prüfplakette“ ist ein weit verbreitetes, einfach zu handhabendes und seit langem eingeführtes Kontrol- 
linstrument für technische Prüfungen. 

 

Mit Nummer 7 Buchstabe b erfolgt eine Klarstellung des Gewollten in § 17 Absatz 2. 
 

Zu § 18 (Erlaubnis- und Anzeigepflicht) 
 

Zu Absatz 1 
 

Mit Nummer 8 Buchstabe a, Doppelbuchstabe aa, Dreifachbuchstabe aaa erfolgt eine Neufassung des § 18 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BetrSichV, um eine präzisiere Beschreibung der erlaubnisbedürftigen Füllanlagen 
vorzunehmen. 

 

Mit Nummer 8 Buchstabe, Doppelbuchstabe aa, Dreifachbuchstabe bbb erfolgt eine Fehlerberichtigung. Die Er- 
laubnispflicht bei Gasfüllanlagen der BetrSichV 2002 sollte mit der BetrSichV 2015 nicht geändert werden. 

 

Nummer 8 Buchstabe a, Doppelbuchstabe aa, Dreifachbuchstabe ccc ist eine Folgeänderung zu Nummer 8 
Buch- stabe a Doppelbuchstabe dd. 

 

Mit Nummer 8 Buchstabe a, Doppelbuchstabe aa, Dreifachbuchstabe ddd erfolgt eine Klarstellung des Gewollten in 
§ 18 Absatz 1. Die Erlaubnisbedürftigkeit von Betankungsanlagen wird gestrichen. Der mit der BetrSichV 2015 neu 
eingeführte Erlaubnisgegenstand (Gesamtanlage z. B. mit Mineralöltankstellen, Flüssiggastankstellen und 
Erdgastankstellen) führte zu Schwierigkeiten, wenn an solchen Anlagen unterschiedliche Betreiber vorhanden sind. 
Die mit der zu streichenden Regelung gewünschte Gesamtbetrachtung einschließlich der Wechselwirkungen 
untereinander wird nunmehr durch den neuen Absatz 3 Satz 5 erreicht (siehe Begründung zu Buchstabe c. 

 

Mit Nummer 8 Doppelbuchstabe bb erfolgt eine Klarstellung des Gewollten in § 18 Absatz 1 Satz 2 BetrSichV. Der 
Verweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 dient lediglich der Beschreibung der Stoffeigenschaften. 

 

Zu Absatz 1 und 2 
 

Die Erlaubnispflichten nach geltendem Recht werden beibehalten (vgl. § 13 der BetrSichV 2002). Der Flammpunkt 
für brennbare Flüssigkeiten wird an die CLP-Verordnung angepasst und daher von 21 Grad Celsius auf 23 Grad 
Celsius hochgesetzt. Die betroffenen Flüssigkeiten können damit an den Warnhinweisen H 224 und H 225 leichter 
identifiziert werden. 

 

Zu Absatz 3 
 

Entspricht § 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 der BetrSichV 2002. Die nach geltendem Recht bestehende Ausnahme zur 
Vorlage eines Prüfberichts für Lageranlagen, für brennbare Flüssigkeiten in ortsbeweglichen Behältern und für 
Flugfeldbetankungsanlagen wurde gestrichen, da sie fachlich nicht gerechtfertigt ist (vgl. § 13 Absatz 2 Satz 1 und 
2 der BetrSichV 2002). 

 

Mit Nummer 8 Buchstabe b erfolgt eine Folgeänderung in § 18 Absatz 3 BetrSichV aus der zu streichenden Num- 
mer 8 in Absatz 1 Satz 1 BetrSichV. Mit der Einfügung des neuen Satzes 4 wird die erforderliche Gesamtbetrach- 
tung der wechselseitigen Gefährdungen verschiedener Arbeitsmittel und Anlagen in einer gemeinsamen Ar- 
beitsumgebung (Betriebsgelände, z. B. Mineralöltankstellen, Flüssiggastankstellen und Erdgastankstellen) und der 
gegenseitigen Wechselwirkungen bereits vor der Antragstellung für eine Erlaubnis und die Angabe der erforder- 
lichen Schutzmaßnahmen im Erlaubnisantrag eingefordert. Damit gehört zur Arbeitsumgebung das gesamte 
Betriebsgelände insoweit, als es zu entsprechenden Wechselwirkungen kommen kann. Sind mehrere Arbeitgeber 
(Betreiber) vorhanden, deren Anlagen sich wechselseitig beeinflussen können, haben sich diese gemäß § 13 Be- 
trSichV abzustimmen. 
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Zu Absatz 4 
 

Nach Absatz 4 ist es ausreichend, die Kopie einer anderen behördlichen Entscheidungen zu übersenden, wenn 
dabei die Anforderungen zum Erlaubnisverfahren nach Absatz 1 ausreichend berücksichtigt werden. Bei Erfül- 
lung der Voraussetzungen kommen hierfür Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder 
gegebenenfalls baurechtliche Verfahren infrage. Damit sollen das Verwaltungshandeln optimiert, Synergien ge- 
nutzt und der Arbeitgeber entlastet werden. 

 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 enthält die Voraussetzung für die Erteilung einer Erlaubnis (vgl. § 13 Absatz 5 der BetrSichV 2002). Die 
Behörde hat die Erlaubnis zu erteilen, wenn die Voraussetzungen vorliegen. 

 

Zu Absatz 6 
 

Absatz 6 regelt die Frist, innerhalb der die Vollzugsbehörde über einen Erlaubnisantrag entscheiden muss (vgl. 
§ 13 Absatz 4 Satz 1 und 2 der BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 7 
 

Zur Erleichterung für den Arbeitgeber wird jetzt bei Änderungen der Bauart oder der Betriebsweise einer nach 
Absatz 1 erlaubnisbedürftigen Anlage nur noch eine Anzeige anstelle einer Änderungserlaubnis gefordert (vgl. 
§ 13 Absatz 1 der BetrSichV 2002). Greift die angezeigte Änderung in die Erlaubnis ein, so muss die Erlaubnis 
aktualisiert werden. 

 

Zu § 19 (Mitteilungspflichten, behördliche Ausnahmen) 
 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 regelt, unter welchen Umständen Unfälle oder Schadensfälle der zuständigen Vollzugsbehörde anzu- 
zeigen sind. Die Regelung bezieht alle Arbeitsmittel ein, da die nach bisherigem Recht geltende Beschränkung auf 
überwachungsbedürftige Anlagen fachlich nicht gerechtfertigt ist (vgl. § 18 Absatz 1 der BetrSichV 2002). Seit der 
Festlegung des Anlagenkatalogs vor ca. 60 Jahren ist eine Vielzahl weiterer Anlagen anzutreffen, die ein ver- 
gleichbares Gefährdungspotential haben (vgl. DGUV- Statistik und Diskussion im ABS zu fehlenden Meldungen 
als Basis für die dortige Arbeit). Jedoch erfolgt eine Einschränkung, nach der nur noch erhebliche sicherheitstech- 
nisch relevante Schadensfälle anzuzeigen sind. Eine Konkretisierung wird durch TRBS durch den ABS erfolgen. 
Zudem ist eine Anzeige dann nicht erforderlich, wenn eine solche bereits an den zuständigen Unfallversiche- 
rungsträger erfolgt ist. Damit wird der Arbeitgeber von unnötigen Meldungen entlastet. 

 

Zu Absatz 2 
 

Absatz 2 räumt der zuständigen Vollzugsbehörde das Recht ein, vom Arbeitgeber bei anzuzeigenden Ereignissen 
mit Bezug auf überwachungsbedürftige Anlagen zu verlangen, dass er der Behörde eine auf eigene Kosten er- 
stellte schriftliche sicherheitstechnische Bewertung des Ereignisses durch eine ZÜS vorlegt (vgl. § 18 Absatz 2 der 
BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 3 
 

Die Behörde muss die Möglichkeit haben, wichtige Unterlagen anzufordern. 
 

Zu Absatz 4 
 

Die Regelung erfasst auch § 15 Absatz 17 der BetrSichV 2002, und sie wurde in Anlehnung an die Vorbemerkung 
des Anhangs 1 der BetrSichV 2002 und anderer Arbeitsschutzverordnungen formuliert. Mit der Ausnahme sollen 
mögliche Sonderfälle im Betrieb abgedeckt werden, ohne dass fortlaufend die Verordnung geändert werden muss. 
Dazu gehören auch evtl. notwendige Ausnahmen für technische Einrichtungen in Museen, wie z. B. Müh- 
lenbremsfahrstühle. Die Prüfungen nach den Anhängen 2 (ausgenommen die Prüffristen) und 3 sind ausdrücklich 
eingeschlossen, da es sich um nationale Regelungen handelt. Ausnahmen nach Anhang 1 können nur ausnahms- 
weise in besonders zu begründenden Einzelfällen gewährt werden, da es sich um Vorgaben aus der Richtlinie 
2009/104/EG handelt. 
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Nummer 9 bewirkt eine Erweiterung der behördlichen Ausnahmeermächtigung in § 19 Absatz 4 BetrSichV. Die 
Regelungen gemäß §§ 8 bis 11 und Anhang 1 BetrSichV betreffen bei überwachungsbedürftigen Anlagen auch 
den Schutz anderer Personen als Beschäftigten. Eine Ausnahme soll auch möglich sein, wenn solche 
Personen betroffen sind. 

 

Zu Absatz 5 
 

Absatz 5 regelt die außerordentliche Prüfung, die die zuständige Vollzugsbehörde beim Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen anordnen kann (vgl. § 16 BetrSichV 2002). 

 

Zu Absatz 6 
 

Abweichend von Absatz 4 erfolgt hier eine für den Arbeitgeber günstigere Sonderregelung für die Prüffristen bei 
überwachungsbedürftigen Anlagen. Begünstigende Verwaltungsakte wie die Verlängerung von Prüffristen und 
belastende Verwaltungsakte wie die Verkürzung von Prüffristen werden wie bisher eigens geregelt (vgl. § 15 
Absatz 17 der BetrSichV 2002). 

 

Zu § 20 (Sonderbestimmungen für überwachungsbedürftige Anlagen des Bundes) 
 

Zu Absatz 1 
 

Absatz 1 enthält Sonderbestimmungen gemäß § 38 ProdSG für bestimmte explizit genannte Behörden mit Bezug 
auf überwachungsbedürftige Anlagen nach Anhang 2 (vgl. § 22 der BetrSichV 2002). 

 

Mit Nummer 10 erfolgt eine Berichtigung einer unbeabsichtigten Änderung in § 20 Absatz 1 BetrSichV hinsicht- 
lich der zuständigen Aufsichtsbehörde bei überwachungsbedürftigen Anlagen des Bundes. Mit der Änderung 
wird das ursprünglich geltende Recht wieder hergestellt. 

 

Zu Absatz 2 
 

Absatz 2 nimmt bestimmte explizit genannte Behörden gemäß § 38 ProdSG von den Regelungen nach § 18 aus 
(vgl. § 13 Absatz 6 der BetrSichV 2002). 

 

Zu § 21 (Ausschuss für Betriebssicherheit) 
 

Die Regelungen für den Ausschuss für Betriebssicherheit wurden den entsprechenden Regelungen in anderen 
Arbeitsschutzverordnungen angepasst (vgl. § 24 BetrSichV 2002). Die Sonderstellung der ZÜS ergibt sich aus § 34 
Absatz 2 ProdSG. 

 

Zu Absatz 3 bis 8 
 

Mit Nummer 11 erfolgt eine Anpassung von § 21 BetrSichV an die Formulierungen zu den Arbeitsschutzaus- 
schüssen in anderen Arbeitsschutzverordnungen. 

 

Nummer 11 Buchstabe b ist eine Folgeänderung zu Buchstabe 
a Nummer 11 Buchstabe c ist eine Folgeänderung zu 

Buchstabe a Zu § 22 (Ordnungswidrigkeiten) 
Die Tatbestände für Ordnungswidrigkeiten-der BetrSichV 2002 wurden angepasst und ergänzt. Die Tatbestände 
in Absatz 1 Nummer 7-19 beziehen sich auf die EG-rechtlichen Vorgaben in Anhang 1 und werden zur Rechts- 
klarheit einzeln aufgeführt. 

 

Zu Absatz 1 und 2 
 

Mit Nummer 12 Buchstabe a und b erfolgen notwendige rechtsförmliche Änderungen in § 22 BetrSichV. Nummer 
32 wird neu eingefügt, weil die Durchsetzung der zu bewehrenden Norm mit verwaltungsrechtlichen Mitteln nicht 
möglich ist. Die Vollzugsbehörden können eine Anzeige eines Schadens nicht anordnen, vielmehr soll die 
Anzeige den Schaden der Behörde erst zur Kenntnis bringen, um ggf. notwendige Maßnahmen zum Schutz der 
Beschäftigten veranlassen zu können. 
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Zu Absatz 3 
 

Mit Nummer 12 Buchstabe c erfolgt eine Wiederaufnahme eines ursprünglich vorhandenen und versehentlich 
weggefallenen Ordnungswidrigkeitentatbestands (§ 22 Absatz 3 BetrSichV neu). Die Durchsetzung der zu beweh- 
renden Norm mit verwaltungsrechtlichen Mitteln ist nicht möglich. Die Vollzugsbehörden können eine Anzeige eines 
Schadens nicht anordnen, vielmehr soll die Anzeige den Schaden der Behörde erst zur Kenntnis bringen, um ggf. 
notwendige Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten oder anderer Personen veranlassen zu können. 

 

Zu § 23 (Straftaten) 
 

Die Regelungen zu Straftatbeständen der BetrSichV 2002 wurden angepasst und ergänzt. 
 

Zu § 24 (Übergangsvorschriften) 
 

Die Übergangsvorschriften der BetrSichV 2002 werden zur Klarstellung beibehalten (vgl. § 27 der BetrSichV). Es 
wird darauf hingewiesen, dass das Verbot von Mühlenbremsfahrstühlen mit Ablauf der Übergangsregelung in 
§ 27 Absatz 3 der BetrSichV 2002 seit dem 31.12. 2009 wieder aufgelebt ist. Ein festes Datum für das 
Inkrafttreten, verbunden mit zeitlichem Spielraum, erleichtert dem Arbeitgeber die Anpassung an die geänderte 
BetrSichV (vgl. Artikel 3). 

 

Zu Absatz 2 
 

Die Anforderungen nach Anhang 1 Nr. 4.1 BetrSichV sind bereits in der Aufzugsrichtlinie (1999) und der Maschi- 
nenrichtlinie (1996) enthalten und in deutsches Recht umgesetzt. Eine Übergangsvorschrift ist für Anlagen, die 
nach diesen Zeitpunkten in Betrieb genommen wurden, nicht erforderlich. Sie mussten die Anforderungen bereits 
zu den genannten Zeitpunkten erfüllen. Somit ist die Übergangsvorschrift nur für ältere Anlagen notwendig. 

 

Zu Absatz 3 bis 7 
 

Mit Nummer 13 Buchstabe b werden in § 24 die Absätze 3 bis 7 neu eingefügt. Der neue § 24 Absatz 3 BetrSichV 
bewirkt eine Übergangsfrist für die wiederkehrende Prüfung von Aufzugsanlagen gemäß Anhang 2 Abschnitt 2 
Nummer 2 Buchstabe b, bei denen die Prüffrist von 4 auf 2 Jahre verkürzt wurde. Der neue Absatz 4 bewirkt 
Übergangsvorschriften für die Durchführung von erstmaligen und wiederkehrenden Prüfungen an Anlagen in 
explosionsgefährdeten Bereichen. Der neue Absatz 5 bewirkt eine Übergangsfrist für Prüfer, die bereits nach der 
bis zum 31.5.2015 geltenden Betriebssicherheitsverordnung Prüfungen befugt durchgeführt haben. Die Voraus- 
setzungen für eine befugte Durchführung von Prüfungen nach bis zum 31.5.2015 geltenden Recht ergaben sich 
aus § 3 Absatz 3 in Verbindung mit § 2 Absatz 7 der bis zum 31.5.2015 geltenden Betriebssicherheitsverordnung. 
Die dort genannten Anforderungen wurden in den Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) 1203 „Befä- 
higte Personen“ (GMBl Nr. 29 vom 12.5.2010 S. 627, geändert GMBl. Nr. 21 vom 26.4.2012 S. 386) konkretisiert. Die 
neuen Absätze 6 und 7 bewirken Übergangsfristen für Prüfungen von Druckanlagen, die mit der BetrSichV 2015 
neu eingeführt wurden 
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Zu Anhang 1 (Besondere Vorschriften für bestimmte Arbeitsmittel) 

 

Anhang 1 dient der Umsetzung der Regelungen aus Anhang I, Nummer 3 und Anhang II Nummer 2, Nummer 3 
und Nummer 4 der der Richtlinie 2009/104/EG in nationales Recht (vgl. Anhang 1 Nummer 3 sowie Anhang 2 
Nummer 3, 4 und 5 der BetrSichV 2002). 

 

Die allgemeinen, für alle Arbeitsmittel geltenden Teile der bisherigen Anhänge 1 und 2 wurden zusammengeführt 
und - als Schutzziele formuliert - in den verfügenden Teil des Verordnungsentwurfes, insbesondere in die §§ 4 bis 
9 übernommen. Die verbleibenden, nur für bestimmte Arbeitsmittel geltenden Regelungen der Anhänge 1 und 2 
der BetrSichV 2002 wurden im neuen Anhang 1 der BetrSichV zusammengefasst, so dass auf einen weiteren 
Anhang verzichtet werden konnte. 

 

Bei Bedarf kann der neue Anhang 1 künftig um weitere spezielle Anforderungen für bestimmte Arbeitsmittel 
ergänzt werden. Im vorliegenden Entwurf ist dies für Aufzugsanlagen und Druckanlagen bereits geschehen. 
Hierzu wurden die Nummern 4 und 5 mit besonderen Anforderungen angefügt, die sich aus den §§ 4 bis 9 nicht 
ableiten lassen. 

 

Zu Nr. 4.1 
 

Mit Nummer 14 Buchstabe a erfolgt eine Fehlerberichtigung. Es wird ein unzulässiger Eingriff in das Binnen- 
marktrecht beseitigt. Für Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b können keine höhe- 
ren Anforderungen als in der Maschinenrichtlinie 2006/42/EG festgelegt zu Grunde gelegt werden. Außerdem 
können Herstellerpflichten nicht auf Betreiber übertragen werden. Daher wurde für Aufzugsanlagen nach An- hang 
2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b die in der Richtlinie 2006/42/EG festgelegten Anforderungen (siehe dort 
Anhang I Nummer 1.5.14) übernommen. Können Personen in einer solchen Aufzugsanlage eingeschlossen sein, 
ist für den notwendigen Hilferuf zum Beispiel ebenfalls ein im Fahrkorb der Aufzugsanlage installiertes wirksames 
Zweiwege-Kommunikationssystem geeignet. Der Notfallplan gilt obligatorisch nur für Aufzugsanla- gen nach 
Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe a. Für Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 2 Num- mer 2 
Buchstabe b ist ein Notfallplan nur erforderlich, wenn Personen in einer solchen Aufzugsanlage einge- 
schlossen werden können. Der Inhalt des Notfallplans kann im Einzelfall abweichend von Satz 4 ausgestaltet sein. 

 

Zu Nr. 5.2 
 

Mit Nummer 14 Buchstabe b erfolgt eine Klarstellung des Gewollten. Die geltende Formulierung in Anhang 1 
Nummer 5.2 BetrSichV schränkt die Aufstellung von Druckbehältern ungewollt stark ein. 

 

Zu Anhang 2 (Prüfvorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen) 
 

Anhang 2 übernimmt konkrete Anforderungen und Definitionen für überwachungsbedürftige Anlagen aus § 1 
Absatz 2, § 2 Absatz 11 ff. (Anwendungsbereich, Definitionen), §§ 14, 15 (erstmalige und wiederkehrende Prü- 
fungen), sowie § 17 i. V. m. Anhang 5 (Prüfung besonderer Druckgeräte) sowie an die § 20 (ZÜS) der 
BetrSichV 
2002 in überarbeiteter und an den Stand der Technik angepasster Form. 

 

Zu Abschnitt 1 (Zugelassene Überwachungsstellen) 
 

Zu Nummer 1 
 

Nummer 1 enthält die Anforderungen an Zugelassene Überwachungsstellen (ZÜS). Sie ergeben sich wie bisher 
aus § 37 Absatz 5 Satz 1 ProdSG und aus § 21 Absatz 1 und 2 der BetrSichV 2002. 

 

Die ZÜS sind wie bisher private Prüforganisationen; eine Staatshaftung für ihre Tätigkeit ist nicht gegeben (vgl. 
Urteil des LG Düsseldorf vom 26. April 2011, Az. 2 b O 94/10 und Wiebauer, DVBl 4/2011 S. 208ff). 

 

Zu Nummer 2 
 

Nummer 2 übernimmt die notwendigen Anforderungen aus § 21 Absatz 3 der BetrSichV 2002. Die danach zuge- 
lassenen Prüfstellen können zukünftig auch in einer Unternehmensgruppe, dem ein Unternehmen angehört, tätig 
werden; insoweit wurde von der Ermächtigung des § 37 Absatz 5 Satz 3 ProdSG Gebrauch gemacht. Der Begriff 
Unternehmensgruppe ist im ProdSG nicht näher definiert. Nach allgemeinem Verständnis wendet eine Unter- 
nehmensgruppe eine gemeinsame Sicherheitsphilosophie in Bezug auf die technischen Auslegungs-, Fertigungs-, 
Kontroll-, Wartungs- und Verwendungsbedingungen für Arbeitsmittel an. Die Unternehmensgruppe wird be- 
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schrieben entweder über §§ 16 und 17 Aktiengesetz oder als Gemeinschaftsunternehmen, an denen das Unter- 
nehmen mit der Prüfstelle einen Anteil von über 50% halten muss. 

 

Die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt („EU-Dienstleistungsrichtlinie“) muss für Prü- 
fungen im Bereich der überwachungsbedürftigen Anlagen nicht angewendet werden, da es sich weitestgehend 
nur um Prüfungen zum Schutz von Beschäftigten handelt. Für den Arbeitsschutz ist in der EG-Richtlinie eine 
Ausnahme vorgesehen. 

 

Zu Abschnitt 2 (Aufzugsanlagen) 
 

Abschnitt 2 übernimmt die Regelungen des 3. Abschnitts der BetrSichV 2002 im Hinblick auf die Prüfung von 
Aufzugsanlagen als überwachungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 ProdSG und sieht zudem 
Verbesserungen vor, die den Feststellungen bei den Prüfungen Rechnung tragen. Zudem soll der großen Zahl gar 
nicht geprüfter Aufzüge entgegengewirkt werden. 

 

Nach der BetrSichV 2002 ist bei Aufzugsanlagen gemäß der Richtlinie 95/16/EG („Aufzugsrichtlinie“) alle zwei 
Jahre und bei Aufzugsanlagen gemäß Anhang IV Ziffer 17 der Richtlinie 2006/42/EG („Maschinenrichtlinie“) alle 
vier Jahre eine Hauptprüfung durchzuführen. Zudem ist zwischen zwei Hauptprüfungen – allerdings ohne zeit- 
lich konkrete Festlegung – jeweils eine Zwischenprüfung als Teilprüfung durchzuführen, wobei der Prüfumfang 
gegenüber der Hauptprüfung marginal ist (siehe TRBS 1201 Teil 4). Im europäischen Vergleich sind die Prüfin- 
tervalle nach der BetrSichV bei Aufzügen gemäß Aufzugsrichtlinie kurz (z. B.: 3 Jahre in Dänemark, 5 Jahre in 
Frankreich). 

 

Nach der Mängelstatistik des VdTÜV (Quelle: Anlagensicherheits-Report 2014) hatten im Jahr 2013 0,35 % der 
Aufzugsanlagen gefährliche und 10,65 % der Aufzugsanlagen sicherheitserhebliche Mängel. 39,87 % hatten ge- 
ringfügige Mängel, die übrigen Aufzugsanlagen waren mängelfrei. Damit ist entgegen anderer Darstellung die 
große Mehrzahl (89 %) der Aufzugsanlagen sicher. Dass trotz der vergleichsweise kurzen Prüfintervalle Mängel 
festgestellt wurden, zeigt, dass das bisher bestehende Konzept für die Aufzugsicherheit nicht ausreichend geeig- 
net ist, die Probleme zu lösen, bzw. die Sicherheit nicht vorrangig von Prüfungen und Prüfintervallen, sondern von 
guter und regelmäßiger Instandhaltung abhängt. 

 

Daher ist in der Neufassung der BetrSichV ein Gesamtpaket vorgesehen: 
 

- Aufzugsanlagen müssen sicher sein (§§ 4 und 5), 
- Aufzugsanlagen müssen dauerhaft sicher betrieben werden (§§ 4 und 6), 
- Aufzugsanlagen müssen von fachkundigen Personen unter Berücksichtigung von Art und Intensität der 

Nutzung der Anlage instand gehalten werden (Anhang 1 Nummer 4.2), 
- für den Fall von Betriebsstörungen sind die notwendigen Vorbereitungen zu treffen (§ 11), 
- sofern mit Beschädigungen zu rechnen ist, sind Aufzüge regelmäßig zu überprüfen (§ 14), 
- die durchgeführte Prüfung ist mit Angabe der Fälligkeit der nächsten Prüfung im Aufzug anzugeben (§ 17 

Absatz 2), 
- für Notfälle sind ein funktionierendes Notrufsystem sowie technische und organisatorische Maßnahmen 

vorzuhalten (Anhang 1 Nummer 4.1), 
- die Prüffrist bei Aufzugsanlagen gemäß Anhang IV Ziffer 17 der Richtlinie 2006/42/EG (Maschinenaufzüge) 

wird von vier auf zwei Jahre verkürzt, weil das Gefährdungspotential den Aufzugsanlagen gemäß Richtli- 
nie 95/16/EG vergleichbar ist (Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 5.1), 

- die ZÜS-Prüfer können eine Verkürzung der Prüffrist der Hauptprüfung (2 Jahre) bewirken, wenn sie bei 
einer Prüfung der Auffassung sind, dass die Prüffrist unzutreffend festgelegt ist (Anhang 2 Abschnitt 2 
Nummer 5.1). 

 

Die jetzt neu eingeführte Möglichkeit einer Verkürzung der Prüffrist bedeutet eine gefährdungsbezogene Reak- tion 
auf die festgestellten Mängel. So muss bei verkürzten Prüffristen (z. B. wegen schlechter Wartungslage) häu- figer 
eine Hauptprüfung durchgeführt werden. Das Vorgehen bei der Prüffristverkürzung soll im Rahmen einer 
Technischen Regel konkretisiert werden, um eine einheitliche Handhabe durch alle ZÜS sicherzustellen. Auch die 
Bewertung der Mängel kann der ABS in einer technischen Regel festlegen, um ein einheitliches Vorgehen aller 
ZÜS zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund und aufgrund der neu eingeführten Zwischenprüfung im Rah- men 
der Instandhaltung in der Mitte des Zeitraums zwischen zwei Hauptprüfungen ist die bisherige Zwischen- prüfung 
(im Wesentlichen nur die Prüfung des Tragseils) nicht mehr erforderlich. 
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Zusammen mit der neu eingeführten obligatorischen Prüfplakette in der Kabine von Aufzugsanlagen - vergleich- 
bar der KFZ-Prüfplakette – und allen anderen vorgenannten Maßnahmen ist davon auszugehen, dass die Sicher- 
heit von Aufzugsanlagen künftig deutlich verbessert wird. 

 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 
 

Nummer 1 und Nummer 2 beschreiben den Prüfgegenstand und das Ziel der Prüfung im Grundsatz. Baustellen- 
aufzüge und Fassadenbefahranlagen werden zur Klarstellung des bislang strittigen Prüfgegenstands im Anwen- 
dungsbereich unter Nummer 2 eigens definiert. Liegen bereits relevante Prüfergebnisse aus anderen 
Rechtsberei- chen vor, müssen diese im Rahmen der Prüfung von Aufzugsanlagen nach der BetrSichV nicht 
wiederholt wer- den; die Ergebnisse sind jedoch bei der Prüfung nach BetrSichV zu berücksichtigen. 

 

Zu Nummer 3 
 

Nummer 3 beschreibt die Qualifikationsanforderungen, über die eine zur Prüfung befähigte Person für die Durch- 
führung einer Prüfung im Rahmen der Instandhaltung (Nummer 5.3) verfügen muss. 

 

Zu Nr. 3.3 c 
 

Die Änderung in Nummer 15 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa trägt dem Umstand Rechnung, dass nicht bei allen 
unter Anhang 2 Abschnitt 2 Nr. 2 Buchstabe b aufgeführten Aufzügen eine Notrufweiterleitung erforderlich ist. 

 

Zu Nummer 4 
 

In Nummer 4 wird festgelegt, dass Prüfungen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen von einer 
ZÜS durchzuführen sind. Bereits vom Binnenmarktrecht abgedeckte Prüfanforderungen müssen nicht er- neut 
von einer ZÜS geprüft werden. Bei den Regelungen wird deshalb unterschieden zwischen Aufzugsanlagen nach 
Aufzugsrichtlinie und solchen nach Maschinenrichtlinie. Die unterschiedlichen Prüfgegenstände und Prü- 
fumfänge berücksichtigen EG-rechtliche Vorgaben und sicherheitstechnische Erfordernisse. 

 

Zu Nr. 4.3 c 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb erfolgt eine notwendige Konditionierung der Zwischenprüfung 
bei Aufzugsanlagen. Der Inhalt der vom Bundesrat zur BetrSichV 2015 beschlossenen Zwischenprüfung unter- 
scheidet sich nicht von dem in Nummer 4.2 Buchstabe b BetrSichV beschriebenen Inhalt der Hauptprüfung. Da- 
mit ist - mit Ausnahme der elektrischen Prüfung - der technische Inhalt der Haupt- und der Zwischenprüfung 
identisch beschrieben. Somit hätten beide Prüfungen weitestgehend denselben Prüfumfang. De facto würde die 
Frist für die technische Prüfung auf ein Jahr oder weniger verkürzt. Mit der Änderung wird das ursprünglich 
geltende Recht wieder hergestellt. 

 

Zu Nummer 5 
 

In Nummer 5 wird einheitlich eine Prüffrist von zwei Jahren für wiederkehrende Prüfungen von prüfpflichtigen 
Aufzugsanlagen festgelegt. Die bisher geltenden längeren Prüffristen für Aufzugsanlagen, die der Maschinen- 
richtlinie unterliegen, werden vereinheitlicht, weil sie den übrigen Aufzugsanlagen sicherheitstechnisch ver- 
gleichbar sind. Bei älteren oder schlecht gewarteten Aufzugsanlagen kann die ZÜS eine Verkürzung der Prüffrist 
bewirken, wenn sie bei einer Prüfung feststellt, dass die Prüffrist unzutreffend festgelegt ist. . Damit wird die von 
den ZÜS stets hervorgehobene Verantwortung und Fachkunde bei Prüfungen besonders gewürdigt. Dennoch 
bleibt die Verantwortung für die Durchführung der Prüfung mit verkürzter Frist beim Arbeitgeber. Die Haupt- 
prüfung alle zwei Jahre mit Verkürzungsoption wird damit zur zentralen Sicherheitsprüfung ausgestaltet. Sie 
umfasst auch die Prüfung des Sicherheitsstromkreises und damit alle wesentlichen Elemente der mechanischen 
und elektrischen Sicherheit eines Aufzugs. 

 

Zu Abschnitt 3 (Explosionsgefährdungen) 
 

Abschnitt 3 übernimmt Regelungen aus Anhang 4 Abschnitt A Nummer 3.8 der BetrSichV 2002 und setzt Num- 
mer 2.8 der Richtlinie 1999/92/EG (Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und der 
Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden können) nunmehr voll- 
ständig um. Eine Harmonisierung der Fristen für zusätzlich erforderliche Prüfungen nach Abschnitt 4 (Druckan- 
lagen) ist über das Höchstfristenprinzip möglich, da kürzere Prüffristen jederzeit zulässig sind. Die Fristen sind so 
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gewählt, dass sie mit den Prüffristen nach dem Wasserrecht in der AwSV harmonieren, da viele Anlagen beiden 
Rechtsvorschriften unterfallen. 

 

Für die Prüfungen im Explosionsschutz wurde mit Unterstützung des zuständigen ABS-Gremiums ein tragfähi- ges 
Prüfkonzept entwickelt. Dieses sieht Prüfungen durch besonders qualifizierte Prüfer vor und gilt insbeson- dere 
auch für verfahrenstechnische Anlagen mit und ohne Druckbeaufschlagung, z. B. für Anlagen zur Herstel- lung von 
Lacken und Farben (offene Mischer, Rührwerke), Lackieranlagen, Beschichtungsanlagen, Silos, Bunker, Trockner, 
Förderanlagen, Mahlanlagen, Kohlenstaubanlagen, Sieb- und Brecheinrichtungen, Absackstellen, Labo- ratorien. 
Die zeitliche Abfolge der Prüfungen wird durch die Prüfgegenstände bestimmt und folgt einem Rhyth- mus von 1, 
2,5 und 5 Jahren. 

 

Die Übertragung dieses Konzepts auch auf Anlagen gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 7 (Lageranlagen und 
Füllstellen für brennbare Flüssigkeiten, Flugfeldbetankungsanlagen), die bisher von einer ZÜS geprüft werden 
mussten, ist möglich und sicherheitstechnisch vertretbar, da das Gefährdungspotential hier vergleichbar oder sogar 
geringer ist. Auf die bei Lageranlagen gegenüber Produktionsanlagen möglicherweise größeren Stoffmen- gen 
kommt es im Hinblick auf den Arbeitsschutz und den Drittschutz nach BetrSichV nicht an. Schon geringe 
Stoffmengen können zu einer gefährlichen explosionsfähigen Atmosphäre führen. Auch rechtfertigt die in Lager- 
anlagen gegenüber Produktionsanlagen geringere Beschäftigtenzahl keine besonderen ZÜS-Prüfungen, denn die 
bloße Anwesenheit von Beschäftigten ist nicht zwangsläufig mit einer ständigen Überwachung von Anlagen 
gleichzusetzen. Die Abwesenheit von Beschäftigten bewirkt eher eine geringere Gefährdung von Personen. Auch 
sind die zu prüfenden Sachverhalte bei Lageranlagen und Füllstellen eher einfacher zu beurteilen als bei Produk- 
tionsanlagen. Daher können Lageranlagen und Füllstellen künftig auch von einem besonders qualifizierten Prüfer 
des Arbeitgebers anstelle einer ZÜS geprüft werden. Schon bisher ist bei Ex-Anlagen ohne obligatorische Prüf- 
pflicht durch ZÜS keine höhere Schadenshäufigkeit belegt als in Bereichen mit ZÜS-Prüfpflicht. Es bleibt dem 
Arbeitgeber, insbesondere den KMU, zudem unbenommen, wie bisher eine ZÜS zu beauftragen. 

 

Die Gewährleistung der Sicherheit vor der Inbetriebnahme (sicherheitstechnisch einwandfreie Errichtung) von 
Anlagen gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 7 wird zusätzlich dadurch gewährleistet, dass der Behörde vor 
Inbetriebnahme und nach Änderungen zukünftig ein von einer ZÜS ausgestellter Prüfbericht vorgelegt werden 
muss. Zudem sind solche Anlagen im Hinblick auf die Vermeidung von Stofffreisetzungen auch nach dem anla- 
genbezogenen Gewässerschutzrecht des Bundes und der Länder durch Sachverständige prüfpflichtig, so dass es 
einer weiteren Dichtheitsprüfung nach BetrSichV nicht bedarf. Tank- und Füllstellen für Kraftfahrzeuge hingegen 
bleiben prüfpflichtig durch eine ZÜS, da diese Anlagen von Jedermann aufgesucht werden. 

 

Zu Nr. 1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (Dreifachbuchstabe aaa und bbb) erfolgen notwendige redakti- 
onelle Berichtigungen. Im Anhang Abschnitt 3 BetrSichV werden auch Prüfungen organisatorischer Maßnahmen 
vorgeschrieben (siehe Nummer 4.1 Buchstabe c) und 5.1 Buchstabe d BetrSichV)). Bei organisatorischen Schutz- 
maßnahmen ist deren Eignung zu prüfen. Der Begriff „wirksam“ umfasst die Teilbegriffe „geeignet“ und „funkti- 
onsfähig“. Daher muss es in § 15 Absatz 2 Satz 1 statt „geeignet und wirksam“ „geeignet und „funktionsfähig“ 
heißen. Die Aufteilung des Begriffes „wirksam“ ist im Übrigen erforderlich, weil bei Prüfungen bei technischen 
Schutzmaßnahmen deren Eignung und Funktion, bei organisatorischen Schutzmaßnahmen jedoch nur deren 
Eignung geprüft werden kann. 

 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 
 

Nummer 1 und Nummer 2 beschreiben den Prüfgegenstand und das Ziel der Prüfung im Grundsatz. Liegen be- 
reits relevante Prüfergebnisse aus anderen Rechtsbereichen vor, müssen diese im Rahmen der Prüfung nach der 
BetrSichV nicht wiederholt werden, die Ergebnisse sind jedoch bei der Prüfung nach der BetrSichV zu berück- 
sichtigen. Bei den Prüfungen nach Abschnitt 3 betrifft dies insbesondere solche Prüfungen, die nach den Gewäs- 
serschutzbestimmungen durchzuführen sind, insbesondere nach der neuen Verordnung über Anlagen zum Um- 
gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Die dort vorgeschriebenen Prüfungen durch Prüforganisationen 
sowie weitere Maßnahmen wie die Errichtung von Anlagen durch Fachbetriebe dienen der Vermeidung von 
Stofffreisetzungen und müssen bei den ergänzenden Anforderungen nach der BetrSichV berücksichtigt werden, 
um Doppelprüfungen zu vermeiden. Die in den Diskussionen zum Verordnungsentwurf vorgetragene Behaup- 
tung, die ZÜS-Prüfung würde ersatzlos gestrichen, ist nicht zutreffend. Die Prüfungen nach der AwSV werden 
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von behördlich zugelassenen Sachverständigenorganisationen durchgeführt, zu denen auch die meisten ZÜS 
gehören. Mit der Streichung der ZÜS in der BetrSichV entfällt die Beschränkung auf die ZÜS als alleinige Prüfer für 
brennbare Flüssigkeiten bis 55°C. Zukünftig dürfen hier alle nach der AwSV zugelassenen Prüforganisationen 
prüfen. Die Prüfung auf Exschutz bei Lageranlagen, die in der AwSV nicht vorgeschrieben ist, verbleibt in der 
BetrSichV und wird zukünftig im Rahmen des neuen Prüfkonzepts mit geänderten Prüffristen und erhöhten An- 
forderungen an die Prüfer durchgeführt. 

 

Zu Nummer 3 
 

Nummer 3 beschreibt die erforderliche Qualifikation der Prüfer im Explosionsschutz in Anlehnung an die bishe- rige 
TRBS 1203. Allerdings wurden die Qualifikationsanforderungen deutlich erhöht und an die Anforderungen von 
ZÜS- Prüfern angepasst. Damit wird der besonderen Gefährdungslage Rechnung getragen. Dies erlaubt auch, 
anstelle einer ZÜS andere Prüfer zu zulassen, sofern es sich nicht um Gasfüllanlagen, Tankstellen und Betan- 
kungsanlagen nach Nummer 6 handelt. Damit wird dasselbe Prüferniveau wie bei Produktionsanlagen mit ent- 
zündbaren Flüssigkeiten erreicht, bei denen ein mindestens gleich großes Gefährdungspotenzial besteht. 

 

Zu Nr. 3.2 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb erfolgt eine Redaktionelle Änderung. Die Regelung wurde nach 
Nummer 4.2 verschoben. 

 

Zu Nr. 3.4 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc erfolgt eine redaktionelle Berichtigung. Die Regelung in § 17 
Abs. 1 BetrSichV reicht aus. Danach ist eine Prüfbescheinigung nur auszustellen, wenn die Prüfung von einer ZÜS 
durchzuführen ist. Im Übrigen ist das Ergebnis der Prüfung gemäß § 14 Absatz 7 BetrSichV aufzuzeichnen. Die 
Aufzeichnung gilt auch, wenn eine ZÜS eine Prüfung durchführt, die auch von einer zur Prüfung befähigten 
Person durchgeführt werden darf. Vor diesem Hintergrund wurde auch in Anhang 2 Abschnitt 4 BetrSichV auf 
eine entsprechende Regelung verzichtet. 

 

Zu Nummer 4 
 

Nummer 4 beschreibt die Prüfung vor Prüfung vor Inbetriebnahme, nach prüfpflichtigen Änderungen und nach 
Instandsetzung. Die Prüfung von Lager- und Umfüllanlagen kann im Unterschied zur BetrSichV 2002 auch von 
einer zur Prüfung befähigten Person mit erhöhten Qualifikationsanforderungen durchgeführt werden. Allerdings 
darf der Prüfbericht, der zur Erteilung einer Erlaubnis zukünftig immer vorgelegt werden muss, nur von einer ZÜS 
erstellt werden. Durch die behördliche Erlaubnis ist gewährleistet, dass nur sichere Anlagen in Betrieb ge- 
nommen werden. 

 

Zu Nr. 4.1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd Dreifachbuchstabe aaa erfolgt eine notwendige Klarstellung 
(Anmerkung: In Satz 1). 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd Dreifachbuchstabe bbb wird klargestellt (Anmerkung: In Satz 
3), dass der Inhalt von Unterlagen plausibel sein muss. Der Begriff „wirksam“ umfasst die Teilbegriffe „geeignet“ 
und „funktionsfähig“. Die Aufteilung des Begriffes „wirksam“ ist im erforderlich, weil bei Prüfungen bei techni- 
schen Schutzmaßnahmen deren Eignung und Funktion, bei organisatorischen Schutzmaßnahmen jedoch nur de- 
ren Eignung geprüft werden kann. Weiterhin wird klargestellt, dass im Rahmen der Prüfung der Gesamtanlage 
festgestellt werden muss, dass die Teilprüfungen gemäß dem neuen Satz 7 durchgeführt wurden. 

 

Der mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd Dreifachbuchstabe ccc neu eingefügte Satz 4 bewirkt die 
Aufnahme einer versehentlich unterlassenen Regelung, vergleiche auch Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 3.1 Satz 2 
(Aufzugsanlagen) und Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 4.2 Satz 2 BetrSichV (Druckanlagen). 

 

Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd Dreifachbuchstabe ddd bewirkt eine Folgeänderung (Anmerkung: 
In Satz 5 und 6) aus Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd (Streichung von § 18 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 8). 
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Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd Dreifachbuchstabe eee (Anmerkung: Angefügter Satz) wird 
eine mit der BetrSichV 2015 nicht beabsichtigten Verschärfung beseitigt. Mit der Änderung können die Prüfungen 
auf dem bisherigen Qualifikationsniveau vorgenommen werden. 

 

Zu Nr. 4.2 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe ee erfolgt eine redaktionelle Änderung zur Klarstellung des Ge- 
wollten; Folgeänderung zu Nummer 15 b Doppelbuchstabe bb. 

 

Zu Nummer 5 
 

Nummer 5 beschreibt die Prüfgegenstände und die Fristen wiederkehrender Prüfungen. Nummer 5.1 übernimmt 
den in Nummer 2.8 der Richtlinie 1999/92/EG vorgegebenen Prüfgegenstand. Bei den in Nummer 5.1 und 5.2 
genannten Prüfgegenständen handelt es sich im Wesentlichen um solche, die bisher nach dem 3. Abschnitt i. V. m. 
§ 1 Absatz 2 Nummer 3 der BetrSichV 2002 geregelt waren. Gemäß Nummer 5.4 kann auf wiederkehrende Prü- 
fungen verzichtet werden, wenn ein gleichwertig wirkendes Prüfkonzept vorliegt. Die Wirksamkeit muss im 
Rahmen einer erstmaligen Prüfung bewertet werden. 

 

Zu Nr. 5.1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe ff Dreifachbuchstabe aaa erfolgen (Anmerkung: In Satz 3) not- 
wendige redaktionelle Berichtigungen. Entscheidet sich der Arbeitgeber für ein Instandhaltungskonzept gemäß 
Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 5.4 BetrSichV, kann auf die Prüfungen nach den Nummern 5.2 und 5.3 verzichtet 
werden. Stattdessen ist zu prüfen, ob das festgelegte Instandhaltungskonzept wirksam ist. 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe ff Dreifachbuchstabe bbb erfolgt (Anmerkung: In Satz 4 und 5) 
eine Folgeänderung zu Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd (Streichung von § 18 Absatz 1 Satz 1 
Num- mer 8). 

 

Zu Nr. 5.2 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe gg erfolgt eine redaktionelle Klarstellung; Eindeutige Einbe- 
zie3ung der gemäß § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 BetrSichV erlaubnisbedürftigen Anlagen. 

 

Zu Nr. 5.3 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe hh erfolgt eine redaktionelle Klarstellung. Eindeutige Einbezie- 
hung der gemäß § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 BetrSichV erlaubnisbedürftigen Anlagen. 

 

Zu Nr. 5.4 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe ii Dreifachbuchstabe aaa erfolgt (Anmerkung: In Satz 2) eine re- 
daktionelle Berichtigung. Bei der erstmaligen Prüfung nach 4.1 kann eine Prüfung auf Wirksamkeit nicht durch- 
geführt werden, da das Instandhaltungskonzept vor der Inbetriebnahme nur als Konzept vorliegt. 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe ii Dreifachbuchstabe bbb erfolgt (Anmerkung: In Satz 3) eine re- 
daktionelle Berichtigung. 

 

Zu Nummer 6 
 

Nummer 6 enthält die Festlegung, dass Gasfüllanlagen, Tankstellen und Betankungsanlagen nach § 18 Absatz 1 
Nummer 3, 6 und 8 als Ganzes nur von einer ZÜS geprüft werden dürfen. Hierbei handelt es sich um Einrichtun- 
gen, die vielfach auch von privaten Nutzern verwendet werden. In Anlehnung an die Prüfung von Aufzügen, die 
gleichfalls häufig von Privatpersonen genutzt werden, werden die Prüfer in der Verordnung fest vorgegeben. Satz 
3 berücksichtigt, dass an Tankstellen auch wasserrechtlichen Prüfungen vorgeschrieben sind. Diese dienen der 
Vermeidung von möglichen ungewollten Stofffreisetzungen. Dieser Aspekt kommt auch dem Arbeitsschutz zu 
Gute, da die Vermeidung von Stofffreisetzung auch der Vermeidung von Bränden und Explosionen dient. 
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Zu Abschnitt 4 (Druckanlagen) 

 

Abschnitt 4 übernimmt die Regelungen des 3. Abschnitts der BetrSichV 2002 im Hinblick auf die Prüfung von 
Druckbehälteranlagen einschließlich Dampfkesselanlagen, Füllanlagen für Gase und druckbeaufschlagte Rohr- 
leitungen als überwachungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 ProdSG im Wesentlichen unverän- 
dert. Prüffristen und Prüfer wurden tabellarisch und damit übersichtlicher als bisher gestaltet (s. Nummer 5). Die in 
der BetrSichV 2002 sowohl im Abschnitt 3 als auch im Anhang 5 enthaltenen Ausnahmen wurden in Nummer 6 
zusammengeführt. Nummer 3 beschreibt die erforderliche Qualifikation des Prüfers in Anlehnung an die bishe- rige 
TRBS 1203. Liegen bereits relevante Prüfergebnisse aus anderen Rechtsbereichen vor, müssen diese im Rah- 
men der Prüfung nach der BetrSichV nicht wiederholt werden, die Ergebnisse sind jedoch bei der Prüfung nach 
der BetrSichV zu berücksichtigen. Bei den Prüfungen nach Abschnitt 4 betrifft dies insbesondere solche Prüfun- 
gen, die nach den Gewässerschutzbestimmungen durchzuführen sind, insbesondere nach der neuen Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Die bisherige Sonderregelung in § 23 der 
BetrSichV 2002 zu ortsbeweglichen Druckgeräten kann entfallen, weil in den Begriffsbestimmungen auf die 
Richtlinie 2010/35/EG anstatt auf die Richtlinie 97/23/EG verwiesen wird. Die Richtlinie 2010/35/EG gilt sowohl für 
das Bereitstellen als auch für jegliche Verwendung von ortsbeweglichen Druckgeräten. 

 

Neu ist, dass gemäß Nummer 5.7 bei Anlagenteilen von Druckanlagen künftig äußere und innere Prüfungen durch 
andere geeignete gleichwertige Verfahren und bei Festigkeitsprüfungen die statischen Druckproben durch 
gleichwertige zerstörungsfreie Verfahren ersetzt werden können, wenn der Arbeitgeber für die Anlage und die 
betroffenen Anlagenteile ein Prüfkonzept vorlegt, für das eine ZÜS bestätigt, dass damit eine sicherheitstechnisch 
gleichwertige Aussage erreicht wird. Ein Prüfkonzept für eine Anlage kann auch Maßnahmen beinhalten, auf 
deren Basis eine Prüfaussage getroffen werden kann, ohne dass dazu die Anlagenteile außer Betrieb genommen 
werden müssen. Durch die Ausnahmeregelung wird für den Arbeitgeber eine Flexibilisierung erreicht, ohne dass 
wesentliche sicherheitstechnische Belange beeinträchtigt werden. 

 

Zu Nr. 1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa erfolgt (Anmerkung: In Satz 4) eine Klarstellung des Gewollten. 
 

Zu Nr. 2.1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa erfolgt (Anmerkung: In Satz 2 Buchstabe 
b) eine Fehlerberichtigung (Zitat der Richtlinie 2010/35/EU). 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe bbb erfolgt (Anmerkung: In dem angefügten 
Satz) eine Klarstellung des Gewollten. Die Ergänzung ist für die Konkretisierung einer Druckanlage im techni- 
schen Regelwerk erforderlich. Im Übrigen sei hier darauf hingewiesen, dass die Verweise in Nummer 2.1 Satz 2 
auf die dort genannten EU-Richtlinien auch die darin enthaltenen Ausnahmeregelungen hinsichtlich der Anwen- 
dungsbereiche umfassen. 

 

Zu Nr. 3 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc erfolgt eine redaktionelle Berichtigung. Die Basisqualifikation 
der befähigten Person im Druckbereich wird an die in Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 3. 1 Buchstabe a für 
Exschutz-Prüfungen erforderliche Qualifikation angepasst. In beiden Fällen ist eine gleichermaßen ausreichende 
technische Qualifikation erforderlich, jedoch kommt es dabei nicht zwingend auf die Erstqualifikation zu Beginn 
eines Arbeitslebens an. 

 

Zu Nr. 4.1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe dd erfolgt eine Folgeänderung aus der Verschiebung der bisheri- 
gen Nummer 5.5 Satz 3 nach Tabelle 8 in Anhang 2 Abschnitt 4. 

 

Zu Nr. 5.2 c 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe ee erfolgt eine Klarstellung. Der Begriff „wirksam“ umfasst die 
Teilbegriffe „geeignet“ und „funktionsfähig“. Die Aufteilung des Begriffes „wirksam“ ist im erforderlich, weil bei 
Prüfungen bei technischen Schutzmaßnahmen deren Eignung und Funktion, bei organisatorischen Schutzmaß- 
nahmen jedoch nur deren Eignung geprüft werden kann. 
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Zu Nr. 5.5 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe ff erfolgt eine Klarstellung. Der hier aufgehobene Satz 3 wird - 
geringfügig geändert - unter Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 Tabelle 8 verschoben, da die Regelung nur für 
Tabelle 8 (Prüfanforderungen an Rohrleitungen für akut toxische Gase, Dämpfe oder überhitzte Flüssigkeiten) 
relevant ist. 

 

Zu Nr. 5.7 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe gg erfolgt eine Klarstellung des Gewollten. Wiederkehrende Prü- 
fungen von Anlagenteilen bestehen aus äußeren Prüfungen, inneren Prüfungen und Festigkeitsprüfungen. Fes- 
tigkeitsprüfungen sind nicht Bestandteil von inneren und äußeren Prüfungen sondern eine eigenständige Prüfart. 
Die Ausnahme für Festigkeitsprüfungen kann daher nicht in den Kontext mit inneren Prüfungen gestellt werden. 

 

Zu Nr. 5.9 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe hh erfolgt eine redaktionelle Änderung zur besseren Darstellung 
des Gewollten. Auf die bisherige, prüfgruppenbezogene Darstellung der Prüfzuständigkeit wird verzichtet. Dadurch 
können die bisherigen Tabellen deutlich vereinfacht werden (siehe z. B. Tabelle 8). Zu den Vereinfa- chungen 
trägt auch bei, dass die Prüfzuständigkeiten zwischen „Äußere Prüfung“, „Festigkeitsprüfung“ und ggf. 
„Innere Prüfung“ identisch sind und somit zwei Spalten entfallen können. Ferner wurden die Tabellenüber- 
schriften verständlicher gefasst. 

 

In den Tabellen 4, 8 und 9 wurden ferner Fehler behoben, die im Ausschuss für Betriebssicherheit bei der Über- 
nahme von Regelungen der BetrSichV 2002 in eine tabellarische Darstellung aufgetreten sind. 

 

Bei den Änderungen zu Tabelle 7 handelt es sich nicht um rein redaktionelle Änderungen gegenüber der gelten- 
den BetrSichV. Es wurden zwar die Prüfgruppen aus Tabelle 7 übernommen (obschon die Richtlinie 2014/29/EU 
(für einfache Druckbehälter) keine Kategorien definiert), jedoch wurde das geltende Recht so geändert, dass 
nunmehr bei 0,5 < PS ≤ 1 Bar eine befähigte Person die Prüfungen erstmalig und wiederkehrend vornehmen darf. 
Einfache Druckbehälter im Sinne der RL 2014/29/EU sind Druckbehälter, die nur für Stickstoff und Sauerstoff 
zugelassen sind, vom Gefahrenpotenzial daher allenfalls identisch zu bewerten sind wie Druckbehälter entspre- 
chender Größe, die nach der Richtlinie 2014/68/EU (Druckgeräterichtlinie) in Verkehr gebracht und im Hinblick auf 
die Prüfungen nach BetrSichV Tabelle 4 zu behandeln sind. Für die einfachen Druckbehälter sollte es daher auch 
dieselben Prüfvorgaben geben. Gleiche Sachverhalte in der Druckgeräterichtlinie und in der Richtlinie für einfache 
Druckbehälter sollten gleich behandelt werden. 

 

Eine redaktionelle Änderung ist ferner die Ausweisung der maximalen Grenzen von 
PS=30 Bar und PS ∙ V = 10.000 Bar ∙ Liter für einfache Druckbehälter gemäß RL 2014/29/EU direkt in der Tabelle. 

 

Zu Nr. 6 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe ii erfolgt eine Klarstellung des Gewollten. Die Anforderungen nach 
Anhang 2 Nummer 4 und 5 BetrSichV gelten auch für die unter Nummer 6 genannten Anlagen, sofern dort nichts 
anderes bestimmt ist. Insbesondere die Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen von Anlagenteilen bleiben 
von der Sonderregelung in Nummer 6 weitgehend unberührt. 

 

Zu Nr. 6.10.1 
 

Bei Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe jj handelt es sich um eine Folgeänderung zur Änderung der Tabel- 
len in Anhang 2 Nummer 5.9 BetrSichV (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der Prüfzuständig- 
keit). Die über den bisherigen Prüfgruppenbezug hergestellte Geltung der Ausnahme nur für ZÜS-prüfpflichtige 
Anlagen kann entfallen, weil die Höchstfrist von zehn Jahren gemäß Nummer 5.9 Satz 1 schon bisher auch für 
Prüfungen durch zur Prüfung befähigte Personen möglich ist. 

 

Zu Nr. 6.11 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe kk erfolgt eine Vereinheitlichung und Klarstellung in Überein- 
stimmung mit den in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 festgelegten Regelungen, analog zu Nummer 6.10.1. Die 
in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 6.11.1, 6.11.3 und 6.11.4 aufgeführten Prüferleichterungen bezogen sich bisher 
nur auf Druckbehälter, die von einer ZÜS geprüft werden mussten. Durch die Streichung des bisherigen Prüf- 
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gruppenbezuges gelten die Prüferleichterungen nunmehr auch für Druckanlagen, die durch zur Prüfung befä- 
higte Personen (niedrigere Gefährdungspotentiale) geprüft werden dürfen. 

 

Zu Nr. 6.14.3 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe ll erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung zur Änderung der 
Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der Prüfzu- 
ständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (z. B. anhand Druck, Rauminhalt) wurden in 
den jetzigen Text von Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 6.16.3 BetrSichV übernommen. 

 

Zu Nr. 6.16.4 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe mm erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung zur Änderung der 
Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der Prüfzu- 
ständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (Druck, Rauminhalt) wurden in den jetzi- 
gen Text von Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 6.16.4 BetrSichV übernommen. 

 

Zu Nr. 6.17.1 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe nn Dreifachbuchstabe aaa erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Änderungen der Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbe- 
zogene Darstellung der Prüfzuständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (Druck, 
Rauminhalt) wurden in den jetzigen Text von Nummer 6.17.1 übernommen. 

 

Zu Nr. 6.17.4 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe nn Dreifachbuchstabe bbb erfolgt eine redaktionelle Folgeände- 
rung aufgrund der Änderungen der Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgrup- 
penbezogene Darstellung der Prüfzuständigkeit). Redaktionelle Folgeänderung zur Änderung der Tabellen in 
Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der Prüfzuständigkeit). Die bisher mittels Prüf- 
gruppen bestimmten Festlegungen (Druck, Rauminhalt) wurden in den jetzigen Text von Nummer 6.17.4 über- 
nommen. Die Prüfung von Eignung und Funktion von kathodischem Korrosionsschutz sollte keine wiederkeh- 
rende Prüfung sein sondern, wie bisher (Anhang 5 Nr. 11 Abs. 4 Satz 3 BetrSichV 2002), eine erstmalige Prüfung, 
spätestens nach einem Jahr (Fehlerberichtigung). 

 

Zu Nr. 6.17.5 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe nn Dreifachbuchstabe ccc erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Änderungen der Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbe- 
zogene Darstellung der Prüfzuständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (Druck, 
Rauminhalt) wurden im Text von Nummer 6.17.5 klargestellt. 

 

Zu Nr. 6.27 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe oo erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Ände- 
rungen der Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der 
Prüfzuständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (Druck, Rauminhalt) wurden in den 
jetzigen Text übernommen. 

 

Zu Nr. 6.32 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe pp Dreifachbuchstabe aaa wird (Anmerkung: Streichung Satz 2) 
klargestellt, dass bei wiederkehrenden Prüfungen der Regelfall gemäß Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.1 gilt. 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe pp Dreifachbuchstabe bbb wird (Anmerkung: Im neuen Satz 2) 
klargestellt, dass es sich bei der im neuen Satz 2 genannten Prüffrist um eine Höchstfrist handelt. 

 

Zu Nr. 6.33 
 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe qq erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Ände- 
rungen der Tabellen in Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.9 (Verzicht auf die prüfgruppenbezogene Darstellung der 
Prüfzuständigkeit). Die bisher mittels Prüfgruppen bestimmten Festlegungen (Druck, Rauminhalt) wurden in den 
jetzigen Text von Nummer 6.33 übernommen. 

http://www.wiessneth.de/


 

98 
Hinweis: Dieses Dokument enthält Lesezeichen, die Sie zur Navigation nutzen können – ein Service von form & funktion 

Zusammenstellung: Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann 

 
 
Zu Nr. 6.35 

 

Mit Nummer 15 Buchstabe c Doppelbuchstabe rr erfolgt eine Wiederaufnahme einer Ausnahmeregelung der 
Betriebssicherheitsverordnung 2002. 

 
 
Zu Anhang 3 (Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel) 

 

Prüfungen sind ein wichtiger Bestandteil des Arbeitsschutzes bei Arbeitsmitteln. Die BetrSichV 2002 kannte nur 
Prüfungen durch ZÜS (bei „bestimmten überwachungsbedürftigen Anlagen“) und durch „zur Prüfung befähigte 
Personen“ (bei allen übrigen Arbeitsmitteln). Bei Prüfungen durch befähigte Personen hatte ausschließlich der 
Arbeitgeber über Art Umfang und Fristen von Prüfungen sowie über die Qualifikation der Prüfer zu entscheiden. 

 

Der neue Anhang 3 soll nunmehr für Arbeitsmittel gelten, die als besonders prüfpflichtig identifiziert wurden, ohne 
jedoch überwachungsbedürftige Anlagen im Sinne von § 2 Nummer 30 ProdSG zu sein. Bei diesen Arbeits- 
mitteln werden Art, Umfang und Fristen sowie die Qualifikation des Prüfers durch den Verordnungsgeber vor- 
gegeben. In den Anhang 3 könnten insbesondere solche Arbeitsmittel übernommen werden, für die schon jetzt 
besondere Prüfpflichten nach Unfallverhütungsvorschriften gelten. Dies gilt z. B. für Krane, für die die Prüfrege- 
lungen der BGV D6 (Krane) und der berufsgenossenschaftlichen Grundsätze (BGG) 924 (Grundsätze für die Er- 
mächtigung von Sachverständigen für die Prüfung von Kranen) in den Anhang 3 Abschnitt 1 übernommen wur- 
den. In analoger Weise wurden in Abschnitt 2 die Prüfvorschriften der BGV D 34 zu bestimmten Flüssiggasanla- 
gen in überarbeiteter Form sowie in Abschnitt 3 die Prüfvorschriften der BGV C 1 zu maschinentechnischen Ar- 
beitsmitteln der Veranstaltungstechnik aufgenommen. Der Anhang 3 kann künftig fortgeschrieben werden. Basis 
hierfür können entsprechende Beschlüsse des Ausschusses für Betriebssicherheit (ABS) auf der Grundlage eines 
vorliegenden Forschungsprojektes sowie weitere Unfallverhütungsvorschriften sein. Dies ermöglicht die Ablö- 
sung der entsprechenden Regelungen in Unfallverhütungsvorschriften und leistet einen Beitrag zur Schaffung 
eines kohärenten Regelwerks im Sinne von § 20 a ArbSchG. 
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